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Die zweite Hypothek 


Von Oberregierungsrat Dr. jur. et phil. Ruſch, Dresden. 


Die Frage der zweiten Hypothek hat bereits in 
der Vorkriegszeit eine große Rolle geſpielt; die 
Subventionierung des Wohnungsbaues durch die 
öffentliche Hand aus der Hauszinsſteuer, ſowie 
die Förderung der Siedlung und Bereitſtellung 
von Reichsbaudarlehen durch das Reich find eben- 
falls nichts weiter als das Bemühen, die auf dem 


In der Vorkriegszeit ſetzte ſich die Finanzierung 
des Wohnungsbaues zuſammen aus der bis zur 
Hälfte des Bauwertes reichenden 1. Hypothek, 
einer 2. Hypothek und dem — oft ſehr geringem 
— Eigenkapital. Während der Markt für die 
1. Hypothek in Deutſchland geradezu vorbildlich 
organiſiert war, bereitete die Beſchaffung der 
2. Hypothek ſchon damals in ſteigendem Maße 
außerordentliche Schwierigkeiten und mannigfach 
waren die Verſuche einer Löſung dieſes Not- 
ſtandes. Welche Bedeutung der 2. Hypothek rein 
wirtſchaftlich beizumeſſen iſt, ergibt ſich daraus, 
daß man den Geſamtbetrag der in Deutſchland 
in der Vorkriegszeit ausgegebenen zweitſtelligen 
Hypothekengelder auf mindeſtens 8 Milliarden 
Mark veranſchlagt. Die Arbeit von Lindecke, 
dem Generalſekretär des Rheiniſchen Vereins für 
Wohnungsweſen über die „Beſchaffung der 2. Hy⸗ 
pothek mit Hilfe der Gemeinden“ (1914) gibt den 
deutlichen Beweis dafür, wie die Gemeinden ſchon 
damals bei der Beſchaffung von zweiten Hypo⸗ 
theken Hilfsſtellung zu leiſten verſuchten. In 
62 deutſchen Gemeinden beſtanden damals bereits 
ſtädtiſche Anſtalten für zweite Hypotheken. Die 
Aufgabe dieſer Anſtalten war ſehr mannigfach; 
einige dienten dem Hausbeſitz allgemein, andere 
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gewährten lediglich Neubaudarlehen. 


Kapitalmarkt fehlende zweite Hypothek zu er⸗ 
ſetzen. Augenblicklich iſt die Lage ſo, daß die 
Frage der zweiten Hypothek gelöſt 
werden muß, wenn der Wohnungs- 
bau wieder auf wirtſchaftliche 
Grundlagen gebracht werden ſoll. 


Die Be⸗ 
ſchaffung der für die Ausgabe der Hypotheken er⸗ 
forderlichen Kapitalien erfolgte entweder aus be⸗ 
ſonderen ſtädtiſchen Mitteln, aus der Aufnahme 
von Anleihen, vorzüglich von den Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten, ſtädtiſchen Sparkaſſen oder auch 
durch die Ausgabe von Schuldverſchreibungen. 
Der Notſtand wurde allmählich ſo groß, daß ſich 
ſchließlich die Reichsregierung genötigt ſah, eine 
Immobiliarkreditkommiſſion einzu⸗ 
ſetzen und durch dieſe den ganzen Fragenkomplex 
eingehend unterſuchen zu laſſen. So intereſſant 
auch die der Kommiſſion erſtatteten Berichte von 
namhaften Autoren aus allen Lagern ſind, ſo 
haben doch weder ſie noch die im Jahre 1916 ſtatt⸗ 
gehabten Verhandlungen, denen der Verfaſſer als 
Vertreter des Reichsſtatiſtiſchen Amtes beiwohnte, 
zu einem Ergebnis geführt. Zwei Geſichtspunkte 
aus den Verhandlungen verdienen jedoch feſt— 
gehalten zu werden, da ſie gerade für die heutigen 
Verhältniſſe von grundlegender Bedeutung ſind. 
Schon damals wurde von dem Vertreter des orga⸗ 
niſierten Hausbeſitzes (van der Borght) anerkannt. 
daß an ſich Kapital genug für die 2. Hypothek 
vorhanden ſei, es aber an einem Organ fehle, 
daß das vorhandene Kapital der Anlage für 
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2. Hypotheken zuführte, und daß es daher gewiſſer 
Organiſationen bedürfe, um neben allen anderen 
das Privatkapital dieſer Anlage jetzt wieder zu— 
zuführen. Des weiteren wurde von den verſchie⸗ 
denſten Seiten anerkannt, daß eine Löſung der 
Frage nur mit Hilfe der öffentlichen Hand möglich 
ſei. 

Dieſe Forderung war nicht vollſtändig neu, da 
das Reich bereits durch Geſetz vom 10. 6. 1914 die 
Uebernahme der Bürgſchaft für zweite Hypotheken 
für Arbeiter und geringbeſoldete Beamte zugelaj- 
ſen hatte. Die Forderung, allgemein Bürgſchaft 
für den Kleinwohnungsbau von gemeinnützigen 
Baugenoſſenſchaften zu übernehmen, wurde da⸗ 
mals noch abgelehnt. Preußen folgte durch Geſetz 
vom 24. 1. 1918 mit der Verbürgung für zweite 
Hypotheken aber mit dem weſentlichen Unterſchied, 
daß ſich hier die Maßnahmen auf ſämtliche ge⸗ 
meinnützigen Baugenoſſenſchaften erſtreckten. Vor 
allem wurde hier im Gegenſatz zum Reich von 
vornherein zur Deckung der dem Staat aus den 
Bürgſchaftsverträgen etwa ſich ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen ein Betrag von 10 Millionen Mark 
in bar zur Verfügung geſtellt. (Bürgſchaftsſiche⸗ 
rungsfonds.) Der Krieg und die Inflation hin⸗ 
derten die Auswirkungen dieſes Geſetzes. Vor- 
bildlich war das Württembergiſche Bürgſchafts⸗ 


An der in der Nachkriegszeit ſich ergebenden 
Wohnungsnot konnte die öffentliche Hand nicht 
vorübergehen, wenn ſie nicht große Gefahren für 
Staat und Volk heraufbeſchwören wollte. Auf 
dem Wege der Bautätigkeit der Vorkriegszeit war 
dieſes Notſtandes nicht Herr zu werden, da Kapi⸗ 
tal entweder überhaupt fehlte, oder aber nur zu 
Bedingungen zu haben war, die jede Rentierlich⸗ 
keit der Bauvorhaben ausſchloß. Es mußte Erſatz 
geſchaffen werden für das für die zweite Hypothek 
völlig fehlende Kapital. Außerdem mußte es zu 
Bedingungen gewährt werden, die in Anbetracht 
der ſehr hohen Zinslaſten der erſten Hypothek 
einen Ausgleich herbeiführten. Die Mittel für 
dieſe Maßnahmen wurden von der Hauszinsſteuer 
gewonnen. Allein in den Jahren 1927 bis 1931 
ſind auf dieſe Weiſe 4,5 Milliarden Mark an 
Hauszinsſteuer der Neubautätigkeit zugeführt 
worden. Ueber die Hauszinsſteuer hinaus haben 
auch ſonſt noch vielfach Länder und Gemeinden 
Anleihemittel dem Wohnungsbau zugeführt. Dar⸗ 
über hinaus kommen noch die Arbeitgeberzuſchüſſe 
des Reiches, der Länder und ſonſtiger Stellen, ſo 
daß in der gleichen Zeit insgeſamt an öffentlichen 
Mitteln dem Wohnungsbau rund 6 Milliarden 
Mark zugeführt worden ſind. Es handelt ſich 
hierbei um einen Betrag, der 34 des Geſamt⸗ 
betrages ausmacht, der in der Vorkriegszeit im 
deutſchen Hausbeſitz an zweiten Hypotheken an⸗ 
gelegt war. Eine gewaltige Leiſtung in Anbe⸗ 
tracht der allmeinen Finanzlage. Freilich iſt nicht 
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geſetz vom 30. 5. 1919. Hier wurde ſchlechthin die 
Beſchaffung der 2. Hypothek für den Kleinwoh⸗ 
nungsbau ins Auge gefaßt. Hier fand auch keine 
Beſchränkung auf die gemeinnützige Bautätigkeit 


ſtatt. Im Zuſammenhang damit wurde die Würt⸗ 


tembergiſche Wohnungskreditanſtalt gegründet 
und dieſer gleichzeitig ſpäter die Verwaltung der 
Hauszinsſteuer übertragen. Typiſch für die Würt⸗ 
tembergiſche Regelung iſt, daß dort der Staat und 
die Gemeinden die Bürgſchaft je zur Hälfte 
tragen. 

Einige Länder gingen über die Bürgſchafts⸗ 
übernahme hinaus und ſchufen beſondere Einrich⸗ 
tungen für die unmittelbare Bereitſtellung von 
zweiten Hypotheken. So Heſſen durch die Errich⸗ 
tung der Landeskreditkaſſe (1902), Bayern durch 
ſeine Landeskulturrentenanſtalt (1908), Sachſen 
durch den Ausbau ſeiner Kulturrentenbank 
(1914). *) 

Es zeigt ſich, wie bereits zwiſchen 1900 bis 1920 
Reich, Länder und Gemeinden ſich nicht nur theo⸗ 
retiſch mit der Frage der zweiten Hypothek be⸗ 
faßten, ſondern auch die verſchiedenſten Einrich⸗ 
tungen zur Beſchaffung der zweiten Hypothek ins 
Leben riefen. Die Nachkriegszeit und die Infla⸗ 
tion machten alle dieſe Verſuche zunichte. 


zu verkennen, daß ſie mancherlei Mißſtände zur 
Folge hatte. Vor allem waren die Baukoſten auf 
eine Höhe gebracht worden, die für die geſamte 
Volkswirtſchaft eine Gefahr bedeutete, denn ohne 
daß die Baukoſten geſenkt wurden, war eine Sen⸗ 
kung des ſonſtigen Preisniveaus nicht möglich. 
Hauptſächlich aus dieſen Gründen heraus beſchloß 
man den Abbau der Subventionierung des Woh⸗ 
nungsbaus durch die öffentliche Hand und glaubte 
die Löſung dadurch zu finden, daß man der pri⸗ 
vaten Bautätigkeit wiederum die Wege öffnen 
wollte und zwar durch Gewährung von Zins⸗ 
zuſchüſſen und durch Uebernahme der Bürgſchaft 
für zweite Hypotheken durch das Reich. (Erſte 
Notverordnung vom 2. 12. 1930.) Man überſah 
hierbei, daß die erſte Vorausſetzung für dieſe 
Maßnahme ſehlte, nämlich das für die 2. Hypo⸗ 
thek notwendige Kapital überhaupt. Im übrigen 
hätten die an den verſchiedenſten Stellen gemach⸗ 
ten ſehr böſen Erfahrungen mit den Zinszuſchüſ⸗ 
ſen vor Beſchreiten dieſes Weges warnen ſollen. 
Von irgendeinem Exfolg iſt er auch nicht geweſen, 
zumal die für die Gewährung der Zinszuſchüſſe 
gedachte Quelle, die Hauszinsſteuer, mehr und 
mehr abgebaut, der letzte Reſt für allgemeine 
Etatzwecke in Anſpruch genommen wurde und für 
den Wohnungsbau nicht mehr viel verblieb. Die 
Bürgſchaft des Reiches litt von vornherein daran, 


) Vergl.: Der zweitſtellige Hypothekarkredit von 
Kämper, Berlin 1930. 


daß ein Sicherungsſtock fehlte, aus dem etwaige 
Ausfälle hätten gedeckt werden können, und daß 
infolgedeſſen große Vorſicht bei der Gewährung 
von Bürgſchaften Platz greifen mußte. 

In ganz kurzer Zeit mußte man erkennen, daß 
der von der Regierung Brüning eingeſchlagene 
Weg nicht zum Ziele führen konnte und die Baus 
tätigkeit völlig zum Erlahmen bringen mußte. 
Infolgedeſſen ſah ſich das Reich zu einer erneuten 
Aktion veranlaßt, die allerdings unter dem Ge— 
fihtspunft der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
ein völlig neues Gewand bekam: der Stadt- 
randſiedlung. 

Von außen betrachtet war die Stadtrandjied- 
lung lediglich eine Maßnahme zur Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit. Wenn dieſer Geſichtspunkt 
auch der Ausgangspunkt der Maßnahme war und 
ihr den Stempel aufdrückte, ſo barg doch die 
Stadtrandſiedlung bei genauer Betrachtung in ſich 
den Gedanken der Dezentraliſation der Großſtädte 
und iſt damit der Ausgangspunkt zu einer groß⸗ 
zügigen Siedlungspolitik des Reiches geworden. 
Wenn auch die vom Reich gewährten Baudar⸗ 
lehen, abgeſehen von der Selbſthilfe des Sied⸗ 
lers, die Geſamtbaukoſten deckten, ſo war doch 
wiederum hierbei die zweite Hypothek inbegriffen 
und je mehr man von der eigentlichen Stadtrand⸗ 
ſiedlung, der ausſchließlichen Anſetzung von Voll⸗ 


Mit dem Augenblick, wo die Hauszinsſteuer für 
den Wohnungsbau nicht mehr floß, ergab ſich hin⸗ 
ſichtlich der Neubautätigkeit ein jäher Abjturz. 
Gegenüber 310000 Wohnungen im Jahre 1930 
wurden 1932 nur 141000 Wohnungen im Reich 
neu erſtellt. Dieſer Tiefſtand iſt zwar inzwiſchen 
überwunden durch die Stadtrandſiedlungen, die 
Reichsbaudarlehen, vor allem auch durch die Woh- 
nungsteilungen und den Umbau gewerblicher 
Räume, aber für den Wohnungsbau außerhalb 
des Eigenheimbaues oder der Siedlung fehlt es 
gegenwärtig doch an den notwendigen Finan- 
zierungsmöglichkeiten. 

Bei dem Leerſtehen einer großen Anzahl von 
Wohnungen wird vielfach der Bedarf nach weite⸗ 
ren Klein⸗ und Mittelwohnungen in Abrede ge— 
ſtellt. Hierbei wird überſehen, daß es ſich bei den 
leerſtehenden Wohnungen zum großen Teil um 
Großwohnungen handelt, die für die Beurteilung 
des Bedarfs von Klein- und Mittelwohnungen 
außer Betracht bleiben müſſen. Im übrigen haben 
die Arbeiten von Burgdörfer zur Genüge 
dargetan, daß nach der künftigen Entwicklung 
unſeres Bevölkerungsaufbaues in den nächſten 
Jahren ein erheblicher Bedarf an neuen Woh⸗ 
nungen vorhanden ſein wird. Dazu kommen 
neuerdings noch die Eheſtandsdarlehen, die ſich 
ebenfalls nach dieſer Richtung auswirken werden. 
Bei aller grundſätzlichen Anerkennung der Be⸗ 
deutung des Siedlungsgedankens gibt es doch 
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erwerbslojen, zur Volksſiedlung übergeht, 
d. h. auch der Anſetzung von Kurzarbeitern und 
kinderreichen Vollbeſchäftigten, je mehr man die 
Heranziehung von Fremdkapital und Eigengeld 
zuläßt, um ſo mehr bekommt auch hier wieder das 
Reichsdarlehen den Charakter der zweiten Hypo⸗ 
thek. 

Ganz eindeutig kennzeichnet ſich als Gewährung 
der 2. Hypothek die Bereitſtellung von Reichsbau⸗ 
darlehen für Eigenheime. Rangſtellung und Zins⸗ 
bedingungen laſſen dies deutlich erkennen. Zum 
erſten Male in der Nachkriegszeit werden hier 
öffentliche Mittel bereitgeſtellt, ohne irgendeine 
Zinsvergütung. Begründet iſt dieſe Maßnahme 
ſeinerzeit mit dem Beſtreben, möglichſt viel 
„Strumpfgeld“, d. h. Eigenkapital der Bautätig⸗ 
keit zuzuführen. Dieſes Ziel iſt auch zweifellos 
erreicht worden. Während man bei den Bürg⸗ 
ſchaften die Beſchaffung des Kapitals für die 
zweiten Hypotheken von dritter Seite zu erleich⸗ 
tern verſucht, hat das Reich den Weg der un⸗ 
mittelbaren Kapitalhergabe beſchritten. Der Un⸗ 
terſchied gegenüber den Hauszinsſteuerdarlehen 
liegt jedoch darin, daß hier keinerlei Vergünſti⸗ 
gung hinſichtlich der Verzinſung mehr Platz greift, 
ſondern marktgängige Bedingungen verlangt 
werden. 


LET, 


eine große Anzahl von Volksgenoſſen, die nicht 
ſiedeln wollen oder ſiedeln können. Für dieſe muß 
aber auch Vorſorge getroffen werden. Es gilt 
alſo neben der Förderung der Siedlung auch die 
Möglichkeit für die Errichtung von Mehrfamilien⸗ 
häuſern zu ſchaffen. Wiederum handelt es ſich, 
wie in den ganzen vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten um die 2. Hypothek. Wenn ſchon, 
wie oben dargelegt, in den vergangenen Jahr- 
zehnten die öffentliche Hand (Reich, Länder, Ge⸗ 
meinden) ſich mit dieſem Problem befaßt haben, 
jo können fie heute noch viel weniger daran vor⸗ 
übergehen, zumal die Erkenntnis mehr und mehr 
Platz greift, daß die Beſchaffung der zwei⸗ 
ten Hypothekohne Hilfsſtellung der 
öffentlichen Hand nicht durchzufüh- 
ren iſt. Es gibt auf dieſem Wege zwei Möglich- 
keiten: einmal durch Uebernahme von Bürgſchaf⸗ 
ten, zum anderen durch Bereitſtellung des Kapi⸗ 
tals unmittelbar. 

Daß die Gemeinden heute nicht mehr wie in 
der Vorkriegszeit als Träger der Bürgſchaft 
in Frage kommen, ergibt ſich bei ihrer Finanzlage 
von ſelbſt. Außerdem kann die Frage der Be— 
ſchaffung der 2. Hypothek nicht mehr als Sonder⸗ 
aktion örtlicher Natur in die Wege geleitet wer⸗ 
den, ſondern muß, wenn ſie zu einer wirklich be⸗ 
friedigenden Löſung führen ſoll, auf ganz breiter 
Grundlage angefaßt werden. Augenblicklich be⸗ 
ſteht neben der Möglichkeit der Reichsbürgſchaft 
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die Länderbürgſchaft in Württemberg, in Sachſen 
(Geſetz vom 12. April 1933), ganz neuerdings in 
Hamburg. Die Reichsbürgſchaft leidet, wie 
ſchon oben hervorgerufen, daran, daß ſie eines 
Sicherungsſtocks entbehrt. Wenn bei der öffent⸗ 
lichen Hand — mit Recht — ſeit Jahren der 
Wunſch beſteht, ſich aus den eigentlichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben mehr und mehr zurückzu— 
ziehen, andererſeits aber die Notwendigkeit der 
Hilfsſtellung für wirtſchaftliche Maßnahmen nicht 
vermieden werden kann, ſo ſollte auf dieſem Ge⸗ 
biet wie bei der Arbeitsbeſchaffung der Schritt 
nicht geſcheut werden, dieſe Maßnahme voll ver⸗ 
antwortlich, wenn auch unter weitgehender Mit- 
wirkung der amtlichen Stellen, Wirtſchaftskör⸗ 
pern zu übertragen. Der Anfang iſt ja bereits 
bei der Reichsbürgſchaft gemacht. Wünſchenswert 
wäre eine Vereinfachung des Verfahrens. 

Sachſen hat bei der Schaffung ſeines Bürg⸗ 
ſchaftsſicherungsgeſetzes von 1933 von vornherein 
aus den Reſten der Hauszinsſteuer einen Bürg⸗ 
ſchaftsſicherungsſtock errichtet, ſo daß für etwaige 
Ausfälle eine Bardeckung vorhanden iſt. Nachdem 
die Schwierigkeiten der Kapitalbeſchaffung durch 
Zuſammenwirken der Realkreditgeldgeber und 
dem „Sächſiſchen Heim“ mittels Gewährung von 
Zwiſchenkrediten überwunden waren, konnren mit 
dieſem Geſetz gute Erfolge erzielt werden; es 
gelang, im Jahre 1933 rund 1000 Wohnungen 
unter der Staatsbürgſchaft ohne Inanſpruchnahme 
öffentlicher Gelder zu finanzieren. Wenn auch die 
mit dem Sächſiſchen Geſetz gemachten Erfahrungen 
noch mancherlei Maßnahmen im einzelnen er⸗ 
fordern, um nicht unter dem Schutz der öffent- 
lichen Hand von neuem allerhand Mißbräuchen 
die Wege zu öffnen, jo rechtfertigt doch der prak⸗ 
tiſche Erfolg grundſätzlich das Weiterbeſchreiten 
dieſes Weges. Wenn auch anfangs mit der ſächſi⸗ 
ſchen Landesbürgſchaft in erſter Linie das Ge⸗ 
ſchoßhaus gefördert wurde, ſo kommt doch neuer⸗ 
dings hierbei mehr und mehr das Einfamilien⸗ 
haus zur Geltung, eine Entwicklung, die ebenſo 
intereſſant wie bedeutungsvoll iſt. 

Nun wird zweifellos der Einwand erhoben wer⸗ 
den, daß neben der Reichsbürgſchaft eine Län⸗ 
derbürgſchaft überflüſſig wird. Hierzu iſt 
folgendes zu ſagen: 

Die in dieſem Zuſammenhang gepflogenen Er⸗ 
örterungen und Erfahrungen haben deutlich zu 
erkennen gegeben, daß eine rein zentrale Reglung 
der Bürgſchaft von Reichswegen in Berlin, auf 
die Dauer geſehen, unmöglich iſt. Eine Zentrale 
in Berlin kann weder die praktiſchen Bedürfniſſe 
noch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in den ver⸗ 
ſchiedene Teilen des Reiches ſo überſehen, daß ſie 
in ihrer praktiſchen Arbeit allen Anforderungen 
gerecht werden könnte. Zwar iſt die Reichsbürg⸗ 
ſchaft heute heruntergegangen bis auf die gleich⸗ 
zeitige Forderung von 5 Einfamilienhäuſern oder 
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bis zum Fünffamilienhaus, aber das Einzelhaus 
bleibt unberückſichtigt, eine Tatſache, die in An⸗ 
betracht der neueſten angedeuteten Entwicklung 
in Sachſen nicht außer acht gelaſſen werden darf. 
Die Unmöglichkeit einer zentralen Reglung von 
Berlin aus, ſowie die Berückſichtigung auch des 
kleinſten Objektes von dort aus zeigt, daß neben 
der Reichsbürgſchaft die Länderbürg⸗ 
ſchaft auch für die Zukunft nicht entbehrt wer⸗ 
den kann. Das Ideal wäre ein Zuſammen⸗ 
arbeiten, einmal entweder in der Richtung, 
daß die Reichsbürgſchaft der Länderbürgſchaft 
eine gewiſſe Rückverſicherung gewährte, daß im 
übrigen durch die Reichsbürgſchaft die größeren 
Objekte, durch die Länder die kleineren Objekte 
behandelt würden. Notwendig wäre für die 
Reichsbürgſchaft Schaffung eines Sicherungsſtocks 
und Abwicklung unter Verantwortung eines 
Bankinſtituts. Eine Neugründung wäre zu die⸗ 
ſem Zweck kaum erforderlich. Es würde genügen, 
eine der vorhandenen Inſtitute zu dieſem Zwecke 
umzugeſtalten. Bei den Ländern würde es ſich 
darum handeln, die Reſte der Mietzinsſteuer, 
namentlich der Rückflüſſe der ausgegebenen Haus⸗ 
zinsſteuerdarlehen, dem Zwecke der Bürgſchaft 
dienſtbar zu machen, ſo, wie es das Preußiſche 
Geſetz der Schaffung der Wohnungskreditanſtalt 
vorgeſehen hatte, wie es auch bereits in Sachſen 
der Fall iſt. 


Neben der Bürgſchaft hat die öffentliche Hand, 
wie gezeigt, vielfach auch den Weg der unmit⸗ 
telbaren Kapitalhergabe gewählt. Bei 
dem ſich zweifellos in Zukunft noch ergebenden 
Bedarf an zweiten Hypotheken wäre es dringend 
erforderlich, auch dieſe Möglichkeit ſyſtematiſch 
auszubauen. Da die Beſchaffung der 2. Hypothek 
in Zukunft die vordringlichſte Aufgabe für die 
Förderung des Wohnungsbaues durch die öffent⸗ 
liche Hand ſein wird, ſollte man eine ſyſtematiſche 
und organiſche Löſung verſuchen und alles ab⸗ 
ſtreifen, was den Charakter des Zufälligen oder 
der Einzelmaßnahme in ſich trägt. Dazu erſcheint 
es erforderlich, die Möglichkeiten der Herbeiſchaf⸗ 
fung von Kapital für 2. Hypotheken, ſei es von 
Sozialverſicherungen, privaten Unternehmen oder 
ſonſtigen Stellen, im Reich oder in den Ländern 
in einer Stelle zuſammenzufaſſen. Dazu wäre es 
indeſſen unvermeidlich, auch in den Ländern die 
Stellen, die bisher die Bearbeitung der Bürg⸗ 
ſchaft durchzuführen hatten, ſo auszugeſtalten, daß 
auch ſie die Möglichkeit zur Aufnahme von Kapi⸗ 
talien zwecks Weitergabe in Form von zweiten 
Hypotheken haben. Auch würde ſich wiederum wie 
bei der Bürgſchaft zwiſchen der Zentrale in Ber⸗ 
lin und den örtlichen Stellen eine einwandfreie 
Zuſammenarbeit dadurch ergeben, daß die Ber⸗ 
liner Zentrale mit Rückſicht auf die Schwierig⸗ 
keiten der Einzelbearbeitung nicht das Einzel⸗ 
objekt bearbeitet, ſondern durch Gewährung größe⸗ 
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rer Darlehen an die örtlichen Stellen ihre Mittel 
den Länderſtellen zwecks Weitergabe als zweite 
Hypotheken zuleitet. 

So ergibt ſich die Notwendigkeit der 
Schaffung einer Anſtalt für zweite 
Hypotheken durch das Reich zwecks Be⸗ 
arbeitung der Reichsbürgſchaft und der Aufnahme 
von Kapitalien von den verſchiedenſten Quellen, 
die noch für die Beſchaffung von zweiten Hypo⸗ 
theken ausgeſchöpft werden können und daneben 


Ländereinrichtungen, die die Gewährung der 
2. Hypothek aus den ſo bereitgeſtellten Kapitalien 
unmittelbar pflegen und bei der Bürgſchaft ent⸗ 
weder die Reichsbürgſchaft ergänzten oder mit 
dieſer Hand in Hand arbeiten. Auf dieſe Weiſe 
würde ſich ein Weg ergeben, der dem Wohnungs⸗ 
bau und der Bauwirtſchaft neuen Antrieb ſchaffte 
und die öffentliche Hand von der unmittelbaren 
Erledigung wirtſchaftlicher Dinge auf dieſem Ge⸗ 
biete weſentlich entlaſten würde. 


Vaugeſinnung und Gemeinſinn 
Von Wilhelm Heilig, Architekt B. D. A. Berlin- Tempelhof. 


Der Verfaſſer behandelt mit Recht die in letzter Zeit nicht immer genügend beachtete pſycholo⸗ 
giſche Bedeutung der Stadt- und Dorfanlage für die Bildung und Erhaltung des Gemein- 
ſinns, und empfiehlt die Planung nicht in erſter Linie nach verwaltungstechniſchen Geſichtspunkten, ſondern 


vor allem nach ſeeliſchen und heimatbildenden Richtlinien zu beſtimmen. 


Dieſe Gedankengänge, die auch 


dem Plan einer Wanderausſtellung des „Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten“ zugrundeliegen, ver⸗ 
dienen aufmerkſame Beachtung. Vor böswilliger Ueberſteigerung dieſer Tendenzen, die am Ende zu 
Separatismus in der Gemeindeverwaltung und zum Kollektivismus im Wohnungsbau führen könnten, 


wollen wir jedoch ſchon heute warnen. Gerade dieſe 
bekämpfen. 


bare Feld liegt zwiſchen den Polen; auf ein geſundes Maßhalten kommt es an! 


Anſere Regierung hat ein Erbe von 50 Groß⸗ 
ſtädten übernommen, das ihr Aufgaben von un⸗ 
geheurem Ausmaße aufbürdet. Der früheren Land⸗ 
flucht, der Häufung von Menſchenmaſſen auf klei⸗ 
ner Fläche, muß die allmähliche Abwanderung 
folgen, und das muß ſo in die Wege geleitet wer⸗ 


Woran krankt 


Die Uebelſtände hygieniſcher Art find zur Ge⸗ 
nüge bekannt, Verſuche zu ihrer Bekämpfung rei⸗ 
chen Jahrzehnte zurück. Doch hiermit ſind die 
Auswirkungen negativer Art nur zu einem 
kleinen Bruchteil gekennzeichnet. Der Fehlausbau 
wird viel deutlicher charakteriſiert durch nach⸗ 
ſtehende Ausführungen: „Das Erbe des 19. Jahr⸗ 
hunderts, die Großſtadt von heute, läßt die Vor⸗ 
ausſetzungen für ein erſprießliches Zuſammen⸗ 
wohnen von Menſchen vermiſſen. Sie iſt eine 
wahlloſe Anhäufung von Mietwohnungen, Werk⸗ 
ſtätten, Fabriken, Geſchäftshäuſern, Verkehrsein⸗ 
richtungen uſw. Anſtelle des Gemeinſinnes, eines 
Einſtehens Aller für Alle innerhalb eines für den 
Einzelnen überſehbaren Kreiſes von Menſchen, 
tritt mit zunehmender Größe der Städte der Ab⸗ 
ſtand von Familie zu Familie immer deutlicher 
zutage. In Zeiten der Not tritt an die Stelle 
nachbarlicher Teilnahme das Anperſönliche über⸗ 
gemeindlicher Hilfe, das Anlehnungsbedürfnis, 
zuletzt die Forderung an den Staat. Ein Anter⸗ 
ſtützungsſyſtem iſt die Folge, das an ein Verant⸗ 
wortungsbewußtſein der Anterſtützten ungeheure 
ſittliche Anforderungen ſtellt. Am wirkliche Not 
von vorgetäuſchter unterſcheiden zu können, be⸗ 
darf die Großſtadt eines rieſigen Aufwandes, 


Uebereifer und Radikalismus iſt aber auch in dieſem Kampf zu vermeiden. 


Beſtrebungen des vergangenen Jahrzehnts gilt es zu 
Das frucht⸗ 
Die Schriftleitung. 


den, daß unſer Wirtſchaftsapparat möglichſt ge⸗ 
ringfügige Störungen erleidet. — Es iſt notwen⸗ 
dig, ſich über die Arſachen der beginnenden zwei- 
ten, großen Binnenwanderung ein möglichſt klares 
Bild zu machen, denn nur ein Erkennen began⸗ 
gener Fehler läßt künftige Fehlſchläge vermeiden. 


die Großſtadt? 


eines Bürokratismus, einer Aktenhäufung. Und 
doch wird das Weſentliche der Hilfe, das Gefühl 
der Zugehörigkeit im Anterſtützten nicht wieder 
erweckt, — kommt doch die Hilfe nicht aus einem 
lebendigen Bewußtſein der Verbundenheit.“ — 
Ich wiederhole hier die Kennzeichnung der Groß— 
ſtadt, die ich bereits an anderer Stelle“) hervor⸗ 
hob und ich ſtelle mit Abſicht dieſe Seite des Fehl⸗ 
aufbaues, die Auswirkungen des freien Spiels 
der Kräfte, allen übrigen Mängeln verkehrstech⸗ 
niſcher, hygieniſcher, wirtſchaftlicher und äſtheti⸗ 
ſcher Art voran. Die Mängel find pſycholo⸗ 
giſcher Natur und ſie gilt es zu vermeiden, 
ſoll die uns bevorſtehende Aufgabe gelingen. 
Großſtadt⸗Sanierung und teilweiſe Umſiedlung 
ſind das Ziel, es ſind zwei, nur anſcheinend ge⸗ 
trennte Gebiete. Beide gipfeln in der für das 
Geſamtwohl unſeres Volkes beſten Verteilung 
der Bevölkerung. Ihre planmäßige Vorbereitung 
und teilweiſe Durchführung iſt uns aufgegeben 
und wir werden dieſe Vorbereitung um ſo ſorg⸗ 
fältiger erwägen müſſen, je knapper die Mittel 


*) Baugilde, Sonderheft 
Nr. 17/18, Ig. 1933, S. 842 ff. 


zum 30. Bundestag 
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für die beginnende zweite Binnenwanderung ſind. 
Hier ſind wir mitten in dem vielumſtrittenen Um⸗ 
ſiedlungsproblem. 

Eine Notwendigkeit wird allgemein anerkannt 
werden müſſen, nämlich die, daß wir bei der 
Schaffung von Wohnungen, auch von Eigenheimen 
mit Gärten, den tieferen Sinn menſch⸗ 
licher Bedürfniſſe im Rahmen der 
Siedlung nicht vergeſſen dürfen, den wahren 
Charakter des Gemeinweſens mit einem eigenen 
Gemeindeleben, das nur denkbar iſt, wenn es von 
einem ſtark entwickelten Gemeinſinn ſeiner Bür⸗ 
ger getragen wird. Je größer die Ein⸗ 
wohnerzahl eines Gemeinweſens iſt, um ſo 
weniger kann ſich das Verantwortungs-⸗ 
bewußtſein, das Gefühl der Zuſammenge⸗ 
hörigkeit im Einzelnen lebendig erhalten, je grö- 
ßer die Großſtadt iſt, um ſo mehr neigt ſich ein 
geſundes ſoziales Empfinden zu krankhafter Ent⸗ 


* 


* 


Geſchloſſene Siedlung 


Zwiſchen den, der Stadt Frankfurt a. M. zuge⸗ 
hörigen Vororten Schwanheim, Grießheim und 
Niederrad entſtand unter der Leitung von Stadt⸗ 
rat Niemeyer, Frankfurt, eine Gartenſiedlung. 
Dem bewährten Meiſter auf dem Gebiete des 
Siedlungsweſens war die Aufgabe geſtellt, mit 
möglichſt geringen Mitteln und möglichſt niedri⸗ 


NEU-SIEDLUNG-‚GOLD- 
STEIN? BEI-FRANKFURTM 
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wicklung und endigt in einer Sozialmagie. 
Nicht eine Amſtellung von der Mietkaſerne zum 
Flachbau-Eigenheim, nicht die Stadtrandſiedlung 
der in den letzten Jahren begonnenen Bauweiſe, 
nicht ein Ineinanderwachſen der im Ausſtrah⸗ 
lungsgebiet der Großſtädte gelegenen Ortſchaften 
kann das wahre Ziel kommender Binnenwande⸗ 
rung ſein. Soll der durch die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Bewegung wiedererweckte Gemeinſinn 
auf die Dauer wacherhalten und jo ge⸗ 
ſtärkt werden, daß er als innerliches Erbteil 
auf Kinder und Enkel übergeht, ſo muß das 
Eigenleben der einzelnen Gemeinde 
eine ganz beſondere Förderung erfahren. 
Dies iſt nur möglich, wenn die räumliche und 
zahlenmäßige Größe eines Gemein⸗ 
weſens in ganz beſtimmten Grenzen 
gehalten wird. Einige Beiſpiele aus der Praxis 
mögen meine Ausführungen unterſtützen. 


* 


oder Streuſieolung ? 


ger künftiger Belaſtung des einzelnen Siedlers, 
dieſes recht umfangreiche Siedlungsvorhaben 
durchzuführen. Es handelt ſich bei der entſtehen⸗ 
den Gartenvorſtadt Goldſtein um insgeſamt 
882 Gartenſtellen von durchſchnittlich 750 qm 
Ausmaß je Stelle. Wird die künftige Kopfzahl 
je Familie mit vier angenommen, ſo ergibt ſich 
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eine Gemeinde von etwa 3500, bei einer Kopf⸗ 
zahl von 4,5 je Familie etwa 4000 Einwohnern.“) 


Die wirkſamſte Maßnahme einer Koſtenſenkung 
von ſofortiger, wie auch ſpäterer Auswirkung iſt 
eine Vermeidung entſtehender Kulturlaſten, denen 
der Planverfaſſer in der Tat aus dem Wege zu 
gehen wußte. Die Kinder gehen in die nächſt⸗ 
gelegene Nachbargemeinde zur Schule und entſpre⸗ 
chend vollzieht ſich der Beſuch des Gottesdienſtes. 
Geplant iſt für ſpätere Zeiten die Errichtung 
einer Kirche im früheren Gutspark, der, inmitten 
der Siedlung gelegen, der Allgemeinheit zugäng⸗ 
lich gemacht werden ſoll. Die vorhandenen Guts⸗ 
gebäude dienen der Bewirtſchaftung des Reſt⸗ 
gutes, das als Landreſerve anzuſehen iſt. 

Daß der Park gemeinnützigen Zwecken dienen 
ſoll, iſt ſehr erfreulich. Hierdurch find nur be⸗ 
ſchränkte Anſätze zu einem Eigenleben der ent⸗ 
ſtehenden Gemeinde gegeben. Ueberaus 
wichtig und für das Verantwortungs⸗ 
gefühl jedes einzelnen Gemeinde⸗ 
gliedes förderlich iſt eine eigene, mit 
weitgehender Verantwortlichkeit ausgeſtattete G e⸗ 
meindeverwaltung. Sie macht den ein⸗ 
zelnen Vorort zum ſelbſtändigen Glied der Groß⸗ 
ſtadtgemeinde. Hier kommen wir dem Kern⸗ 
problem künftiger Großſtadtgeſtaltung nahe, das 
ich am Schluſſe meiner Ausführungen und unter 
beſonderer Bezugnahme auf das nachfolgende 
Beiſpiel näher beleuchten möchte. Ich kann das 
Thema „Siedlung Goldſtein“ jedoch nicht ver⸗ 
laſſen, ohne noch einige grundſätzliche Betrachtun⸗ 
gen anzuſtellen. In Oſt⸗Weſtrichtung beträgt die 
Ausdehnung etwa 2150 Meter, in Richtung Nord⸗ 
Süd durchſchnittlich etwa 600 Meter. Es ergibt 
ſich eine Geſamtfläche ausſchließlich des vorerſt 
landwirtſchaftlich genutzten Reſtgutes, jedoch ein⸗ 
ſchließlich Parkfläche und zweier, inmitten der Be⸗ 
bauung gelegenen Dedland(?)flähen (wohl ſpä⸗ 
terer Grün⸗ und Spielflächen) von rund 130 Hek⸗ 
tar. Entſprechend der Ausdehnung der bejiedel- 
ten Fläche iſt das Wegenetz, entſprechend müſſen 
die Daueraufwendungen für Straßenbeleuchtung, 
Sicherheitsdienſt, Poſt und Güterbeſtellung u. a. 
m. ſein. Hier taucht die Frage auf: 

Läßt ſich für das ausgeſprochene Gartendorf, 
für die Gartenvorſtadt im Sine der Zweckſiedlung 
eine Ortsgeſtaltung erreichen, die ein näheres Zu⸗ 
ſammenrücken der einzelnen Häuſer, und hierdurch 
bedingt, eine Verringerung der oben angeführten 
Dauerkoſten ermöglichen? 

Solange der Wunſch und Wille des Siedlers da⸗ 
hin geht, die ihm zugewieſene Gartenfläche un⸗ 


*) Die beiden erſten Bauabſchnitte ſind heute 
vollſtändig durchgeführt und von 610 Siedlerfamilien 
bezogen; unter le teren befinden ſich 60 vollbeſchäf⸗ 
tigte Familienvorſtände, 11 Kurzarbeiter, 506 Er⸗ 
werbsloſe und 3 Sozialrentner. 


443 


mittelbar am Hauſe zu haben, wird die Streuung 
einer Siedlung auch dann recht erheblich bleiben, 
wenn man, wie im Falle Goldſtein, dies dankens⸗ 
werterweiſe geſchehen iſt, durchweg wenigſtens zur 
Anlage von Doppelhäuſern ſchritt. Die Entfer⸗ 
nung der einzelnen Baukörper iſt alsdann durch 
den Zuſchnitt der Gärten, bzw. durch einen Min⸗ 
deſtabſtand von Doppelhaus zu Doppelhaus ge⸗ 
geben. Haus und Gartenhof mit Kleintierſtal⸗ 
lung beanſpruchen ohnehin ein Mindeſtmaß, das, 
wie im Falle Goldſtein, ſchon aus dem Grunde 
nicht allzu klein bemeſſen ſein darf, weil die 
Waſſerverſorgung durch Brunnen erfolgt, die je⸗ 
weils auf der Grenze zwiſchen den Doppelhäuſern 
angelegt ſind, während die Düngergrube am ent— 
gegengeſetzten Ende der Gärten angeordnet iſt. 
Mit Recht wies mich Stadtrat Niemeyer gelegent⸗ 
lich eines Beſuches der Siedlung darauf hin, daß 
eine Waſſerentnahme aus einem Zuleitungsnetz 
für Gartenzwecke nicht in Frage kommen könne, 
da dem Siedler hierdurch zu hohe Koſten erwach⸗ 
ſen würden. 

Zwingen uns demnach hygieniſche Gründe zu 
einer jo weitläufig angelegten Siedlungsart, 
wie Goldſtein ſie zeigt? Laſſen ſich Haus und 
Selbſtverſorgergarten nicht örtlich trennen, etwa 
dergeſtalt, daß die zu bebauende Fläche einſchließ— 
lich Gartenhof etwa 300 bis 400 Meter in An⸗ 
ſpruch nehmen und das Selbſtverſorger-Garten⸗ 
grundſtück am Rande der in ihrer Flächenausdeh⸗ 
nung beſchränkten Dorfanlage gelegen wäre? — 
Vorzüge und Nachteile ſind jedenfalls überall da, 
wo hygieniſche Bedenken aus dem Wege zu räu⸗ 
men ſind, durchaus erwägenswert. Ein erheblich 
mehr geſchloſſener Charakter wird die 
Folge eines Zuſammenrückens ſein, das jedoch 
auch noch andere Vorteile in ſich birgt; ich er— 
innere hier an Kälteſchutz und die großen Bor: 
züge, die ich in dieſem Zuſammenhang in bezug 
auf das Wegenetz und Dauerunterhaltungskoſten 
für Beleuchtung uſw. bereits mehrfach erwähnte. 
Doch auch das Zuſammengehörigleits⸗ 
gefühl der Eingeſeſſenen wird erhöht, wenn ſich 
die Häuſer etwas enger um den Dorfplatz und 
deſſen Kirche ſcharen. 


Wir ſtehen am Anfang beginnender Umſied⸗ 
lung. Von dem angeführten Beiſpiel Goldſtein 
muß geſagt werden, daß hier eine außerordentlich 
großzügige, in ihren Einzelheiten und namentlich 
in der Grundrißdurchbildung der Häuſer recht be⸗ 
merkenswerte Leiſtung getan iſt. Ob das Streben 
nach einer Entlaſtung der Gegenwart und der 
nächſten Zukunft durch Unterdrückung entſtehender 
Kulturlaſten, durch eine Mehrbelaſtung alter 
Nachbargemeinden Berechtigung hat, wird die 
Zukunft entſcheiden. Von einer energiſchen För⸗ 
derung und Stärkung des Gemeinſinnes iſt das 
Wohl und Wehe unſeres Volkes abhängig. — — 


Liegt das Ineinanderübergehen der Vororte 
im Intereſſe eines künftigen Ausbaues der Großſtadt? 


Die Domänenverwaltung in Dahlem ſchrieb 
vor einiger Zeit einen Wettbewerb aus zur Er⸗ 
langung von Entwürfen für die bauliche Erſchlie⸗ 
ßung eines Teiles ihres, bislang landwirtſchaftlich 
genützten Landes, das zwiſchen den Vororten Dah— 
lem, Zehlendorf und Lichterfelde gelegen iſt. Es 
entzieht ſich meiner Kenntnis, ob mangelnde Ren⸗ 
tabilität bei weiterer landwirtſchaftlicher Be⸗ 
nutzung dieſer Fläche den Ausſchlag gab, oder ob 
eine ſtarke Nachfrage nach Villengrundſtücken zu 
einer Freigabe für Zwecke der Ueberbauung vor⸗ 
liegt. Wie dem auch ſei, hier möge nur die Tat⸗ 
ſache feſtgeſtellt ſein, daß eine Bebauung beabſich⸗ 
tigt iſt. 
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Nicht die in einzelne Verwaltungsbezirke unter- 
teilte baulich völlig zuſammenhängende Großſtadt 
wird uns der Löſung des Großſtadt-Problems 
näher bringen, ſondern das in kleinere und 
kleinſte Gemeinden unterteilte 
Stadtgebiet wird als erſtrebenswer⸗ 
tes Ziel gelten müſſen. Je nachhaltiger eine 
auch räumlich durchgeführte Trennung zum Aus⸗ 
druck gebracht werden kann, um ſo ſtärker wird 
ſich das Eigenleben der einzelnen Gemeinde ent⸗ 
wickeln können und nur auf dieſem Wege wird 
es möglich ſein, den ſollartigen unperſönlichen 
Charakter eines an Ausdehnung gewaltigen 
Stadtgebietes allmählich in einen Stadtorganis⸗ 


LAGEPLAN DOMANENLAND DAHLEM. 
DAS GELANDE WIRD UMSCHLOSSEN VON DEN VORORTEN 
DAHLEM, ZEHLENDORF UND LICHTERFELDE 
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mus umzuwandeln, deſſen untergeordnete Zellen 
das Gefüge des Ganzen geſondert wiederſpiegeln 
und den Gemeinſinn dieſes großen Ganzen ſchon 
im baulichen Charakter ausprägen und in ihrer 
Bevölkerung pſychologiſch entwickeln. 


Das Ziel iſt noch fern und es wird wohl eini⸗ 
ger Zwiſchenſtadien bedürfen, um es zu erreichen, 
denn noch die Enkel werden den derzeitigen Auf- 
bau der Städte in ſeinen Nachwirkungen ver⸗ 
ſpüren. Deshalb muß ohne Verzug Wandel ge— 
ſchaffen werden. 


Wo nicht zwingende Not vorliegt, ſollte man 
jeden Verſuch weiteren Zuſammenſchließens der 
Vororte einer Großſtadt im Keim erſticken, um die 
notwendigen Vorarbeiten für eine wirkliche De— 
zentraliſation, um vor allem dem nächſten Ge— 
ſchlecht deren Durchführung nicht zu erſchweren. 
Dank unſerer techniſchen Hilfsmittel, vor allem 
auf dem Gebiete des Verkehrsweſens, haben wir 
es heute nicht mehr nötig, mehr oder weniger lang 
gehegte Wünſche bzw. Erwartungswerte verwirk⸗ 
lichen zu helfen, die ſich an bisher unbebaute, doch 
von einer Bebauung rings umſchloſſene Flächen 
innerhalb der Großſtadtgebiete knüpfen, vorzüg⸗ 
lich dann nicht, wenn eine Bebauung im Hinblick 
auf ſpätere Geſtaltungsnotwendigkeiten eines gro⸗ 
ßen Gemeinweſens ſich verbietet. Nicht dem freien 
Spiel der Kräfte, nicht den ungeſchriebenen Ge— 
ſetzen von Angebot und Nachfrage darf der Aus⸗ 
bau unſerer Gemeinweſen aufs neue überlaſſen 
werden, wenn dem Grun dübel der heuti⸗ 
gen Großſtadt abgeholfen werden ſoll: der 
räumlichen Trennung der verſchie⸗ 
denen Volksſchichten. 


Eine tiefe Tragik im Ausbau einer Stadt von 
der Größe Berlins geborgen. Soll der Nord⸗ 
oſten als ſolcher ewig weiter beſtehen und ſich 
äußerlich und innerlich von Berlin W. W. ſo 
unterſcheiden wie es heute der Fall iſt? Haben 
wir im Zeitalter beginnender Volksverbundenheit 
ein Intereſſe an Intellektuellen-Siedlungen? — 


Der geſchloſſenen Bauart vergangener Jahrhun⸗ 
derte folgte die völlige Auflöſung, das Zerfließen 
der Ortſchaften, das Anflicken an Beſtehendes, 
kurzum, die Bauweiſe des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts. Sie reicht bis in unſere Tage. Die Villa 
gibt den Auftakt und was der wirtſchaftlich 
Starke oder der raſch Erſtarkte mit mehr oder 
weniger zweifelhaftem Erfolg durchführte, ſucht 
der wirtſchaftlich Schwache nachzuahmen. Das Er⸗ 
gebnis: Kein Bauwerk ſteht mehr in Wechſel— 
beziehung zum andern. Jeder befolgt nur die 
baupolizeilichen Vorſchriften, das heißt die Sicher⸗ 
heits⸗ und Abwehrmaßnahmen des Staates. Un⸗ 
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ter ſolchen Umſtänden kann von einem organiſchen 
Ausbau der einzelnen Ortſchaften nicht mehr die 
Rede ſein. 


Nachhaltig ruft man nach Luft, Licht und 
Sonne. Wir ſind großſtadtmüde, beſſer geſagt, 
wir find der heutigen Großſtadt müde und wir be— 
wegen uns in Extremen. Die bisherigen Sied⸗ 
lungsverſuche zeigen dies deutlich — Umſiedlung 
um jeden Preis. Weder Fiſch noch Fleiſch, weder 
Dorf noch Vorſtadt laſſen die entſtandenen Sied⸗ 
lungen erkennen. Jeder rückt vom Andern ab, ſo⸗ 
weit die Größe ſeines Grundſtücks es erlaubt. Die 
„Villa en miniature“ auf eigenem Selbſtverſor⸗ 
ger⸗Grundſtück iſt die Folge. Es gibt zur Zeit 
keine größere Gefahr für Dorf und 
Stadt, als die der angeflickten Eigen⸗ 
heimſiedlungen, der Stadtrand⸗ 
ſiedlungen in Streubauweiſe. 


Nach wie vor betone ich den außerordentlich 
großen Wert des Siedlungsgedankens; ich freue 
mich über ſeine beginnende Verwirklichung, möchte 
aber doch andere Wege vorſchlagen, als die bis 
heute betretenen. Wiederholen wir nicht die be— 
gangenen Fehler vergangener Jahrzehnte, das 
Anflicken an beſtehende Ortſchaften, wiederholen 
wir dies zum mindeſten da nicht, wo es ſich um 
Umſiedlungsvorhaben größeren Ausmaßes han— 
delt. Neugründungen von Gartendörfern oder 
Gartenſtädten, abſeits des Dorfes oder Stadt, 
möglichſt auf Gemarkungsgrenzen gelegen, haben 
viele Vorzüge, mögen auch verwaltungstechniſche 
Schwierigkeiten vermeintlich oder tatſächlich im 
Wege ſtehen. Friedrich der Große hat im Rah⸗ 
men ſeines vorbildlichen Koloniſationswerkes 
Hunderte von Ortſchaften neu geſchaffen. Etwai⸗ 
gen verwaltungstechniſchen Schwierigkeiten ſtehen 
bei Neugründungen weſentliche Vorteile gegen- 
über, ich zähle nur einige auf: 

Keine Ueberfremdung der Bauerndörfer, kein 
Wegnehmen des dem Bauern nächſtgelegenen 
Landes, kein Verwiſchen des Ortscharakters wird 
mehr eintreten. Die Neuſiedlungen werden bei 
mäßigem Umfang einen Eigencharakter erhalten, 
eine Ortsmitte, einen Marktplatz oder Dorfanger 
und bedingt durch dieſe Ortsgeſtaltung, ein eige- 
nes Gemeindeleben. 


Geſchloſſenheit der Ortſchaften in einem Maße, 
jo, daß dieſe Geſchloſſenheit mit hygieniſchen 
Grundſätzen zu vereinbaren iſt, führt dahin, daß 
Dorf und Stadt aufs neue Zeugen eines, auch 
äußerlich ſichtbaren Zeichens eines Zuſammen⸗ 
gehörigkeitsgefühls ihrer Bewohner tragen. 


Die Bodenverhältniſſe in Heſſen⸗Naſſau und im Volksſtaat Heſſen“) 


Von Prof. Dr. H. Stremme, Danzig. 


Der Volksſtaat Heſſen und Heſſen⸗ 
Naſſau ſind durch große Mannig⸗ 
faltigkeit der Bodenbildung aus⸗ 
gezeichnet. Zunächſt iſt hierbei das Relief 
von großer Bedeutung. Es gibt zahlreiche Ge— 
birge, wie Rheiniſches Schiefergebirge, Weſter⸗ 
wald, Taunus, Vogelsberg, Odenwald, die viel⸗ 
fach offenes flacheres Land umſchließen. 

Der Gebirgscharakter iſt ſehr verſchieden, je 
nach der Bodenneigung, dem Geſtein, dem Klima. 
Das Rheiniſche Schiefergebirge, deſſen 
Teile auf der Karte rings um den Taunus her⸗ 
um (wenn man deſſen Namen auf den no⸗ſw⸗ 
ſtreichenden Quarzitzug, die „Höhe“, beſchränkt) 
zu finden ſind, beſteht aus den Hunsrück⸗ und 
anderen Schiefern, die einen ſchuttreichen, ſchwe⸗ 
ren Boden liefern. Nur an flachen Hängen (Nei⸗ 
gung 15%) und in den Tälern bei meiſt ſüdlicher 
Expoſition dient er dem Ackerbau mit vorwiegend 
Hafer und Gerſte. An den ſteileren Hängen, ja 
ſelbſt, des rauhen Klimas wegen, auf den Hoch⸗ 
flächen iſt er von Wald, meiſt Buchenwald, be⸗ 
deckt. Zumeiſt zeigt er die typiſche Auslaugung 
der Bergwaldböden, mit roſtfarbenen verwitter⸗ 
ten Horizonten unter der geringen Krume. Nur 
auf den ebenen Flächen wird die lockere, aber 
ſchuttreiche Erde bis 1,5 m mächtig. Sie beſteht 
aus der oft gebleichten Krume und dem oberen, 
erdigen Teil der roſtfarbenen Horizonte. Da⸗ 
gegen haben die Schuttböden des Steilabhanges 
am Rheingau infolge ihres günſtigen Klimas 
und der ſtarken Sonnenbeſtrahlung vom Süd⸗ 
hange den guten Weinbau. Doch dient der ſtellen⸗ 
weiſe aufgelagerte Löß, der hier einen ziemlich 
feuchten kalten Waldboden trägt, nicht dem 
Reben⸗, ſondern in den beſſeren Lagen dem Obſt⸗ 
und Gemüſebau, in den kälteren dem Futterbau. 

Der Bergwaldboden des Taunus iſt auf der 
Höhe vom Quarzit gebildet und ſchuttreich, leicht, 
locker und nährſtoffarm. Zumeiſt ſind die roſt⸗ 
farbenen Horizonte nur ſchwach entwickelt. 

Der Weſterwald, der regen- und wald⸗ 
reicher iſt als der Taunus und die ſich an dieſen 
anſchließenden Teile des Schiefergebirges, beſteht 
in der Hauptſache aus einer vulkaniſchen Decken⸗ 
landſchaft, deren Baſalte und weiter öſtlich Dia⸗ 
baſe mit ihren Tuffen lehmig⸗tonige, flachgrün⸗ 
dige Erubasböden haben. Zumeiſt haben ſie 
ſchlechten Waſſerabzug, ſind infolgedeſſen feucht 
und kalt und weder für den Acker-, noch für den 


) Der Verf. arbeitet ſeit 1927 an Bodenaufnahmen 
in Deutſchland und iſt unſeren Leſern bereits aus 
dem Beitrag: „Die Mitwirkung des Geologen und des 
Bodenkundigen bei der Landesplanung im Oſten“ be⸗ 
un 1609 13 der „Siedlung und Wirtſchaft“, H. 9, 
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Obſtbau geeignet. Der Weſterwald gehört zu den 
waldreichſten der Mittelgebirge. 

Auch der Vogelsberg iſt überwiegend von 
den Erubasböden bedeckt, die ebenſo wie ſeine 
Lößböden Wald tragen. Sie ſind, namentlich in 
den Tälern und Mulden, naß, doch werden auch 
braune Waldböden auf ihnen beobachtet. Beide 
Typen ſind entkalkt, nirgendwo iſt Kalkabſchei⸗ 
dung beobachtet. Eine beſondere Merkwürdigkeit 
der niedrigen Teile des weſtlichen Vogelberges 
ſind die auf den Baſalten am Ende der Tertiär⸗ 
zeit entſtandenen foſſilen Laterite, die infolge der 
dort herrſchenden geringen Eroſion nicht abge⸗ 
tragen, ſondern ſeit ihrer Bildung erhalten ge⸗ 
blieben ſind. Sie werden durch rote Horizonte 
buntfarbige Eiſenoxyd⸗ und Bauxitknollen und 
braune Eiſenſteinlagen gekennzeichnet. Infolge 
des zeitweiſe bedeutenden Abbaues der Erzarten 
kann man Profile bis zu 15 Meter mit ſtark zer⸗ 
ſetztem, zumeiſt erdig gewordenen Baſalt ſehen. 
Dagegen iſt die erdige Zerſetzung der heutigen 
Erubasböden zumeiſt nur wenige Dezimeter mäch⸗ 
tig, jedenfalls ſehr ſelten 1 Meter. 

Anders ſteht es um den Odenwald. Nur 
ſeine höchſten Teile um den Melibocus mit ihren 
kriſtallinen Geſteinen haben Bergwaldboden. Die 
überwiegend vorhandenen Buntſandſteinflächen 
find von gebleichten roſtfarbenen Waldböden be- 
deckt, die zumeiſt ſandig, nur auf dem unteren 
Buntſandſtein, ferner dem Rotliegenden und dem 
Löß etwas mehr ſandig⸗lehmig bis lehmig find. 
Auch gebleichte braune Waldböden kommen vor. 
Zu faſt der Hälfte ſeines Areals iſt der Odenwald 
von Wald, überwiegend Laubwald, bedeckt. 

In den vorſtehend aufgeführten Gebirgen kom⸗ 
men neben den genannten Böden in mehr oder 
weniger großem Umfange Naßböden der ver⸗ 
ſchiedenen Art vor, z. T. ſind es naſſe Wald⸗ 
böden, deren Krume weniger von der Näſſe be⸗ 
rührt wird als der darunter folgende Roſthori⸗ 
zont. Man nennt dieſe Art der naſſen Wald⸗ 
böden in Mitteldeutſchland Molken⸗, in Süd⸗ 
deutſchland Miſſeböden. Ferner ſind anmoorige 
und Moorböden verbreitet. 

Ganz anders als dieſe für eine dichte Beſied⸗ 
lung ungünſtigen Gebirge ſteht es mit den zwi⸗ 
ſchen ihnen und an ihren Rändern liegenden 
Senken. Im Norden des Gebietes find das Lim⸗ 
burger Becken beiderſeits der Bahn und die 
Wetterau mit guten Böden verſehen In der 
Wetterau, beſonders um Bad Nauheim, herrſchen 
echte Steppenſchwarzerden, weiter ſüdlich und 
nördlich findet ſie ſich mehr in der „degradier⸗ 
ten“, verſchlechterten Form, die unter dem Ein⸗ 
fluß von Waldbedeckung verändert iſt. Dazwiſchen 
liegen Erubasflächen; auch Flächen mit dem 
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braunen Waldboden kommen vor. Das Geſtein, 
auf dem dieſe verſchiedenen Typen (außer den 
Erubasböden) entſtanden ſind, iſt vielfach der 
Löß, aber auch tertiäre und andere Geſteine 
haben ſie; ihnen liefert beſonders die Schwarz⸗ 
erde hohe Erträge an faſt allen Nutzpflanzen. 
Sie eignet ſich infolgedeſſen von allen Böden am 
beſten für die Beſiedlung mit Klein- und Mittel- 
bauern. Das Limburger Becken hat weniger die 
echte Schwarzerde als die „degradierte“ und die 
braunen Waldböden, doch find auch die ſchwarzen 
Humuskarbonatböden auf Kalkſtein vertreten, die 
teilweiſe allerdings flachgründig und dann wenig 
wert ſind, ja ſogar nur dürftige Hutung zu⸗ 
laſſen. Aber die tiefgründigeren ſind ebenfalls 
wertvolle Böden, die ſich wegen ihrer Lockerheit 
und ihres hohen Humusgehaltes oft als beſon⸗ 
ders ertragreiche und gute Kartoffelböden er⸗ 
weiſen. Dieſe großen Becken find weſentlich wär- 
mer und trockener als die umgebenden Gebirge. 
Auch die weſtlich an die Unterwetterau anſchlie⸗ 
ßenden Südabhänge des Taunus mit den großen 
breiten Talwannen haben ähnlich günſtige Boden⸗ 
verhältniſſe wie die genannten Becken, wenn auch 
vielleicht die gebleichten braunen Waldböden 
überwiegen. 

Linksrheiniſch ſchließt ſich das große Mainzer 
Becken an, welches klimatiſch das trockenſte und 
wärmſte Gebiet Deutſchlands iſt. Es weiſt ebenſo 
wie die angrenzenden Teile der Rheinpfalz und 
des Rheintales in ſeiner Fauna und Flora be- 
reits einige ſüdeuropäiſche Elemente auf. Be⸗ 
ſonders kennzeichnend iſt aber die Steppenflora 
mit den Federgräſern (Stipa), der Schwarzwurzel 
u. a. Es iſt ein ausgeſprochenes Steppengebiet 
mit Baumarmut. Nur in den Tälern ſind park⸗ 
artige Wälder zu finden. Die Böden find ſowohl 
auf dem Löß wie auf den meiſten Tertiärgeſteinen 
ebenfalls Steppenböden, z. T. richtige Steppen⸗ 
ſchwarzerde, überwiegend jedoch kaffee- oder ſchoko⸗ 
lade⸗ bis rehbraune Varietäten. In der Regel 
ſind die Böden nicht entkalkt. Oft haben ſie eine 
Kalkanreicherungsſchicht, die nicht ſelten wie 
weißer Schimmel auf ſchwarzem Grunde ausſieht. 
Auffallend iſt der Reichtum an Bodenwühlern, 
ſowohl Regenwürmer deren Kot die Bodenſtruk⸗ 
tur ſtark beeinflußt, wie Hamſter und anderen 
Nagern, deren Gänge und Höhlen in jeder Auf— 
grabung zu finden ſind. Der Boden kann im all⸗ 
gemeinen als ſehr gut bezeichnet werden, er iſt 
für Wein, Tabak, Weizen, Luzerne u. a. hervor⸗ 
ragend geeignet. Doch neigt er zur Bildung von 
ziemlich feſten „Pflugſohlen“, die den Pflanzen- 
ertrag herabmindern. Man erkennt ihre Wir⸗ 
kung an dem unregelmäßigen Stande beſonders 
der Tiefwurzler wie Rüben, Luzerne u. a. Neben 
gut gewachſenen Pflanzen finden ſich kleinere und 
kümmerliche in buntem Wechſel. Auch in dieſem 
Steppenbodengebiet gibt es Stellen, an denen die 
degradierten Böden vorherrſchen, wie es die 
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Karte zeigt. Nicht ſelten ſind feuchte und naſſe 
Böden; auch die Humuskarbonatböden auf Kalk⸗ 
ſtein kommen vor. 

Das Rheintal hat ebenſo wie das des 
Main die Schlicke, Sande und Kieſe der Flüſſe 
teils der Hauptflüſſe, teils auch der Nebenflüſſe. 
Ein großer Teil von ihnen iſt kalkhaltig und gibt 
auf den etwas über der Rheinau gelegenen Ter⸗ 
raſſen recht gute, z. T. ſchwarzerdeähnliche Böden. 
Nur bei tieferem Grundwaſſerſtande zeigen die 
Sande und Kieſe z. B. der Mainterraſſen im 
Frankfurter Stadtwald wenig günſtige Bodenver⸗ 
hältniſſe. Der Grundwaſſerſtand beeinflußt auch 
in hohem Grade die Bewirtſchaftung des heſſiſchen 
Riedes bei Gr.⸗Gerau. Er iſt in mehrjährigen 
Perioden um mehr als 1 m verſchieden. Nur bei 
den tieferen Waſſerſtänden konnte das aus Fluß⸗ 
ſchlick mit naſſen Bodentypen beſtehende Ried 
bisher bewirtſchaftet werden. Die ſchon lange ge= 
plante aber nur wenig durchgeführte, notwendige, 
großzügige Entwäſſerung, die jetzt energiſch in 
Angriff genommen iſt, wird wie in anderen Fluß⸗ 
tälern (z. B. dem der Weichſel) ausgezeichnetes 
Acker⸗ und Grünland aus den naſſen Böden 
ſchaffen. Auch weiter rheinabwärts z. B. bei 
Eltville ſind ſolche Riedböden vorhanden. Es iſt 
hier z. T. eine lettige ſchwarze Erde mit Pflanzen⸗ 
reſten, die Ablagerung aus Altwäſſern. Aus den 
Flußſanden haben ſich vielerorts Dünen gebildet, 
von welchen z. B. bei Darmſtadt die jüngeren 
Kalkkarbonat enthalten und einen ſchwach humo⸗ 
ſen, manchmal tiefgründigen, aber trockenen Bo⸗ 
den ergeben, während ſich auf den älteren kalk⸗ 
freie Waldböden gebildet haben. Zwiſchen der 
Rheinniederung und dem Odenwald dehnt ſich das 
Lößgebiet der Bergſtraße, welches einen kalkhalti⸗ 
gen braunen Waldboden hat. In der Niederung 
kommen auch einige langgeſtreckte Flachmoore vor. 

Die vorſtehende Ueberſicht der Böden von Hej- 
ſen⸗Naſſau und dem Volksſtaat Heſſen entſpricht 
durch ihre Kürze der beigegebenen kleinen Boden⸗ 
karte. Es iſt nach dem gegenwärtig vorhandenen 
Material z. Zt. noch nicht möglich, eine Karte der 
bodenmäßigen Siedlungsgrößen zu zeichnen, wie 
es die Kartierung Oſtpommerns geſtattete. Nach 
den letztjährigen Erfahrungen in Oſtdeutſchland 
würde eine genaue Ueberſichtskartierung Heſſens 
für die Siedlungszwecke, d. h. im Maßſtabe 
1: 100 000 (Aufnahme draußen 1: 25 000) in 
kurzer Zeit herzuſtellen ſein. Der Wert einer ſolchen 
Kartierung liegt darin, daß man eine ſicher fun⸗ 
dierte Vorſtellung von der bodenmäßigen Möglich⸗ 
keit zu ſiedeln, von der bodenmäßigen Siedlungs⸗ 
mindeſtgröße und den wichtigſten Meliorations⸗ 
arbeiten erhält, nicht nur in den nach den bis⸗ 
herigen Unterlagen beſten Gebieten wie Limbur⸗ 
ger Becken, Wetterau, Mainzer Becken, ſondern 
namentlich in den nicht bereits ſo dicht beſiedel⸗ 
ten der geringeren, in welchem die Siedlungs⸗ 
möglichkeiten keineswegs ausgeſchöpft ſind. 


Amlegung in Heſſen⸗Naſſau 


Ein Beitrag zur praktiſchen Landesplanung. 


Von Dr. jur. K. W. Nolda, 


Als ausgeſprochene Umlegungsbehörden gibt es 
in der Provinz Heſſen⸗Naſſau zwölf Kulturämter, 
die der Landeskulturabteilung des Oberpräſi⸗ 
diums unterſtehen. Die Aufgabe dieſer Kultur⸗ 
ämter iſt in erſter Lineie die landwirtſchaftliche 
Umlegung. Der Begriff „landwirtſchaftliche Um⸗ 
legung“ bildet heute — ſeit der Preußiſchen Am⸗ 
legungsordnung von 1920 — den Oberbegriff für 
eine Reihe von Verfahrensarten, die ſich zum Teil 
nur nach ihren landſchaftlichen Bezeichnungen 
unterſcheiden, zum Teil aber auch nicht — jeden- 
falls nicht von vornherein — den gleichen um- 
faſſenden Zwecken dienten wie das heutige Ver⸗ 
fahren der landwirtſchaftlichen Umlegung. Dieſe 
Verfahrensarten werden bezeichnet als Spezial⸗ 
ſeparation, wirtſchaftliche Zuſammenlegung, Ver⸗ 
koppelung, Konſolidation — ſo in Naſſau — 
u. a. m.; ſie ſind verwandt mit den in anderen 
Teilen Deutſchlands als Flur- oder Feldbereini⸗ 
gung bezeichneten Maßnahmen. 

Landwirtſchaftliche Umlegung im 
Sinne der heutigen Geſetzgebung Preußens be— 
deutet — allgemein geſprochen — die grund⸗ 
legende Neugeſtaltung einer Feld⸗ 
mark mit dem Ziele, ſie für die land⸗ 
wirtſchaftliche Nutzung günſtiger zu 
geſtalten. Die Umlegung iſt veranlaßt durch 
wirtſchaftliche Ziele, und zwar ſolche der land—⸗ 
wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit. Sie greift aber 
— und oftmals tief — ein in die Geſtaltung des 
deutſchen Bodens überhaupt. Der deutſche Boden 
hat nicht nur die Aufgabe, einen möglichſt hohen 
Ertrag an Bodenerzeugniſſen zu geben. Er be⸗ 
deutet in erſter Linie den Lebensraum für das 
deutſche Volk. Anter dieſem Geſichtspunkt iſt 
alles zu beurteilen, was mit ihm geſchieht. Die 
landwirtſchaftliche Umlegung ſteht daher ganz 
ſelbſtverſtändlich im Rahmen der Maßnahmen, 
die darauf abzielen, den deutſchen Boden in ſeiner 
Eigenſchaft als Lebensraum und Lebensgrundlage 
des deutſchen Volkes angemeſſener, beſſer zu ge⸗ 
ſtalten. Ich denke an die Maßnahmen, die die 
Geſtaltung des geſamten ſiedlungs⸗ 
mäßigen Aufbaus der Landſchaft zum 
Gegenſtande haben. Dieſer Aufbau hat ſich nach 
den Verhältniſſen entwickelt, die landſchaftlich 
verſchieden find durch Bodengeſtalt (3. B. Berge, 
Flußläufe und ⸗täler), Bodenbeſchaffenheit, Lage 
(Verkehrslage), z. T. auch durch den hier woh⸗ 
nenden Menſchenſchlag. Dieſe Maßnahmen zur 
Geſtaltung des Bodens bezeichnen wir als Lan⸗ 
desplanung, Ortsplanung (einſchl. der 
ſtädtebaulichen Planung) und Siedlungs⸗ 
planung in dem neuen Sinne, der noch erörtert 
werden ſoll. Allen dieſen Arten von Planung iſt 
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Sachbearbeiter für das Siedlungsweſen beim Oberpräſidium in Kaſſel. 


es gemeinſam, daß ſie den Boden ſiedlungsmäßig 
gliedern. Der deutſche Volksboden hat 
der Siedlung des ganzen deutſchen Volkes 
in allen ſeinen Gliedern und Betätigungsarten 
und mit allen dadurch begründeten Bedürfniſſen 
zu dienen. Die Planungsmaßnahmen ordnen 
ſeine Erſchließung, ſeine Verteilung auf die ver⸗ 
ſchiedenen Bedürfniſſe im Zuſammenleben der 
Glieder des Volkes. Die Planung hat insbeſon⸗ 
dere, ſoweit jeweils notwendig, feſtzulegen, welche 
Flächen für Wohnung (in Städten einſchl. der 
notwendigen Grünflächen, Gartenflächen, Flächen 
für Selbſtverſorgerſiedlung uſw.), für die Land⸗ 
wirtſchaft mit ihren Ab- und Unterarten, für 
Waldwirtſchaft, Gewerbe, Verkehr uſw. vorzube⸗ 
halten ſind. 

Die Planungsmaßnahmen bedeuten, daß der 
Willkür des Einzelnen in der Benutzung des ihm 
überlaſſenen Teils am Volksboden, daß ſeinem 
Eigennutz in dieſer Benutzung Schranken geſetzt 
werden im Hinblick auf übergeordnete Belange, 
auf den Gemeinnutz. Das Bedürfnis nach ſolchen 
Planungsmaßnahmen iſt zuerſt dort erkannt wor⸗ 
den, wo die Menſchen in ihren Wohn- und Ar⸗ 
beitsſtätten am engſten zuſammengerückt ſind, in 
den großen Städten und den ſogenannten Indu⸗ 
ſtriebezirken. In den Städten nimmt der Gedanke 
der Planung ſeinen Ausgang von den Bebau⸗ 
ungs⸗ und Fluchtlinienplänen; im Entwurf des 
Städtebaugeſetzes — der nicht Geſetz geworden 
iſt — waren allgemein für Wohngemeinden um⸗ 
faſſende Planungsmaßnahmen vorgeſehen. We— 
ſentliche Teile enthält heute das Geſetz über die 
Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 
22. 9. 1933.) Im Ruhrgebiet mehr noch als in 
anderen Induſtriebezirken drängen ſich groß⸗ 
gewerbliche Werke und Anlagen ſowie die Millio⸗ 
nenſtädte mit ihren ungeheuren Zuſammenballun⸗ 
gen von Menſchen. Die Gefahren, die ſich daraus 
für ein größeres Gebiet ergeben, wurden hier am 
unmittelbarſten ſichtbar und forderten Ordnung. 
Für dieſe Ordnung wurde der Ruhrſied⸗ 
lungsverband geſchaffen. Aus ſeiner Tätig⸗ 
keit ſind Begriffe wie Verkehrs⸗, Wirtſchafts⸗ und 
Induſtrieplanung, Verkehrsbänder, Flächenauftei⸗ 
lungspläne, Feſtlegung von Gebieten von Wohn⸗ 
ſiedlung, für Grünflächen, Schrebergärten uſw. in 
das allgemeine Bewußtſein gedrungen. Von dort 
aus hat ſich der allgemeine Begriff der Landes⸗ 
planung entwickelt, deren Aufgabe die Gejtaltung 
ganzer Landſchaften umfaßt. Heute gibt es in 
Deutſchland 28 Landesplanungsver— 
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bände, die dieſer Aufgabe dienen ſollen; die 
Provinz Heſſen⸗Naſſau iſt mit ihrem Gebiet be⸗ 
teiligt an dem Landesplanungsverband Kaſſel 
und dem Landesplanungsverband des Rhein⸗ 
Main⸗Gebiets. — Die Orts- und Landesplanung 
geht grundſätzlich von den beſtehenden Eigentums- 
verhältniſſen aus und geſtattet nur einzelne Ein⸗ 
griffe in das Grundeigentum. Die Siedlung s⸗ 
planung in dem neuen Sinne, die der Auf- 
lockerung der Großſtädte, der Umſiedlung und 
vor allem auch dem Ziele der Neubildung deut⸗ 
ſchen Bauerntums zu dienen hat, greift darüber 
hinaus. Die Siedlungsplanung nimmt die 
Eigentumsverhältniſſe nicht einfach als ge— 
geben, ſondern ſtellt grundſätzlich die Fragen: Iſt 
der Aufbau der Eigentumsverhältniſſe eines Ge⸗ 
biets geſund? Iſt eine Veränderung geboten? 
Wie würde ſie durchzuführen ſein? Für ſie ſind 
ſchlechthin alle wirtſchaftlichen Zuſammenhänge 
von weſentlicher Bedeutung. Sie geht aus von 
der Beſchaffenheit des Bodens, ſeiner gegenwärti⸗ 
gen Verteilung auf Land- und Waldwirtſchaft, 
auf Flächen für Wohn- und gewerbliche Zwecke 
ſowie für andere Zwecke. Sie unterſucht 
Eigentumsverhältniſſe und Bevöl⸗ 
kerungsdichte, Wirtſchaftsaufbau 
und Verkehrsverhältniſſe (Straßen, 
Eiſen⸗ und Autobahnen, Schiffsver⸗ 
kehr auf Kanälen wie Flüſſen, Luft⸗ 
verkehr uſw.), endlich auch die wehr⸗ 
politiſchen Notwendigkeiten. Sie 
hat die Aufgabe, Wege zu weiſen zur 
Verwirklichung der Ziele, denen der 
deutſche Volksboden im neuen Reiche 
unſeres Führers zu dienen hat. 


Die Umlegung in ihrem allgemeinen Sinne iſt 
ein Mittel, das den verſchiedenen ſoeben erörter⸗ 
ten Planungszielen und -gedanken dienſtbar ge⸗ 
macht werden kann. Das Wort „Feldbereinigung“ 
— das iſt ja eine Art der Umlegung — wird 
heute in der Oeffentlichkeit nicht ohne Berechti⸗ 
gung für Maßnahmen gebraucht, die auf einer 
Neugeſtaltung des Reichs durch Umgeſtaltung der 
bisherigen Länder zielen. Das wäre die Um⸗ 
legung im ganz Großen. Auf der anderen Seite 
— für den engſten Bezirk, die Wohngemeinde — 
iſt nach dem Wohnungsgeſetz vom März 1918 die 
Baulandumlegung auf Grund der jog. lex Adikes 
(Frankfurter Amlegungsgeſetz) zuläſſig. Zwiſchen 
dieſer Umlegung im Großen und im Kleinſten 
ſteht die landwirtſchaftliche Umlegung, die ſich auf 
einen räumlich beſchränkten Bezirk, meiſt auf eine 
Gemarkung, bezieht. Für ihren Bereich verbindet 
ſie mit der Planung zugleich die Ausführung. 

Durch die Grundſtücksumlegung wird in dem 
Gebiet, das ihr unterliegt, die beſtehende Grund⸗ 
ſtückseinteilung aufgehoben und durch eine neue 
Einteilung erſetzt. Dadurch wird es möglich, die 
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geſamten Bodenverhältniſſe des Umlegunggebiets 
neu zu ordnen. Dieſe Neuordnung iſt geeignet, 
die Mißſtände zu beheben, die in nicht umgeleg⸗ 
ten Gemarkungen einer zweckmäßigen Führung 
der landwirtſchaftlichen Betriebe entgegenſtehen. 
Es handelt ſich beſonders um folgende Mißſtände: 
Die unglaubliche Zerſplitterung des Grundbeſitzes 
(in manchen Gemarkungen haben die Grundſtücke 
heute noch eine Durchſchnittsgröße von 3 bis 
6 Hektar), daher die verſtreute Lage der zu den 
einzelnen Wirtſchaftsbetrieben gehörenden Flä⸗ 
chen; die unwirtſchaftliche Geſtalt der einzelnen 
Grundſtücke; der Mangel an Wegen und die Man⸗ 
gelhaftigkeit der vorhandenen Wege (ungünſtige 
Gefäll⸗ und Steigerungsverhältniſſe, Umwege, 
Fehlen von Querverbindungen uſw.), daher die 
Notwendigkeit von Ueberfahrtsrechten, Flurzwang 
und Dreifelderwirtſchaft (ohne Rückſicht auf die 
für den einzelnen Betrieb zweckmäßige Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe); Belaſtung mit wirtſchaftsſchädlichen 
fremden Rechten (Hute und dergl.); ganz beſon⸗ 
ders auch der Umſtand, daß die Waſſerverhält⸗ 
niſſe meiſt ungeordnet ſind, daß vielfach die Vor⸗ 
flut mangelt — daher die Vorbedingungen für 
Dränanlagen und dergl. fehlen — daß ferner die 
Flächen vielfach unzeitigen Ueberflutungen aus⸗ 
geſetzt ſind, daß Bewäſſerungsanlagen entweder, 
wo angebracht, fehlen oder — was häufiger vor⸗ 
kommt — durch unzweckmäßige Geſtaltung (na⸗ 
mentlich wenn ordnungsmäßige Vorflut für die 
Weiterführung des Bewäſſerungswaſſers fehlt) 
mehr ſchaden als nutzen. All' dieſe Mängel be⸗ 
einträchtigen die Wirtſchaftlichkeit der Betriebe; 
das iſt namentlich dann noch von allgemeiner Be⸗ 
deutung, wenn die Betriebe nach ihrem Umfange 
für die Erbhofbildung in Betracht kommen. 


Die geſamten Verhältniſſe des Umlegungs⸗ 
gebiets werden im Umlegungsverfahren von 
Grund auf neu geordnet nach Geſichtspunkten 
wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit, und zwar durch 
umfaſſende Erſchließung des Gebietes, Neuord⸗ 
nung der Grundſtückseinteilung ſowie Durchfüh⸗ 
rung der etwa erforderlichen — im engeren Sinne 
— bodenverbeſſernden (meliorationstechniſchen) 
Maßnahmen: Zur Erſchließung des Gebiets wird 
ein wohlgeordnetes Netz von Wegen und 
Gewäſſern entworfen, das ſich den örtlichen 
Verhältniſſen, dem wirtſchaftlichen Bedürfnis 
und dem Gelände anpaßt. Das Netz der Waſſer⸗ 
läufe und ſonſtigen Gewäſſer muß durch zweck⸗ 
mäßige Geſtaltung die Möglichkeit geben, die 
Waſſerverhältniſſe im Umlegungsgebiet jo zu be- 
herrſchen, wie dies nach Lage der Verhältniſſe für 
die Landwirtſchaft am günſtigſten iſt. Das Wege⸗ 
netz dient grundſätzlich der Erſchließung für die 
landwirtſchaftliche Benutzung der Grundſtücke in 
der Feldmark. Es ſoll nach innen auf die Ver⸗ 
hältniſſe der Wohngemeinde — auf Ortsplanung, 
Bebauungsmöglichkeit des an die geſchloſſene Ort⸗ 


ſchaft grenzenden Gebiets uſw. — Rückſicht neh⸗ 
men, ſodaß z. B. etwa ein Bebauungs⸗ oder 
Fluchtlinienplan (der der Erſchließung der Ort⸗ 
ſchaft dient) ſich zwanglos eingliedern kann. Die 
Ortslage kann unter Umſtänden zur landwirt⸗ 
ſchaftlichen Umlegung gezogen werden; in der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau wird das faſt immer ge⸗ 
boten ſein. Solche Zuziehung gibt die Möglich⸗ 
keit, im Umlegungsverfahren die Dorfausgänge 
und die Straßenverhältniſſe für den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr zu verbeſſern, die Waſſer⸗ und 
allgemeinen Abflußverhältniſſe im Dorfe ſowie 
die Verhältniſſe zwiſchen den Hofraiten zu ord⸗ 
nen, die meiſt überlaſtete Dorfſtraße durch andere 
Straßen außerhalb des Dorfes zu entlaſten uſw. 
Ueber die rein landwirtſchaftliche Erſchließung 
hinaus ſind unter Umjtänden — und das geſchieht 
meiſtens — durchgehende Wege höherer oder nie⸗ 
derer Ordnung für den öffentlichen Verkehr nach 
Nachbarorten oder darüber hinaus, auch Ver⸗ 
bindungen zu den Hauptwegen des Warenver— 
kehrs den Eiſen⸗ und Autobahnen, großen Durch- 
gangsſtraßen, Kanälen uſw.) oder unmittelbar zu 
Markt⸗ und Abſatzorten zu ſchaffen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich hat ſich die Umlegung eine Gemarkung 
— namentlich hinſichtlich der großen Verkehrs⸗ 
wege uſw. — einzugliedern in den Rahmen der 
höheren Gebietseinheit und der für ſie etwa vor⸗ 
geſehenen Maßnahmen der Landesplanung oder 
in den im Rahmen ſonſtiger übergeordneter Be⸗ 
lange. Durch das Netz der Wege und Gewäſſer iſt 
das Gerippe geſchaffen, in deſſen Rahmen die 
Grundſtückseinteilung neu geord⸗ 
net wird. In dem durch dieſes Gerippe gegebe- 
nen Blöcken ſind den Beteiligten als Erſatz für 
die von ihnen ins Verfahren gegebenen Werte an 
Grundſtücken und Rechten (ihren ſog. Einwurf) 
neue Grundſtücke — die ſog. Abfindungen — aus⸗ 
zuweiſen. Die Abfindungen ſollen eine möglichſt 
zuſammenhängende Lage haben und nach Möglich- 
keit wirtſchaftlich geſtaltet ſein. Es iſt Gewähr 
dafür gegeben, daß die Abfindung im Werte dem 
Einwurf mindeſtens entſpricht. Fremde Rechte 
ſind nach Möglichkeit — gegen Entſchädigung in 
Land — aufzuheben. Ueberhaupt ſoll der Eigen⸗ 
tümer nach jeder Richtung möglichſt frei und un⸗ 
gehindert den ihm neu zugeteilten Grundbeſitz 
bewirtſchaften können. Die vollſtändige Neuord⸗ 


* 


Die Provinz Heſſen⸗Naſſau umfaßt 1 676 000 
Hektar, davon 702 022 Hektar landwirtſchaftlich 
genutzte Flächen und 660 000 Hektar Waldboden. 
Umgelegt ſind bisher leinſchl. der zugezogenen 
Holzflächen) 631111 Hektar. Als umlegungsbe⸗ 
dürftig ſind ermittelt worden rund 450 000 Hektar 
(darunter rund 200 000 Hektar Waldboden, der 
nur z. T. zur Amlegung gezogen werden dürfte). 
Die Umlegungstätigkeit wird aber künftig weit 
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nung macht es möglich, die Flächen auch hinſicht⸗ 
lich der Benutzung ſo zu gliedern, wie es ihrer 
natürlichen Eignung entſpricht, während vorher 
vielfach die Zufälligkeit der Eigentumsverhält⸗ 
niſſe darüber entſcheidet. Das führt u. a. zu kla⸗ 
ren Gliederungen von Acker und Grünland, Wald⸗ 
boden und landwirtſchaftlichem Boden (richtige 
Lage der Waldgrenze), auch zu klaren Abgrenzun⸗ 
gen der als Bauland, Gelände für gewerbliche 
Zwecke uſw. in Ausſicht genommenen Flächen. So⸗ 
weit erforderlich, werden zur Verbeſſerung 
der Grundſtücke Dränanlagen (meijt für ge⸗ 
noſſenſchaftsartig zuſammengeſchloſſene Gebiets⸗ 
teile), Flußregulierungen und andere Maßnah⸗ 
men zur Verhütung unzeitiger Ueberflutungen 
unter Umſtänden auch Bodenverbeſſerungsmaß⸗ 
nahmen im engſten Sinne (Urbarmachung von 
Moor, Sumpf, Heide uſw.) durchgeführt. 

Und die Ergebniſſe? Durchweg zeigt ſich, daß 
die landwirtſchaftliche Umlegung und die Neu⸗ 
geſtaltung der Feldmark, die auf ihr 
beruht, eine wichtige Grundlage ſchafft 
für die Erleichterung und Verbilli⸗ 
gung der Betriebsführung ſowie für 
die Steigerung der Erträge. Die Wirt⸗ 
ſchaftsbedingungen für die beteiligten Landwirte 
beſſern ſich. Das Kulturland nimmt zu, ungenutzte 
Flächen werden in Nutzung genommen. Vor allem 
aber wird das bisherige Kulturland zweckmäßiger 
geſtaltet, in ſeinem Bodenwert verbeſſert und 
fortan ergiebiger genutzt. Die Wirtſchaftskoſten 
mindern fi; es wird geſpart an Wirtſchaftsgerät 
und Saatgut, an menſchlicher und tieriſcher Ar— 
beitskraft. Es ſteigen die Roherträge und die 
Reinerträge. Was an menſchlicher Arbeitskraft 
geſpart wird, bedeutet im Großbetriebe meiſt nur 
wirtſchaftlichen Gewinn für den Eigentümer. Auf 
dem Bauernhof bedeutet es zugleich, daß das 
Leben überhaupt für den Eigentümer und die 
mitarbeitenden Familienmitglieder ſich leichter 
geſtaltet. Bei Bauernſtellen, die als Erbhöfe ein⸗ 
zutragen ſind, wird man ſagen müſſen, daß erſt 
die Neugeſtaltung durch die Umlegung ſie be— 
fähigt, ihre Aufgabe zu erfüllen, die das Reichs⸗ 
erbhofgeſetz ($ 2) dahin umſchreibt, eine Familie 
unabhängig vom Markt und von der allgemeinen 
Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden jo- 
wie den Wirtſchaftsablauf des Erhofs zu erhalten. 
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über das Maß hinaus, das dieſe Zahlen erkennen 
laſſen, von Bedeutung ſein. Sie wird in weite⸗ 
ſtem Amfange und allgemein überall dort als 
Mittel zur Neugeſtaltung und Neugliederung des 
deutſchen Volksbodens dienen müſſen, wo deſſen 
Amgeſtaltung im Zuge der Erneuerung der ge— 
ſamten Lebensverhältniſſe des deutſchen Volkes 
geboten iſt. Das gilt namentlich für die Neu⸗ 
bildung deutſchen Bauerntums. Die 


Provinz Heſſen-Naſſau iſt ſtark über⸗ 
völkert. Hier leben auf 1 qkm 146 Einwohner 
gegenüber 133 Einwohnern im Durchſchnitt des 
Reiches, obwohl von der Geſamtfläche auf Wald⸗ 
boden 39 v. H. entfallen gegenüber nur 27 v. H. 
im Durchſchnitt des Reiches. Es überwiegen — 
fortgeſetzt vermehrt durch den unſeligen Brauch, 
im Erbfall den Grundbeſitz zu zerteilen — die 
Klein- und Kleinſtbetriebe; dieſe haben von 1907 
bis 1925 auf Koſten der größeren Betriebsformen 
um 55 412 Betriebe zugenommen, während zu⸗ 
gleich die landwirtſchaftliche Fläche ſich um 33 180 
Hektar verringert hat. Neubildung deutſchen 
Bauerntums in der Provinz wird daher über- 
wiegend nicht heißen Errichtung neuer Hofſtellen, 
ſondern Umwandlung eines Teiles der vielen 
heute nicht lebensfähigen Kleinbetriebe durch 
Landzulagen und Erweiterung der Gebäude 
(unter Umſtänden Zuſammenlegung und entſpre⸗ 
chende Umgeſtaltung der Gebäude mehrerer bis⸗ 
heriger Betriebe); das Ziel iſt in allen dieſen 
Fällen, daß erbhoffähige Bauernſtellen geſchaffen 
werden. Auch hierbei kann — ebenſo überhaupt 
bei der Durchführung des Reichserb⸗ 
hofgeſetzes — die Umlegung eine weſentliche 
Rolle ſpielen, um die nach dem Umfang der Land⸗ 
fläche geeigneten (gegebenenfalls im Wege der 
Zulageſiedlung auf geeignete Größe gebrachten) 
Höfe auch wirtſchaftlich ſo zu geſtalten, wie es 
oben nach den Forderungen des Reichserbhofge— 
ſetzes ($ 2) näher beſchrieben worden iſt. Beſon⸗ 
dere Aufgaben ſtehen der Umlegung bevor im Zus 
ſammenhang mit dem Bau neuer großer Ver— 
kehrswege, namentlich der Autobahnen. 
Dieſe Bauten greifen tief in die Grundſtücksein⸗ 
teilung, vor allem in die Wege- und Waſſerver⸗ 
hältniſſe der Gemarkungen ein, die ſie durchſchnei⸗ 
den. Eine erträgliche Um- und Neugeſtaltung iſt 
nur möglich, wenn durch eine Umlegung die Ver⸗ 
hältniſſe der betroffenen Gemarkungen neu geord- 
net werden. Für das Vorgehen bei dieſer Neu⸗ 
ordnung werden ſich gewiſſe Anhaltspunkte aus 
dem Verfahren ergeben, das ſ. Zt. bei dem Grund⸗ 
erwerb für den Ederſee eingeſchlagen worden iſt. 
Dort iſt die Landeskulturbehörde maßgeblich be— 
teiligt geweſen; der damalige Spezialkommiſſar 
in Wildungen — der ſpätere Landeskulturamts⸗ 
präſident Reinhard in Kaſſel — hat den 
Grunderwerb im Zuſammenhang mit Maßnah⸗ 
men der Umjiedlung und Umlegung zur allge— 
meinen Zufriedenheit durchgeführt. 


Die Umlegung hat alſo in Heſſen⸗Naſſau noch 
wichtige wirtſchaftliche Aufgaben zu erfüllen. Es 
iſt zu hoffen, daß die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
füllung dieſer Aufgaben geſchaffen werden. Eine 
dieſer Vorausſetzungen iſt die Neugeſtaltung 
des Verfahrensrechtes. Es iſt heute in 
einem undurchſichtig verſchlungenen Knäuel von 
Geſetzen vergraben, die ſich über einen Zeitraum 
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von rund 120 Jahren erſtrecken. Anſtatt dem Le⸗ 
ben zu dienen und allen Volksgenoſſen verſtänd⸗ 
lich zu ſein, iſt dieſes Rechtsgebiet eine Art Ge⸗ 
heimwiſſenſchaft geworden! Das Recht iſt neu, 
klar und durchſichtig zu geſtalten. Es iſt in ein 
ſprachliches Gewand zu kleiden, das der Volksver⸗ 
bundenheit der heutigen Staatsleitung entſpricht. 
Es muß das Ziel ſein, daß für die Handhabung 
der geltenden Rechtsſätze weniger Gelehrſamkeit 
und juriſtiſche Spitzfindigkeit als praktiſcher Blick 
erforderlich iſt. Die das Recht neu geſtalten dür⸗ 
fen, müſſen als gute und treue Diener am Recht 
bei dieſer Geſtaltung ſorgfältig überlegen und 
klären, was an Fragen bei der Handhabung der 
Rechtsſätze auftauchen kann. Sie müſſen die Ant⸗ 
worten auf dieſe Fragen ſicher und klar geſtalten. 
Dieſe Arbeit erfordert Gelehrſamkeit, ſorgfältiges 
und feinſtes juriſtiſches Abwägen und Ueber: 
denken. Sind an dieſer Stelle, wo ſie hingehören, 
dieſe Eigenſchaften vorhanden, jo wird den ört— 
lichen Stellen und den auf die Rechtsſätze ange⸗ 
wieſenen Volksteilen viel unnötige Arbeit er⸗ 
ſpart. Bei dieſer Geſetzgebung werden die guten 
Vorbilder nicht außer Acht gelaſſen werden dür⸗ 
fen, die die Hannoverſchen und Naſſauiſchen Ge⸗ 
ſetze auf dem Gebiet der Umlegung geben. Wert⸗ 
volle Vorarbeiten liegen vor. Wir hoffen, daß 
ſie bald zu klaren Rechtsgeſtaltungen reifen. Das 
wird auch zu Vereinfachungen hinſichtlich der Ent⸗ 
ſcheidungen führen, die unnötige und unfrucht⸗ 
bare Reibungen ausſchalten, ferner zu einer 
weſentlichen Beſchleunigung des Verfahrens, 
namentlich aber auch — wenn die Zufälligkeiten 
bei der Einleitung neuer Umlegungsverfahren 
ausgeſchaltet werden — zu einer zweckmäßigen 
Arbeitsweiſe der Landeskulturbehörden nach 
einem klar durchdachten Arbeitsplan. — Die an⸗ 
dere Vorausſetzung iſt namentlich, daß die Ver⸗ 
ſäumniſſe der letzten 14 Jahre ausgeglichen wer⸗ 
den und ſchleunigſt für den in dieſer Zeit ausge⸗ 
bliebenen Nachwuchs an Beamten aller 
Art — namentlich zunächſt an Vermeſſungs⸗ 
beamten — bei den Landeskulturbehörden ges 
ſorgt wird, damit die vielgeſtaltigen, umfang⸗ 
reichen und drängenden Aufgaben, die der Um- 
legung in der Provinz bevorſtehen, mit voller 
Kraft angefaßt und durchgeführt werden können, 


Die Umlegung dient wirtſchaftlichen Zwecken. 
Aber der deutſche Volksboden, der durch fie umge⸗ 
ſtaltet wird, hat nicht nur wirtſchaftliche Auf⸗ 
gaben. Er iſt — ich wiederhole — Lebensraum 
und Lebensgrundlage für das deutſche Volk. Deſ⸗ 
ſen muß ſich bewußt bleiben, wem die Aufgabe ob⸗ 
liegt, durch die Maßnahme der Umlegung einen 
Teil dieſes Bodens um- und neuzugeſtalten. Er 
muß ſich bewußt ſein der Verantwortung gegen⸗ 
über den in langen Zeiträumen gewachſenen Zu⸗ 
ſammenhängen dieſes Bodens und gegenüber den 
Heimatwerten, die mit ihm für die deutſchen Men⸗ 


ſchen, welche ihn bewohnen, verbunden ſind. Nicht 
mit roher Hand, nicht nur nach Geſichtspunkten 
einer oft nur ſcheinbaren Nützlichkeit darf er ſich 
an dieſes vielfach verſchlungene Gefüge wagen. 
Viel und ſchwer iſt früher geſündigt worden. Aber 
nicht nur von dem viel angegriffenen Landmeſſer, 
überhaupt nicht überwiegend von der Behörde, 
in ſehr großem Umfange vielmehr von den Be⸗ 
teiligten ſelbſt gegen die Abſichten der Behörde. 
Sie alle — Behörde und Beteiligte — waren 
Kinder einer Zeit, deren Auffaſſung in letzter 
Folgerung zu dem Wunſchziel führte, den Boden 
möglichſt zu einer Art „Kornherſtellungsfabrik“ 
zu machen. Heute ſind wir auf dem Wege, den 
Menſchen und den Boden wieder in den großen 
ewigen Zuſammenhängen zu ſehen. Nach den da⸗ 
durch gegebenen Maßſtäben beurteilen wir auch 
die Maßnahmen des Umlegungsverfahrens. Die 
Umlegung dient dem Leben. Kein ge 
ſunder, lebensvoller Menſch wird ſeine Hand da= 
zu bieten wollen, das deutſche Vaterland zu einer 
muſeumsartigen Sammlung toter Altertümer und 
geſchichtlicher Erinnerungen zu machen. Aber die 
Um⸗ und Neugeſtaltungen des heimatlichen Land⸗ 
ſchaftsbildes und unter Umſtänden auch des Dorf⸗ 


bildes müſſen ſich als artgemäße Fortge⸗ 
ſtaltung des Heimatbildes darſtellen. 
Die gebotenen Umgeſtaltungen dürfen nicht zu 
Verunſtaltungen werden. Das wertvolle Alte 
darf nicht ohne Not zerſtört, das Neue muß ſo ge⸗ 
ſtaltet werden, daß es ſich dem Weſen der Land— 
ſchaft, des Dorfes uſw. ohne Störung einfügt. 
Dann wird das umgeſtaltete Heimatbild nicht 
weniger als das frühere geeignet ſein, Grund⸗ 
lage eines lebendigen Heimatge⸗ 
fühls zu ſein. Jeder der beteiligten Beamten 
muß bei ſeiner Arbeit tief durchdrungen ſein von 
der Heiligkeit des Heimatbodens, an deſſen Geſtalt 
er rühren muß. Die Durchführung der Neugejtal- 
tungen muß unter tiefſter und ernſteſter Verant⸗ 
wortung ſtehen gegenüber der uns überlieferten 
Geſtalt des deutſchen Volksbodens, der in langer 
Geſchichte — durch Naturereigniſſe und durch die 
Geſchicke ſeiner Bewohner, durch Leben und Lei⸗ 
den, Wollen und Wirken unſerer Vorfahren — 
ſein heutiges Geſicht erhalten hat. Wir müſſen 
und wollen ihn unſeren Nachkommen in einer Ge⸗ 
ſtalt hinterlaſſen, in der er geeignet iſt, Lebens⸗ 
raum und Lebensgrundlage für ein leiblich und 
ſeeliſch geſundes Volk deutſchen Blutes zu ſein. 


Bäuerliche uns nebenberufliche Siedlungs möglichkeiten in Heſſen⸗Naſſau 


Von Dr. Heiſer, Regierungs- und Kulturrat a. D., Frankfurt a. M. 


Die reale Erbteilung hat im Regierungsbezirk 
Wiesbaden eine ungeheure Zerſtückelung des bäu⸗ 
erlichen Beſitzes herbeigeführt. Bei jedem Erb⸗ 
gang wird der Geſamtbeſitz unter die vorhandenen 
Erben gleichanteilig verteilt. Daß die vorhande⸗ 
nen zu einem Wirtſchaftsbetrieb gehörigen vielen 
Parzellen unter die einzelnen Erben verteilt wer⸗ 
den, erſcheint dem Erblaſſer als eine Selbſtver 
ſtändlichkeit. Oft ſind dieſe Parzellen aber in 
ihrer Bodenbeſchaffenheit und ihrer Lage zum 
Wirtſchaftshof verſchiedenartig; dann ſchreckt man 
nicht davor zurück, die ſchon ſehr kleinen Par⸗ 
zellen im Intereſſe einer möglichſt gleichmäßigen 
Behandlung aller Erben nochmals zu teilen bis 
auf die geſetzlich zuläſſige Mindeſtgröße von 12,5 
Ar beim Acker und 6,25 Ar für Wieſen. 

Dieſe unſinnige fortgeſetzte Verkleine⸗ 
rung der einzelnen Wirtſchaftsbe⸗ 
triebe und der Einzelparzellen im 
Erbgang hat eine zweckmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung auf den einzelnen Betrieben unmöglich 
gemacht und im Laufe von Jahrhunderten einen 
verarmten, nicht mehr lebensfähigen Bauernſtand 
geſchaffen. N 8 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden liegen ins⸗ 
geſamt 105 000 landwirtſchaftliche Betriebe. 

Von dieſen Betrieben haben etwa 60 000 eine 
Größe unter 2 Hektar = 60,7%, etwa 27 000 Be⸗ 
triebe eine Größe von 2 bis 5 Hektar = 25%, etwa 
15 000 Betriebe eine Größe von 5 bis 20 Hektar = 
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14%, etwa 300 Betriebe eine Größe von 20 bis 
100 Hektar = 0,3%. Die Durchſchnittsgröße für 
eine ſelbſtändige Ackernahrung liegt bei 5 Hektar. 

Es ergibt ſich hieraus, daß rund 5% aller 
Betriebe keine ſelbſtändige Acker⸗ 
nahrung darſtellen, und daß rund 60% aller 
Betriebe ſogar nur eine Ausdehnung von noch 
nicht 2 Hektar haben. 

Alle dieſe Betriebe ſind nicht in der Lage, eine 
mehrköpfige Familie zu ernähren. Und ſo kommt 
es, daß aus faſt allen bäuerlichen Betrieben je 
nach deren Größe ein oder mehrere Familienmit⸗ 
glieder ihre Lebensbedürfniſſe außerhalb erwerben 
müſſen. Solange Arbeit in der Induſtrie zu 
finden war, iſt das möglich geweſen und erfolgte 
in großem Maßſtabe. Die Steinbrüche des 
Weſterwaldes und die großen Induſtrien im 
Rheinland und in Weſtfalen boten ausreichende 
Gelegenheit. Jetzt find alle dieſe Indu⸗ 
ſtrie arbeiter zurückgeflutet und das 
Elend iſt groß. 

Die vorſtehende Betriebsſtatiſtik zeigt ohne wei⸗ 
teres, daß die Schaffung neuer Bauernſtellen auf 
Grundſtücken der wenigen noch vorhandenen 
Großbetriebe in Naſſau dieſe nur zerſchla⸗ 
gen würde, ohne einen nennenswerten Erfolg zu 
bringen. Größere, der landwirtſchaftlichen Kultur 
zuzuführende Oedlandflächen find nicht 
vorhanden, denn der Landhunger der Klein⸗ 
bauern hat natürlich dahin gewirkt, daß ſchon in 
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früheren Jahrzehnten alles nur einigermaßen be— 
bauungsfähige Land bereits umgebrochen iſt. Die 
bäuerliche Anſiedlung Naſſauiſcher Bauern auf 
Heimatboden iſt daher nicht möglich. 


Seit Jahren ſind Verſuche im Gange, einen 
Teil der Naſſauiſchen Bauernſöhne nach dem Oſten 
(Weſt⸗Oſtſiedlung) umzuſiedeln und die freiwer- 
denden Grundſtücke im Wege der Anliegerſied— 
lung zur Vergrößerung beſtehender Stellen zu 
verwenden. Die Erfolge ſind leider gering ge— 
weſen und ſie waren überhaupt nur möglich durch 
die Bereitſtellung öffentlicher Mittel. Dieſe Mit⸗ 
tel waren unzureichend und ſind zurzeit in Fort⸗ 
fall gekommen. Die Weſt⸗Oſtſiedlung liegt daher 
darnieder, denn den Naſſauiſchen Siedlungsluſti⸗ 
gen fehlt das zum Ankauf einer Stelle im 
Oſten erforderliche Barkapital. Auch ein 
Verkauf des Naſſauiſchen Heimatbeſitzes führt 
nicht zum Ziele, denn auch der Käufer hat kein 
Geld und kann den Kaufpreis nur in ganz klei⸗ 
nen Raten zahlen, während der Verkäufer ihn 
zum Ankauf der Stelle im Oſten und zur Inven⸗ 
tarbeſchaffung ſofort braucht. 


Darum muß im Intereſſe der Vergrößerung 
der Naſſauiſchen landwirtſchaftlichen Betriebe 
etwas Durchgreifendes geſchehen. Dies kann nur 
durch Bereitſtellung von Staatsmitteln erfolgen, 
die dem Siedler das zur Umſiedlung erforderliche 
Kapital zur Verfügung ſtellen. 


Der Siedler, in deſſen Intereſſe das Geld be= 
reitgeſtellt wird, muß ſeinen naſſauiſchen Heimat⸗ 
beſitz im Wege der Anliegerſiedlung verkaufen. 
Die Geldbeträge ſind auf dem verkauften Heimat- 
beſitz des Siedlers dinglich zu ſichern und vom 
Käufer dieſer Grundſtücke zu verzinſen und zu 
tilgen. Verſuche, die die Naſſauiſche Siedlungs⸗ 
geſellſchaft m. b. H. in Frankfurt a. Main, Her⸗ 
mann⸗Goering⸗Afer 13, in dieſer Richtung unter⸗ 
nommen hat, ſind durchaus zufriedenſtellend ver- 
laufen. Dem darniederliegenden Naſ⸗ 
ſauiſchen Bauernſtand kann aber nur 


durchgreifend geholfen werden, 
wenn erhebliche Mittel bereitge⸗ 
ſtellt werden, ſodaß die Umſiedlung 
einer größeren Zahl kleiner Land⸗ 
wirte nach dem Oſten möglich wird 
und Anliegerſiedlungsland frei 
wird. 

Wenn auch die Beſchaffung ſelbſtändiger bäuer- 
licher Stellen das ideale Ziel für die Selbſtändig⸗ 
machung der Bauern ſein muß, ſo wird es doch 
nicht möglich ſein, die tauſende heute erwerbs- 
loſen Exiſtenzen alle mit einer vollen Adernah- 
rung zu verſehen, und es muß nach Mitteln ge— 
ſucht werden, auch für diejenigen, denen der Er⸗ 
werb einer Vollbauernſtelle nicht möglich iſt, 
eine Exiſtenzmöglichkeit zu ſchaffen. Das iſt nur 
möglich in der Nebenerwerbsſiedlung. Die nur 
geringen hierzu erforderlichen Land⸗ 
flächen ſind noch vorhanden. 

Die bisherigen Erfahrungen, die mit dieſen 
Siedlungsarten in der Nähe der Großſtädte ge⸗ 
macht wurden, ſind ſehr günſtig. Angeſiedelt 
wurden hier hunderte von ſtädtiſchen Arbeitern, 
die vom Lande ſtammen, alſo mit dem Weſen der 
Landwirtſchaft vertraut waren, auf 7—10 Ar 
großen Stellen. Alle dieſe vorher erwerbsloſen, 
naturgemäß unzufriedenen Menſchen haben die 
Verbundenheit mit dem Boden wieder gefunden 
und find aus Nörglern wieder zufrie⸗ 
dene Menſchen geworden. Es iſt eine Freude, 
die in dieſen Siedlungen aufwachſenden Kinder 
zu ſehen. Viele dieſer Siedler haben inzwiſchen 
wieder Kurzarbeit gefunden und haben aus dem 
Erlös der Kurzarbeit plus Gartenerträgen die zur 
Ernährung der Familie notwendigen Mittel be- 
ſchafft. Auch für diejenigen, denen die Wieder- 
einſchaltung in die alten induſtriellen oder ge— 
werblichen Betriebe bisher nicht gelang, iſt ge⸗ 
ſorgt. Bei den Siedlungen iſt ausreichend Land 
vorhanden, das von den Siedlern zunächſt ge— 
pachtet und ſpäter als Eigentum erworben wer— 
den kann. 


Siedlung durch Melioration in Heſſen 


Von Dr. Wagner, Landesbauernführer 


Die Durchführung des heſſiſchen Meliorations⸗ 
arbeits- und Siedlungsprogramms ſoll herbei⸗ 
führen: 

Die Sicherſtellung der Ernährung unſeres Vol— 

kes auf eigener Scholle, 

die Hebung der Landwirtſchaft durch Vermeh—⸗ 
rung der Produktion, bei gleichzeitiger Sen— 
kung der Produktionskoſten, 

Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit durch Beſchaf⸗ 
fung eines Arbeitsfeldes von hoher wirt— 
ſchaftlicher Bedeutung, 

Ausführung des Siedlungsgedankens zur Schaf— 
fung von Exiſtenzen für die aus dem Pro— 
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duktionsprozeß der Induſtrie ausgeſchiedenen 
Volksgenoſſen, 
durch eine großzügige, notwendige Verkehrs- 
erſchließung Oberheſſens und Starkenburgs 
(ohne Enteignung) im Rahmen des Arbeits- 
dienſtes, der Landwirtſchaft den Weg zu den 
Abſatzgebieten zu erſchließen und zu erleich— 
tern. 
Dieſe Aufgaben ſind nur durchzuführen im 
Wege der Feldbereinigung. 
Die Feldbereinigung bezweckt die Förderung 
der Landwirtſchaft: 
durch die Anlage von öffentlichen Feldwegen, 
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die eine freie Bewirtſchaftung der Grund— 
ſtücke zulaſſen, 
durch die Zuſammenlegung zerſtreut liegender 
Grundſtücke der einzelnen Eigentümer in 
eine, für die Bewirtſchaftung günſtigere 
Lage, Größe und Form, 
ſowie in Verbindung mit dieſen beiden Aufgaben 

durch die Herſtellung ſachdienlicher Kultur- und 
Gemarkungsgrenzen, Waſſerlauf- und gemein⸗ 
ſchaftlicher Be- und Entwäſſerungsanlagen, 

durch die Bildung von Grundſtücken für öffent⸗ 
liche Zwecke, insbeſondere für die Lehm-, 
Sand- und Kiesgewinnung, Erſchließung von 
Bauland und Siedlungsland uſw., 

durch die Ausführung weiterer geeigneter Bo⸗ 
den⸗ und Kulturveränderungen, wie z. B. die 
Ausfüllung von Hohlwegen, das Schleifen 
von Rainen, Urbarmachung von Oedländer— 
eien, zur Gewinnung von Neuland für Sied⸗ 
lungszwecke. 

Mit der Durchführung der Feld- 
bereinigung wird der Ernteertrag, 
ſoweit es in Menſchenhand ſteht, geſichert und 
geſteigert. Die Ertragsſteigerung gegenüber 
dem alten Stand wird auf 20% und mehr be— 
wertet. 

Durch die Zuſammenlegung eines zerſplitterten 
Grundbeſitzes mittlerer Größe im Wege des Feld— 
bereinigungsverfahrens im Verhältnis wie 5:1 
ergibt ſich ein Gewinn durch Erſparnis an Ar⸗ 
beitszeit und Geſpannleiſtung bis zu 200,— RM 
pro Hektar und Jahr. 

Die Durchführung der Feldbereinigung bedingt 
ein Meliorationsprogramm. 

Mit dieſem Meliorationsprogramm wird ein 
Arbeitsfeld erſchloſſen, das für die Behebung der 
Arbeitsloſigkeit, die Rettung des Bauerntums, ſo⸗ 
wie für die Belebung des Binnenmarktes von ein- 
ſchneidender Bedeutung iſt. Die Ausführung der 
Meliorationsarbeiten bedingt in der Hauptſache 
eine Aufwendung an Arbeitertagewerken; die 
Koſten für die Materialbeſchaffung ſind gering. 
Die Verbeſſerung der Bodenkulturen durch Melio— 
rationen, ſowie die infolge der Feldbereinigung 
erfolgte Zuſammenlegung des Grundbeſitzes bringt 
eine Vermehrung der Produktion. Sie ſtellt die 
Ernährung des deutſchen Volkes aus eigenem 
Boden ſicher, fördert die Veredelungsproduktion, 
ſichert durch letztere der deutſchen Landwirtſchaft 
den einheimiſchen Markt und droſſelt hierdurch 
die hohe Einfuhrziffer an landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſen, kräftigt die Steuer⸗ und Kaufkraft 
der Landwirtſchaft, ſchafft Arbeitsmöglichkeit je⸗ 
der Art, belebt Handel und Induſtrie und ent— 
laſtet die Wohlfahrtsein richtungen. 

Das Meliorationsarbeitsprogramm bringt eine 
Vermehrung des Nationalvermögens und trägt 
mit dem Siedlungsprogramm zur Befeſtigung des 
deutſchen Gedankens bei. 
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Mit dem Meliorationsarbeitsprogramm muß 
die Siedlung Hand in Hand gehen. 

Durch die über ſtundenweite Entfernung der 
Grundſtücke von der Wirtſchaftsbaſis infolge Aus⸗ 
dehnung der Gemarkung iſt eine intenſive Boden— 
bearbeitung ſowie eine intenſive Pflege des Saa⸗ 
tenſtandes mit dem damit verbundenen Zeitauf⸗ 
wand und den hierfür aufzubringenden Koſten 
nicht möglich, da die Rentabilität der Bewirtſchaf— 
tung verneint werden muß. 

In Heſſen beſteht der Brauch, zur Koſtendeckung 
des Feldbereingungsverfahrens einen Beitrag ſei⸗ 
tens der Grundbeſitzer in Form eines Geländeab— 
zuges in Höhe von etwa 3% zu realiſieren. Dieſer 
Geländeabzug wird in Maſſegrundſtücken ausge⸗ 
wieſen. Der Geländeabzug für die unvermeidliche 
Bildung mißförmiger Grundſtücke im Wege des 
Feldbereinigungsverfahrens beträgt Durch 
Kultivierungsarbeiten, Urbarmachung bisher 
landwirtſchaftlich nicht genutzter Flächen, durch 
Roden und Auffüllen mittels den aus dem Gra— 
benaushub gewonnenen Erdmaſſen, wurde ein 
weiterer Geländegewinn bis zu 3% in den ein 
zelnen Gemarkungen erzielt, jo daß der Prozent⸗ 
ſatz für das zur Maſſe auszuſcheidende Gelände 
allgemein 6 bis 7% des in die Feldbereinigung 
einbegriffenen Geländes betrug. In Gemarkun⸗ 
gen mit außerordentlichen Bodenverbeſſerungen 
wird der Geländegewinn infolge der auszuführen- 
den Kulturarbeiten weſentlich höher ſein. Um 
nun den Siedlungsgedanken im Wege der Feld⸗ 
bereinigung in wirkungsvollſter Weiſe zur Aus⸗ 
führung zu bringen, haben wir ein Geſetz ge— 
ſchaffen, das uns in die Lage verſetzt, von der 
noch zu bereinigenden noch nicht meliorierten 
Fläche Heſſens einen Beitrag zur Koſtendeckung 
des Verfahrens ſeitens der beteiligten Grund— 
beſitzer in Höhe von 7% v. H. zu realiſieren, dieſe, 
ſowie die aus den Kultivierungsarbeiten gewon— 
nenen Flächen, ſoweit es techniſch durchführbar iſt, 
in den von der Wirtſchaftsbaſis weit entfernten 
Gemarkungsteilen zu vereinigen und als Sied— 
lungsland für Vollerwerbsſiedlungen auszu— 
weiſen. 

Mit dieſem Geländeabzug iſt der 
auf die Grundbeſitzer entfallende 
Koſtenanteil für die Feldbereini⸗ 
gungs⸗ und Meliorationsarbeiten 
abgegolten. Das aus dieſem Ge— 
ländeabzug gewonnene Maſſeland 
geht auf den heſſiſchen Staat über. 
Dieſer finanziert als Gegenleiſtung 
das geſamte Unternehmen. 

Unter Heranziehung des Grundbeſitzes der 
öffentlichen Hand kann durch Austauſch in der 
Oertlichkeit im Wege der Feldbereinigung das 
Siedlungsvorhaben der höchſten Entfaltung ent⸗ 
gegengeführt werden. Gemarkungsgrenzen bilden 
für die Ausführung dieſes Gedankens kein Hin- 
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dernis. Ob geſchloſſene oder zerſtreut liegende 
Siedlung in Frage kommt, iſt nach Lage des 
Beſitzes der öffentlichen Hand, ſowie der Arron⸗ 
dierung dieſes Beſitzes mittels Maſſeland im 
Wege des Feldbereinigungsverfahrens zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Durch die Entnahme des in dieſer 
Weiſe gebildeten Maſſelandes kön⸗ 
nen im Gebiete des geſamten Unter- 
nehmens in Heſſen im Zeitraum von 
8 Jahren rd. 10000 Hektar Siedlungs- 
land zur Verfügung geſtellt werden. 

Die Frage, ob das Siedlungsland für Anlieger⸗ 
ſiedlung oder landwirtſchaftliche, gärtneriſche, 
Werks- oder Kurzarbeiterſiedlungen zu verwenden 
iſt, richtet ſich aus naheliegenden Gründen nach 
Ort und Lage der einzelnen Gemarkungen und 
der Struktur der Wirtſchaft und Bevölkerung der 
Gemeinden in den einzelnen Arbeitsgebieten. 

Die Vornahme der Siedlung auf dieſem Wege 
ſteht in ſchärfſtem Gegenſatz zu den bisher vor⸗ 
geſchlagenen Maßnahmen, nämlich der Zerſchla⸗ 
gung des Großgrundbeſitzes. Sie iſt ſo wenig eine 
Sozialiſierung wie eine Enteignung des bäuer⸗ 
lichen Grundbeſitzes. Eine Benachteiligung des 
alteingeſeſſenen Grundbeſitzes durch einen Ge⸗ 
ländeabzug tritt in keiner Beziehung ein, denn 
im Wege des Feldbereinigungsverfahrens erfolgt 
ein Ausgleich zugunſten des Grundbeſitzers in 
weit höherem Maße, gegenüber der durch den Ab⸗ 
zug verminderten Fläche ſeines alten Grundbe⸗ 
ſitzes. Maßgebend wird hier ſein, daß die Zu⸗ 
ſammenlegung unter großen Geſichtspunkten der 
Technik im Bauerntum erfolgen muß. 


Die Vornahme der Siedlung im Wege des 
Feldbereinigungsverfahrens ermöglicht eine Ver⸗ 
teilung der Siedlerſtellen über das ganze Land, 
die Exiſtenz des Siedlers erſcheint geſichert, da das 
auf dieſe Weiſe ausgeſchiedene Gelände meiſt aus 
wohl vorbereiteten und ertragreichen Böden be= 
ſteht, auf denen die Stellen errichtet werden. Die 
Regelung der Abſatzfrage iſt unter Hinblick auf 
die hohe Einfuhrziffer an landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſen nur als Organiſationsfrage anzuſehen 
— jedoch als Frage erſter Ordnung. 


Der Zuſammenſchluß der Siedler 
zu Genoſſenſchaften iſt Vorausſetzung für 
das Gelingen des Projektes. Er wirkt belebend 
und fördernd. 

Nach Schätzung amtlicher und privater Stellen 
ſind in Deutſchland rund 6,26 Millionen Hektar 
Kulturland zuſammenlegungs- und meliorations⸗ 
bedürftig. Durch die Bereinigung wird durch 
die damit verbundene Meliorierung dieſer Flä⸗ 
chen ein erheblicher Gewinn an Neuland zu ver- 
zeichnen ſein. 

Beziffern wir dieſen Gewinn an Neuland mit 
2% Prozent der geſamten noch zu bereinigenden 
Fläche, und führen wir das Meliorationsarbeits⸗ 
und Siedlungsprogramm nach den entworfenen 
Geſichtspunkten durch, ſo erhalten wir eine Fläche 
für Siedlungszwecke, verteilt über unſer geſamtes 
Vaterland, im Umfange von 625 000 Hektar. 


Durch beſchloſſene Bearbeitung und Planung 
erſtehen neue Wirtſchaftsgebiete mit denkbar klei⸗ 
nem Aktionsradius. 


Stadtrand ſiedlung und Ortskern 


Von Regierungsbaumeiſter a. D. Rudolf Geil. 


Die Richtlinien für die vorſtädtiſche Kleinſied⸗ 
lung verlangen eine gute Einordnung dieſer 
Kleinbauten in die vorhandene Bebauung und 
die Landſchaft überhaupt. Die Forderung iſt für 
die Durchführung der letzten Abſchnitte nochmals 
beſonders betont worden. 

Wo Siedlungen größeren Umfangs 
entſtehen, 50 bis 100 und mehr Häuſer nach ein⸗ 
heitlichem Plan und in räumlichem Zuſammen⸗ 
hang, iſt jene Forderung leicht zu erfüllen, wenn 
der Aufteilungsplan ſich dem Gelände anpaßt, in 
ſich geſchloſſen iſt, und der Bautyp ſelbſt 
eine einwandfreie Bauform zeigt. Die Frage, ob 
ein⸗ oder zweigeſchoſſig, ob Steildach, ſchwach ge- 
neigtes Satteldach oder Pultdach, ob Haus und 
Stall getrennt oder zu einem Baukörper ver⸗ 
einigt ſind, ſpielt dabei keine entſcheidende Rolle. 
Iſt die Grundform ſauber, ſo wird ſelbſt ein von 
der Regel abweichender Hauskörper durch die 
Reihung zu einem guten Geſamtbild führen. 
Siedlungen dieſer Größe haben aus ſich 
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heraus ein ſtarkes Eigenleben, jedoch 
muß man auch ſie, Härten bedachtſam ver⸗ 
meidend, dem Geſamtſtadtbild an⸗ 
fügen. 

Das wird beſonders ſchwierig ſein bei Streu⸗ 
ſiedlungen geringen Umfangs von etwa 10 
bis 20 Stellen am Rande von Mittel- und Klein- 
ſtädten oder auch von Dörfern, wie ſie im Arbeits⸗ 
gebiet der Heſſiſchen Heimſtätte häufiger vorkom⸗ 
men. Hier iſt die räumliche Ausdehnung des 
Ortskerns jo klein, daß ein klar erfaßbarer Ge⸗ 
ſamteindruck entſteht, daß noch von einem Stadt⸗ 
bild geſprochen werden kann. Hier wird die For⸗ 
derung der Einpaſſung in das Vorhandene zu 
einer Aufgabe, die durch die ungewöhnliche Be- 
grenzung der Mittel ſchwierig iſt. Der Typ des 
Kleinſiedlungshauſes hat nur geringe abſolute 
Maße, die nicht ſteigerungsfähig ſind. Die Höhen⸗ 
entwicklung iſt noch geringer als beim landläufi⸗ 
gen Kleinwohnungsbau, ergibt alſo nur recht 
kleine Baukörper. Die faſt durchweg ausgeführte 


Abb. 1 


Form des Doppelhauſes (Abb. 1) bringt bereits 
eine erhebliche Verbeſſerung, doch iſt in Aus⸗ 
nahmefällen das freiſtehende Einzelhaus (Abb. 2) 
nicht zu vermeiden. Da empfiehlt es ſich, den 
Stall in den Hauskörper mit einzubeziehen bei 
gleichzeitiger Trennung gegen den Wohnteil durch 
eine Wand ohne Türöffnungen. 

Die Einordnung in das Ortsbild iſt 
einmal eine Frage der Beſtimmung der 
Lage, die auch bei kleinſten Gruppen beſonders 
ſorgfältig zu überlegen iſt zum anderen eine der 
Bauerſcheinung. In geſchloſſene, unzerſtörte 
Ortsbilder fügt ſich ein klarer, möglichſt einfacher, 
anſpruchsloſer Baukörper, über rechteckigem Grund⸗ 
riß mit Satteldach am beſten ein, Flachdach, 
ſchwach geneigtes Dach, Drempeldächer mit Dach⸗ 
aufbauten wirken als Fremdkörper. Die Grund⸗ 
typen, Haus und Stall als beſonderer Baukörper, 
Haus und Stall als ſich durchdringender Haus— 
körper und Haus und Stall unter einem durch⸗ 
gehenden Dach werden je nach Art des Grund— 
ſtücks auszuwählen ſein. Die Trennung von 
Haus und Stall, eine ſiedlungstechniſch be⸗ 
währte Anordnung, befriedigt in der Ebene oder 
im Zug der Höhenlinien mäßig bewegter Hänge. 
In der Gefällerichtung angeordnet, ergibt ſich da⸗ 
gegen ein ſehr unruhiges Geſamtbild: die Ueber⸗ 
ſchneidung der größeren Wohnhauskörper mit den 
kleineren der Ställe wirkt völlig unüberſichtlich. 
Die Verbindung von Haus und Stall in JI-Form 
iſt für die Bebauung eines bewegten Geländes 
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bereits brauchbarer, jedoch müſſen die Gefällever⸗ 
hältniſſe innerhalb der bebauten Fläche des Hau⸗ 
ſes ſelbſt günſtig ſein, da ſonſt der angebaute 
Stall zu hoch über dem Erdboden zu liegen 
kommt, und dadurch unwirtſchaftliche Treppen und 
Rampen entſtehen. Für Hanglagen und in den 
Fällen, wo notgedrungen Einzelhäuſer durchge⸗ 
führt werden müſſen, hat ſich der zuletzt genannte 
Typ mit Stall unter dem Hauptdach bewährt, der 
auch als Einzelhaus noch genügend Baumaße hat. 


Alle drei Grundformen ſind feſt mit dem Boden 
zu verbinden. Der Erdgeſchoßfußboden liegt dem⸗ 
nach nicht mehr als drei Stufen über dem Garten. 
Eine Vielzahl von Freitreppenſtufen ſchafft un⸗ 
natürliche Verhältniſſe, iſt teuer, und erfordert 
aus Gründen der Wärmehaltung eine Verſtärkung 
der dann zu ſehr aus der Erde herausſchauenden 
Kelleraußenwände. Bei ſelten auftretenden naſſen 
Grundſtücken — auf dem Lande hat ſich die Un⸗ 
ſitte eingebürgert, jeden Bauplatz als feucht anzu⸗ 
ſehen um ſo das Kleinhaus „ſtattlich“ aus dem 
Boden herauswachſen zu laſſen — wird man den 
Hauskörper mit angehängtem Stall, Wirtſchafts⸗ 
raum, Holzlege uſw. möglichſt mit abgeſchleppten 
Dächern mehr Standfeſtigkeit verleihen. 


Die Grundſtücksgröße von rd. 1000 qm ergibt 
bei den kleinen Hauskörpern der Stadtrandſied⸗ 
lung einen beſonders glücklichen Charakter durch 
die großen Abſtände zwiſchen den einzelnen Häu⸗ 
ſern. Das Grün der Büſche und Bäume tritt 


Abb. 2 


ſtark in den Vordergrund, die Hauswände ver⸗ 
ſchwinden großenteils in den einmal angewachſe— 
nen Gärten (Abb. 3). Weſentlich ſpricht nur noch 
das Steildach, und hier iſt vor allem in gebirgi⸗ 
gen Formationen wegen der damit verbundenen 
Aufſicht auf die Dörfer und Städte ein Zu⸗ 
ſammenklang mit dem Deckungs⸗ 
material des Ortskerns anzuſtreben. 
Gerade die Verwendung von andersartiger Dach— 
deckung, ſelbſt bei an ſich gleicher Qualität wie 
etwa Biberſchwanz unter Pfannen, geſchweige 
denn aber gefärbte Zementplatten unter jenen 
ſtören das Ortsbild viel ſtärker, als die Ver⸗ 


Einzelhaus am Hang 


ſchiedenheiten in der ſonſtigen Durchbildung 
neuer Bauten es vermögen. Die Außenwände, 
meiſt aus Ziegelſtein und mit einfachſtem, hand⸗ 
werksgerechtem Putz verſehen und gekalkt, ſtehen 
zu jedem alten Haus. 

Im übrigen wird man die Einordnung in das 
vorhandene Ortsbild erzielen durch handwerks— 
gerechte, einfachſte Ausbildung aller Einzelheiten 
und einen Geſamteindruck anſtreben, der das 
Geleckte, Parademäßige ſo vieler Wohnſiedlungen 
für kleine Verhältniſſe vermeidet, deren Schön⸗ 
heit durch den geringſten Anbau von Holzſchuppen 
u. ä. erſchüttert wird. 


Abb. 3 


Steildachſiedlung am Hang 


Bautwirtichaftlicher Zeil 


Kleinkläranlagen für Einzelſiedler. 


Klärung und Unſchädlichmachung von 
Schmutzabwäſſern. Zu 

Die Vorfluter⸗-Gräben, Bäche, Seen, Flüſſe, 
haben eine ihrer Waſſermenge entſprechende 
Selbſtreinigungskraft, weil ſie ſtändig dem Sauer⸗ 
ſtoff der Luft und der Sonnenbeſtrahlung aus⸗ 
geſetzt ſind und der Klein-Pflanzen- und Tierwelt 
die Möglichkeit geben, fäulnisfähige Stoffe ab⸗ 
zubauen. Eine gewiſſe Beigabe friſcher menſch⸗ 
licher Abwäſſer dient für den Vorfluter ſogar als 
Düngemittel und erhöht auf dem Umwege über 
die Kleintier- und Pflanzenwelt den Fiſchreich⸗ 
tum. 

Die Flußläufe müſſen jedoch außer aus äſthe⸗ 
tiſchen Gründen deshalb rein und friſch gehalten 
werden, weil das Waſſer menſchlichen und tie⸗ 
riſchen Nahrungs- und Gebrauchszwecken zu dienen 
hat. Mit zunehmender Induſtrialiſierung und 
Bevölkerung wurde der Anfall an ungeklärten 
Abwäſſern allmählich jedoch ſo groß, daß auch bei 
großen Flußläufen eine Verpeſtung eintrat, womit 
ein Abſterben der Klein-Pflanzen⸗ und Lebewelt 
verbunden war; die Selbſtreingungskraft er⸗ 
ſchöpfte ſich. Die in der Induſtrie und den menſch⸗ 
lichen Niederlaſſungen anfallenden Schmutz⸗ 
gewäſſer durften daher in der Folge nur geklärt 
und unſchädlich gemacht in die Vorfluter geleitet 
werden. 

Die Verſchmutzung der Vorfluter findet durch 
gelöſte und beigemengte ungelöſte organiſche und 
anorganiſche Stoffe ſtatt. Die ungelöſten Bei⸗ 
mengungen werden durch die Schleppkraft der 
Strömung in den Kanälen und Flußläufen in 
Schwebe gehalten, ſie ſind im Waſſer ſuspendiert, 
ſinken aber im ſtehenden oder langſam fließenden 
Waſſer zu Boden: Sedimentation — Ablagerung. 
Je nach der ſpezifiſchen Schwere im Vergleich zu 
dem ſie tragenden Waſſer haben die feſten Stoffe 
eine verſchiedene Sinkgeſchwindigkeit. Bei Schmutz⸗ 
wäſſern z. B. infolge Wolkenbrüchen gehen, ſobald 
ſich die Schleppkraft verringert, zunächſt die 
Steine, dann grober, ſpäter feiner Kies und 
ſchließlich die erdigen Beimengungen zu Boden. 
Dem gegenüber iſt die Sinkgeſchwindigkeit volu- 
minöſer Körper, zu denen auch die gasreichen 
Fäkalien gehören, ſehr gering. Je nach dem ſpe⸗ 
zifiſchen Gewicht und der davon abhängenden 
Sinkgeſchwindigkeit der in dem zu klärenden Ab⸗ 
waſſer ſuspendierten Stoffe ſind mithin die Durch⸗ 
laufgeſchwindigkeit und die Abſetzzeit zu wählen. 
Die Durchlaufgeſchwindigkeit beſtimmt den er⸗ 
forderlichen Durchflußquerſchnitt, die Abſetzzeit die 
erforderliche Länge der Abſetzräume. 

Z. B. bei ſtädtiſchen Kläranlagen nimmt man 
zur Abſcheidung des ſuspendierten Sandes im 
vorgeſchalteten Sandfange eine Durchflußgeſchwin— 


digleit von etwa 30 em Selunde, in der nad: 
geſchalteten eigentlichen Kläranlage iſt dagegen 
zur Abſcheidung der zerriebenen Fäkalien, Papier 
uſw. höchſtens eine Fließgeſchwindigkeit bis 5 em. 
in der Sekunde zuläſſig. 

Die Sinkgeſchwindigkeit eines zu klärenden Ab- 
waſſers beſtimmt man, indem man Proben des 
betr. Waſſers in ſogenannte Abſetzgläſer einfüllt 
und die Sedimentation und die dazugehörige Zeit 
feſtſtellt. Man beſtimmt hierdurch die für eine 
genügend erſcheinende Klärwirkung nötige Abſetz— 
zeit. 

Die Klärung der Abwäſſer durch Sedimentation 
mitgeführter ſuspendierter ungelöſter Stoffe nennt 
man mechaniſche Klärung. Gelöſte anorganiſche 
Stoffe werden durch chemiſche Mittel neutrali— 
ſiert und für den Vorfluter unſchädlich gemacht. 
Sie bleiben teilweiſe in Löſung, zum anderen 
Teil bilden ſich feſte Salze uſw., die durch Sedi— 
mentation ausgeſchieden werden. Die biologiſche 
Klärung übernimmt den Abbau und die Umwand— 
lung der gelöſten organiſchen fäulnisfähigen in 
fäulnisunfähige anorganiſche Stoffe durch gerobe 
Bakterien. Es iſt dabei die natürliche und die 
künſtliche biologiſche Klärung zu unterſcheiden. 
Die natürliche biologiſche Klärung erfolgt in ge⸗ 
eigneten friſchen Waſſerläufen und Seen mit ge⸗ 
nügender Selbſtreinigungskraft, indem die Klei— 
lebeweſen durch Aufnahme der gelöſten organiſchen 
Stoffe ihre Nahrung finden. Wichtig iſt da⸗ 
bei, daß dieſe Stoffe dem Flußwaſſer 
nochinmöglichſtfriſchem undunange⸗ 
faultem Zuſtande beigegeben wer⸗ 
den. 

Das künſtliche biologiſche Klärverfahren beruht 
darauf, daß mangels eines geeigneten natürlichen 
Vorfluters, künſtliche aerobe Bakterienherde ge— 
ſchaffen werden, die den Abbau der organiſchen 
gelöſten Stoffe übernehmen. Man erreicht das 
auf zwei Wegen. Einmal ſchüttet man möglichſt 
rauhe Körper, Koks, wetterfeſte Schlacke, Lava— 
ſchlacke zu Haufen normal in Mindeſthöhe von 
1.8 m auf, ſorgt für eine dauernd gute Belüftung, 
die für die aerobe Bakterienwelt unerläßlich iſt, 
und läßt das beſtens mechaniſch vorzuklärende 
Abwaſſer in guter gleichmäßiger Verteilung über 
dieſe Tropfkörper herabrieſeln. Es iſt gut, wenn 
dieſe Berieſelung in größeren Zeitabſtänden perio- 
diſch erfolgt, damit den Bakterien zur Regene— 
ration ihrer Aufnahmekräfte längere Zeiten zur 
Verfügung ſtehen. 

Der andere Weg iſt das Schlammbelebungsver— 
fahren, bei dem der für die aeroben Bakterien 
nötige Sauerſtoff durch künſtliches Einblaſen von 
Luft oder dadurch zugeführt wird, daß mittels 
Rührwerk das biologiſch zu klärende Abwaſſer 
ſtändig gehoben wird und dann durch die Luft 
herabtropft. . 

Schluß folgt in der nächſten Nummer. Die Schriftleitung. 
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Amſchau 
Siedlungsbilanz 1933 
T 


Die Nationalſozialiſtiſche Agrarreform. 
Geſundung des deutſchen Bauern. Sicherung der Rentabilität der Landwirtſchaft. 


Ende des Jahres 1932 betrug die Verſchul⸗ 
dung der deutſchen Landwirtſchaft 11,698 Mil⸗ 
liarden Reichsmark. Im Deutſchen Reich (Bayern, 
Mecklenburg⸗Schwerin, Thüringen, Berlin unbe⸗ 
rechnet) wurden 1932 4632 land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke zwangsverſteigert. 
Das Land war in Zinsknechtſchaft 
geraten, bewegliche Maſſe in Hän⸗ 
den des Kapitals. Landflucht, Ge⸗ 
burtenrüdgang, waren die nächſten 
Folgen. 

Zu gleicher Zeit erhoffte man von der Siedlung 
die Rettung aus Arbeitsloſigkeit und Bevölke⸗ 
rungsrückgang. Landſiedlung ohne wirtſchaftliche 
Geſundung der Landwirtſchaft war indes unmög- 
lich. Die überſtürzten Verſuche der Jahre 1927 
bis 1930 bewieſen das: 
aus. Deshalb konnten die Siedlungsprogramme 
der Regierungen vor der Revolution nichts mehr 
ſein als guter Wille oder parteipolitiſche Propa⸗ 
ganda. Die Hilfsmaßnahmen zur Geſundung der 
Landwirtſchaft, wie Preisſtützung, ſubventionierte 
Markwirtſchaft, förderten nur die Verſchuldung, 
ſtatt Abhilfe im ganzen zu ſchaffen. Die „Oſt⸗ 
hilfe“ kam zu ſpät; zudem wurde ſie ungleich zu⸗ 
geteilt an „Todkranke“, denen nicht mehr ge— 
holfen werden konnte, während die „Kranken“ 
weiter verfielen. Der „Sicherungsſchutz“ gegen 
Zwangsvollſtreckung war nur eine Notſtands⸗ 
maßnahme, die der Siedlung das Land entzog 
und die Siedlungspraxis dadurch nahezu ſtillegte. 

Unvermindertſtark aber blieb das 
Begehren nach Siedlung. Der geſunde 
Inſtinkt des Volkskörpers, ſich am Lande, das 
heißt am Leben zu erhalten.“) 

Unerbittlih aber wurde klar: nur eine 
umfaſſende nationalwirtſchaftliche 
gerechte Maßnahme konnte Rettung 
bringen. 

Das bedeutete: Abkehr von den Irrtümern des 
liberaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems, Loslöſung des 
Landſtandes aus der Gewalt des Kapitals und 
Schaffung einer geſunden, ſelbſtändigen neuen 
Wirtſchaftsform. Die Nationalſozialiſtiſche Regie⸗ 
rung nahm dieſen Neuaufbau vom Fundamente 
her ſofort nach Antritt in Angriff. 

Sie begründete das alte bäuerliche 
Brauchtum neu und organiſierte die Bauern 
im Reichsnährſtand. 


) Wie wir in einem Querſchnitt durch die öffent⸗ 
liche Meinung des Jahres 1932 1 1 
Vgl. „Siedlung und Wirtſchaft“, H. 5 „S. 162 ff. 


es blieben die Renten 
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Die agrarpolitiſche Leitung der NSDAP. und 
die zahlreichen zerſplitterten Bauernvertretungen 
ſchufen eine einheitliche Standesver⸗ 
tretung. 

Die „Keichsführergemeinſchaft“ wur⸗ 
de gegründet mit der Aufgabe, den Aufbau 
des Landſtandes zu einem „Reichsnähr⸗ 
ſt and“ vorzubereiten, d. h. zu einem Stande, 
der im Dienſte der Geſamtheit ſteht 
und der damit Rivalität und Klaſſen⸗ 
kampf ausſchließt. 

Am 13. September 1933 ermächtigte das Geſetz 
den Reichsernährungsminiſter zum Aufbau des 
Reichsnährſtandes. 

Die erſten geſetzlichen Maßnahmen zielten auf 
eine Entlaſtung der landwirtſchaftlichen Produk⸗ 
tion von den Unkoſten hin. 

Die Befreiung der landwirtſchaftlichen Arbeit⸗ 
nehmer von der Arbeitsloſenverſicherung, die ein⸗ 
heitliche Feſtſetzung der Umſatzſteuer auf 1%, Ver⸗ 
ringerung der Grundſteuer, die Entſchuldung auf 
Koſten der landwirtſchaftlichen Gläubiger ſollten 
das Bauerntum in die Lage ſetzen, unbelaſtet auf 
neuer wirtſchaftlicher Grundlage zu beginnen. 
Eine Abſatzförderung für landwirtſchaftliche Pro⸗ 
dukte wurde in Angriff genommen mit dem Ziel, 
die Verſorgung des Binnenmarktes im Intereſſe 
der Sicherung der nationalen Wirtſchaft möglichſt 
vom Auslande unabhängig zu geſtalten. 

Mit dem Geſetz zum Ausgleich der Gebühren 
für den Schlachtviehmarkt (5. Mai), zur Rege⸗ 
lung des Abſatzes von Erzeugniſſen des deutſchen 
Gartenbaues, wurden im einzelnen Vorausſetzun⸗ 
gen zur Regulierung des Binnenmarktes geſchaf⸗ 
fen. Durch das zweite Milchgeſetz (20. Juli), die 
dritte Verordnung über die Herſtellung von Er⸗ 
zeugniſſen der Margarinefabrikation und Oel⸗ 
mühlen, die Verordnung über Verwendung in- 
ländiſchen Schweineſchmalzes, die Verordnung 
über den Margarineverbrauch ſoll erreicht wer⸗ 
den, die deutſche Fettwirtſchaft möglichſt vom Im⸗ 
port unabhängig zu machen. 

Die einheitliche Grundlage für dieſe Einzel⸗ 
maßnahme ſchuf das „Reichsnährſtand⸗ 

eſetz“ vom 13. September 1933. Es ermächtigte 
den Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft, die „Erzeugung“ und den Ab⸗ 
ſatz“ von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen zu 
regeln, wenn dies unter Würdigung 
der Belange der Geſamtwirtſchaft 
und des Gemeinwohls geboten erſcheint. 

Das Geſetz über den Zuſammenſchluß von Müh⸗ 


len vom 15. September ermächtigte den Reichs⸗ 
miniſter, zur Regelung der Verwertung von in⸗ 
ländiſchem Roggen und Weizen Mühlen zuſam⸗ 
menzuſchließen und über die Neuerrichtung, Ein⸗ 
ſchränkung und Erweiterung von Mühlenbetrie⸗ 
ben, die Getreideankaufsmenge, den Ankaufs⸗ und 
Verkaufspreis zu beſtimmen. 

Ein „Feſtpreisſyſtem“ ſoll dem Bauern 
eine ſichere Kalkulationsgrundlage geben und ihn 
von Marktſpekulationen unabhängig machen. 
Deswegen folgte am 26. und 29. September das 
„Geſetz zur Sicherung der Getreide⸗ 
preiſe“. 

Eine Abſtimmung der Produktion auf den Be⸗ 
darf, wozu das Reichsernährungsſtandgeſetz die 
Handhabe gibt, konnte wegen der in Gang be— 
findlichen Herbſtbeſtellung nicht mehr vorgenom⸗ 
men werden, es wurde jedoch erfolgreich vor ver- 
mehrter Brotgetreideproduktion gewarnt, um dem 
Aufbau fehlender Oele und Futtermittel Raum 
zu geben. 

Die Zollpolitik wird ganz in den Dienſt dieſer 
Aufbautätigkeit geſtellt. 

Mit ſolcher Markt⸗ und Produktionsregelung 
wird ein Landwirtſchaftsſyndikat im 
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nationalſozialiſtiſchen Sinne geſchaf⸗ 
fen, das auf Preisregulierung zur Be⸗ 
friedigung des Bedarfs, nicht — libera⸗ 
liſtiſch — auf Erzielung höchſten Gewinnes bedacht 
ist. 

Alle dieſe Maßnahmen können aber nur dann 
Erfolg haben, wenn der fruchttragende Boden 
nicht zum Spielball des Kapitals gemacht werden 
kann. Der Bauer muß vor neuer Ueberſchuldung 
geſchützt werden. Zerſplitterung rentabler Bauern⸗ 
höfe durch Erbgang führt zur Unrentabilität und 
damit zur Verelendung des Bauern, zur Land- 
flucht und zum Untergang. Dem ſollte für alle 
Zukunft durch das Reichserbhofgeſetz vorgebeugt 
werden. 

Hand in Hand mit den Reformen 
der Landwirtſchaft ging die Vorberei⸗ 
tung des Siedlungswerkes. Ein gewal⸗ 
tiger Plan in Form der Bauernſiedlung: 
zur Vermehrung und Befeſtigung des Reichs⸗ 
nährſtandes; der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung: zur Bannung der Arbeitsloſenkriſe; 
der Eigenheimſiedlung: zur Befriedigung 
des Wohnungsbedarfs wurde mit Hilfe öffent⸗ 
licher Mittel in Angriff genommen. 


Bäuerliche Siedlung. 
Hemmungen der Siedlungspraxis. Ergebnis und Planung. 


Am weiteſten in der Praxis zurück blieb 
zunächſt die bäuerliche Siedlung. Landmangel 
beſteht mehr denn je. Ehe nicht zumindeſt 
die Entſchuldung der Landwirtſchaft dem abge— 
holfen hat, kann an eine erhebliche bäuerliche 
Siedlungspraxis nicht gedacht werden. Die Ent⸗ 
ſchuldung aber kann nur langſam fortſchreiten: 
Am 31. Oktober 1933 waren erſt 25 268 Ent⸗ 
ſchuldungsanträge mit insgeſamt 308,811 Millio⸗ 
nen bewilligt (vgl. oben: die Geſamtverſchuldung 
rd. 112 Milliarden), von denen 228,16 Mil⸗ 
lionen erſt ausgezahlt werden konnten. Es iſt alſo 
noch nicht abzuſehen, wann und wieviel Gied- 
lungsland aus nicht entſchuldbarem Beſitz frei 
werden wird. 

Nach Angaben der Landlieferungsverbände ſind 
in den Oſtprovinzen rund 53 000 Hektar verfüg⸗ 
bar. Nach früheren Angaben der Großgrund— 
beſitzer ſollten 50 bis 90 000 Hektar vorrätig ſein. 
Im ganzen wäre das Lieferſoll der Großgrund— 
beſitzer für den Durchſchnitt des Reichsgebietes 
zu Ende des Jahres mit ca. 50% erfüllt. (D. S.) 

Die von den Oberpräſidenten und Gauleitern 
propagandiſtiſch eifrig geförderte Landſpende iſt 
im Erfolge fraglich. Wie aus einer Zu⸗ 
ſammenſtellung von Preſſenachrichten') erſichtlich 
wird, ſind zwar ſofort eine Reihe von Gütern 
zu normalen Preiſen und wohl auch eine be— 


) Vgl. „Archiv für innere Koloniſation“, H. 10, 
Bd. 25, Ig. 1933, S. 520 f. 
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trächtliche Menge Oedland als Schenkung anges 
boten worden: Siedlung iſt aber nur auf 
gutem, gleichwohl billigen Boden 
möglich! Zudem darf eine umfaſſende 
Siedlungsplanung nicht auf die örtlichen Zufälle 
des gerade verfügbaren Landes angewieſen ſein! 
Was Wunder, wenn die bisher verlauteten Er- 
gebniſſe der Bauernſiedlung des Jahres 1933 
äußerſt gering erſcheinen: nicht mehr als 
10 000 Morgen find mit 160 Bauernſtellen, den 
Geſchäftsberichten der „Deutſchen Siedlungsbank“ 
zufolge, belegt worden. Kennzeichnend iſt auch 
eine Stichprobe der Berichte der „Reichsſtelle für 
Siedlerberatung“ für den ungedeckten Siedlungs⸗ 
bedarf: im September d. J. haben ſich an die 
Reichsſtelle ſchriftlich 2785, mündlich 2594 Sied⸗ 
lungsbewerber um Rat gewandt. Davon fehlten 
den meiſten die erforderlichen Anzahlungsmittel. 
Von 512 Siedlungsbewerbern, die alle zur An⸗ 
ſiedlung notwendigen finanziellen und perſön⸗ 
lichen Vorausſetzungen erfüllten, konnten wegen 
des beſtehenden Landmangels nur 28 an⸗ 
geſiedelt werden. Im Oktober wurden 
1943 ſchriftlich und 1828 mündlich anfragende 
Bewerber gezählt, von denen 477 geeignet waren 
und nur 67 angeſiedelt werden konnten. 
Für die Zukunft iſt indes zu hoffen, daß die 
großen allenthalben angekündigten Meliorations⸗ 
werke nach einigen Jahren Arbeit reichlich ſied⸗ 
lungsfähiges Land bereitet haben werden. In 
kürzerer Friſt iſt vielleicht durch eine geſetzliche 
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Regelung der Pachtverhältniſſe zumindeſt die 
Mobiliſierung des Vorrats an Staats⸗Domänen⸗ 
land zu erwarten. Umfajjende Landbe⸗ 
ſchaffung iſt aber nur möglich, wenn. 
wie die „Norddeutſche Zeitung“ (vom 3. 9. 1933) 
betont, Landabgabe zur Bedingung 
der Entſchuldung gemacht und für 
entſchuldete Güter ein Vorkaufs⸗ 
recht der gemeinnützigen Siedlungs- 
träger zu feſten Preiſen geſichert 
wird. 

Die rege Inangriffnahme der bäuerlichen Sied- 


lung iſt aber im Intereſſe der Sicherung der 
Volksernährung, ſowie in bevölkerungspolitiſcher 
Hinſichts) dringend zu wünſchen. 

3) Nach Feſtſtellungen des preußiſchen Landesamts 
iſt durch die bäuerliche Siedlung in den beſiedelten 
Gebieten die Bevölkerung um 66,9% gewachſen. Vgl. 
auch Warnack: „Ländliche Siedlung und Bevölke⸗ 
rungsverdichtung“, Berlin 1933. Ueber die Erfolge 
der bäuerlichen Siedlung vgl. die Feſtſtellungen von 
Prof. E. Lang über die „Produktivilät und Renta⸗ 
bilität der ländlichen Siedlung“ in den „Berichten 
über Landwirtſchaft“ Band XVII, H. 4, S. 579 ff., 
ſ. auch Beſprechungsteil dieſer Nummer der „Sied— 
lung und Wirtſchaft'“. 


III. 
Nebenberufliche Landſiedlung und Eigenheimbau. 
Rege und zuverläſſige Durchführung. Ergebniſſe und Planung. 


Weiter voran in der Praxis ſind die 
nebenberufliche Landſiedlung und der Eigenheim⸗ 
bau. Insgeſamt wurden im Verlaufe des Jahres 
140 Millionen (120 Millionen für die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung, 20 Millionen für den Eigenheim⸗ 
bau) an öffentlichen Mitteln zur Verfügung 
geſtellt, aus denen allein in dieſem Jahre 
rd. 50 000 Kleinſiedlungen erſtellt werden kön⸗ 
nen. Das Siedlungsland wurde zu 60% von den 
Gemeinden hergegeben. Die Durchführung des 
Kleinſiedlungswerkes iſt durch die geſetzlichen 
Maßnahmen zu den verſchiedenen Abſchnitten der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und die Förderung 
der Privatinitiative beim Eigenheimbau durch 
Reichsdarlehen, in Preußen vor allem durch die 
Organiſation der Trägerſchaft befrie⸗ 
digend garantiert. Das Wohnſiedlungs⸗ 
geſetz ſchuf für die Praxis eine differenzierte 
Geſamtplanung. 

Die nebenberufliche Landſiedlung ſelbſt iſt voll 
im Gange. Die Nachrichten des November 
mögen davon ein Bild geben. Es werden dem⸗ 
nach: in Oſtpreußen 2200, in Niederſachen 50 000. 
in Leipzig 500, in Baden 900, am Niederrhein von 
der Rheiniſchen Heimſtätte 108 Kleinſiedlerſtellen 
geplant; in Braunſchweig hat die Mitteldeutſche 
Heimſtätte die „Franz Seldte-Siedlung“ in An⸗ 
griff genommen, in Berlin-Britz wurde der Bau 
einer Frontkämpferſiedlung begonnen. 

Die Methoden der nebenberuflichen Land— 
ſiedlung, insbeſondere die Ueberführung der Er⸗ 
werbsloſenſiedlung in die Kurzarbeiterſiedlung, 
wie ſie derzeit in der Denkſchrift des Reichsver⸗ 
bandes der Deutſchen Heimjtätten?) vorgeſchlagen 
wurden, haben ſich, wie die Feſtſtellungen einer 
Unterſuchung von Dr. Joſeph Wagenbach“) 
zeigen, vorläufig bewährt. Die Mitwirkung 
des freiwilligen Arbeitsdienſtes und die Selbſt⸗ 


2) Vgl. H. 3, 1933, der „Siedlung und Wirtſchaft“. 
). „Stand und Erfahrungen bei der Nebenerwerbs⸗ 
ſiedlung“, „Sozialrechtliches Jahrbuch“, Bd. IV, 
S. 37 ff. Vgl. auch Beſprechungsteil der vorliegen⸗ 
den Nummer der „Siedlung und Wirtſchaft“. 


hilfe gut ausgewählter Siedler machten eine ratio⸗ 
nelle Verwertung der öffentlichen Zuſchüſſe mög⸗ 
lich. Der wirtſchaftliche Erfolg dieſer Siedlungen 
iſt dem großen Intereſſe der Siedler an Haus und 
Erde und der ſorgfältigen Betreuung durch die 
Siedlungsträger zu danken. 

Innerhalb der Arbeitsbeſchaffungs-Maßnah— 
men der Reichsregierung wird alſo auch künf⸗ 
tig (wie ja auch der Herbſtplan der Regierung 
fürn die Bauwirtſchaft anzeigt), dieſen Erfolgen 
entſprechend die Kleinſiedlung, und be⸗ 
vorzugt die Kurzſchichten-Siedlung, gefördert 
werden. Die Forderung der Regierung auf Ver⸗ 
legung des Schwergewichtes der Vorſtadt-Sied⸗ 
lung auf die kleineren Orte ſprechen für die Ab⸗ 
ſicht einer ſyſtematiſchen Durchſetzung auch 
des flachen Landes mit Bauernſied⸗ 
lern und Bauernarbeitern zugleich, 
wie ſie im Oſtpreußenplan vorgeſehen iſt. Eine 
ſolche gleichmäßig verſtreute nebenberufliche Land— 
ſiedlung wird zur Verminderung der Arbeitsloſig— 
keit und Vermehrung der Bevölkerung in noch 
ſtärkerem Maße als die bäuerliche Siedlung bei— 
tragen. 

Der Eigenheimbau mit öffentlicher Förderung 
iſt eine wertvolle Ergänzung dieſer Siedlungs⸗ 
arbeit. Er dient der Deckung des Wohnungsfehl⸗ 
bedarfs und iſt das wirkſamſte Mittel künftiger 
Wohnungspolitik, die die Auflockerung der Groß⸗ 
ſtädte und die Ausſiedlung ins Land hinein zum 
Ziele hat. Der erſte Abſchnitt der Reichsdarlehen 
in Höhe von 20 Mill. RM iſt reſtlos vergeben. 
Etwa 20% der hiermit errichteten Bauten find 
völlig aus eigenen Mitteln finanziert worden. 
Wie eifrig die Privatinitiative die Förderungs⸗ 
maßnahmen des Reiches nutzbringend aufgenom- 
men hat, iſt von Oberregierungsrat Dr. Fiſcher 
(Ref. im Reichsarbeitsminiſterium) im letzten 
Heft dieſer Zeitſchrift S. 398 umfaſſend ausgeführt 
worden. 

Im Fortſchritt dieſer Entwicklung verſpricht 
alſo das Jahr 1934 eine rührig anſteigende und 
fruchtbare Tätigkeit im Kleinſiedlungsweſen. 


Dr. Ferdinand Neumann. 
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Beiprechungen 


Erde und Erbe 


im neueſten Noman“ 
Von Clemens J. Neumann, Berlin. 


Die Auflageziffern der Romane, die bäuer⸗ 
liches Brauchtum und Siedlung zum Hauptgrund 
oder Hintergrund der Darſtellung nehmen, geht 
in die Million. 

Den praktiſchen Treuhändern des deutſchen 
Bauerntums und der Siedlung kann es nicht 
gleichgültig ſein, was Hunderttauſende in Kunſt⸗ 
form über die Notwendigkeit und die Erfüllung, 
das Glück und Unglück der Verbundenheit des 
Volkes mit Erde und Erbe zu ſagen und zu raten 
haben. 

Genug iſt feſtgeſtellt, daß Sein und Erfolg der 
praktiſchen Arbeit in erſter Linie von der ſeeli⸗ 
ſchen, körperlichen Beſchaffenheit der Menſchen ab⸗ 
hängt, für die ſie getan wurde. 

Die ideellen Vorausſetzungen der Siedlung fan⸗ 
den entſprechend ſtarke Beachtung. Indes der z u⸗ 
gleich heilſame und unheilvolle pſy⸗ 
chologiſche Einfluß der ſchönen Lite⸗ 


* 


I. Der chineſiſche Bauer 


Der in Deutſchland erfolgreichſte Bauernroman 
ſeit Reynolts „Bauern“ iſt die „Gute Erde“ 
von Pearl S. Bud.) 


In der Tat: es iſt viel Gutes in dieſem Buche! 
Ueberall gleich mütterlich iſt die Erde. Sie formt 
ihre Söhne und iſt beſtrebt, ſie feſtzuhalten. Im⸗ 
mer, aber immer ärmer, kehren ſie zu ihr zurück. 

Der Chineſe Wang Lung erſcheint zuerſt als 
der rechte Bauer. (In dieſer Ueberraſchung 
liegt mit der Erfolg des Buches.) Er iſt der Erde 
hörig, aus der er ſelbſt, ſein Haus, ſeine Götter 
gemacht ſind. Er iſt durchaus geſund, naiv und 
vernünftig. So gönnt er ſeinen tönernen Göttern 
ihr Teil, wenn ſie ihm gute Ernte laſſen; aber er 
läßt ſie verkommen, wenn die Ernte ſinnlos ver⸗ 
regnet. (: „So ergeht es den Göttern, die dem 
Menſchen Uebles zufügen!“). 


Er wählt die Gefährtin, nicht ſchön, nicht klug; 
aber ſtark und arbeitſam, eine ſegensreiche Ge⸗ 
bärerin. Nun liebt er die Erde, weil ſie ihm 
hilft, Leben zu mehren und zu erhalten. Schöpfer⸗ 
freude iſt dieſe Liebe, Hingabe an das Geſchaf⸗ 
fene. 


) Roman dech chneſiſchen Menſchen. Zinnenverlag, 
Baſel 1933. Uebertragung aus dem Engliſchen von 
Ernſt Simon. 


„Höchſtleiſtung iſt Pflicht“ Goebels 

anläßlich des Verbots des Horſt Weſſel-Films. 
ratur wurde nicht berückſichtigt, ob⸗ 
wohl die Geſchichte der Literatur offenſichtlich dazu 
rät.“ “) 

Hier ſoll deshalb einmal im Querſchnitt durch 
die Romanliteratur der jüngſten Gegenwart, ohne 
Komplimente vor der „ſchöneren Hälfte“ der Lite- 
ratur, darüber feſtgeſtellt werden. — 


* Wir meinen, unſeren Leſern wird eine kritiſche 
Darſtellung der „gefälligen“ Bauern- und Siedlungs⸗ 
literatur gerade zu Weihnachten nicht unwillkommen 
ſein. Die Schriftleitung. 


**) Die geſundempfundene Darſtellung des Bauern 
in der frühgermaniſchen Literatur. — Die Verun⸗ 
glimpfung des Bauern in der geſamten Barocklite⸗ 
ratur. — Die ſentimentale ſpieleriſch weichliche Dar⸗ 
ſtellung im Rokoko. — Die kräftig mahnende Literatur 
der Dorfgeſchichte um die Mitte des 19. Jahrhunderts, 
angeſichts der Entwertung der Fruchterde zugunſten 
der Induſtrieerde. 


* 


Soweit können wir folgen. 

Dies aber iſt ungewöhnlich: Der Bauer 
nimmt ſich ein Luſtweib ins Haus. Ueber der 
Freude an ihren „länglichen Ohrmuſcheln“ ver⸗ 
gißt der Liebeskranke Feld und Arbeit. Wir 
aber glauben zu wiſſen: der Bauer liebt, gewinnt 
der Arbeit und dem Erbe zunutze, oder — er 
überwindet! An dieſem üppigen Begehren 
iſt nicht etwa die heißere Sonne jener Zone ſchuld; 
es iſt ungewöhnlich auch dort! Der Bauernahn 
erwacht darüber aus ſeinem Altersdämmern und 
mahnt: „ich hatte nur ein Weib und mein Vater 
hatte auch nur ein Weib und wir ackerten das 
Land!“ Und O⸗lan, die immer ſchweigſame Bäu— 
erin, ſpricht zu dem Kebsweib: du biſt ſchön, aber 
unfruchtbar; „ich aber bin das Weib eines Manz 
nes und habe Söhne geboren!“ 

Der Bauer Wang Lung wird zu einem defa= 
denten Genießer: je reicher er wird, deſto üppiger 
wird er im Genuß. Auch die nach Wolluſtnächten 
ſtürmiſch aufbegehrende Luſt an der Erde erſcheint 
nur noch ſchwächlich ataviſtiſcher Genuß, nicht ur⸗ 
tümlich gegründeter Trieb. 

Die Dichterin ſtellt dieſen Mann gleichwohl wei- 
terhin als den beiſpielhaft erdverbundenen Men⸗ 
ſchen hin. Uns aber ſcheint: Eine Entwicklung 
von ſo ſtarkem Kontraſt iſt unbäuer- 
lich, unwahr. Die Dichterin wollte den gan- 
zen chineſiſchen Menſchen in eine Geſtalt fügen; 
der umfaſſende Gehalt aber ſprengte die Form: 
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So verlor der Charakter Wang Lungs Einheit 
und Glaubwürdigkeit. Die Entwicklung des Ab⸗ 
falls von der Erde läßt ſich nur in der Folge der 
Generationen darſtellen, denn ihre Kraft iſt zu 
mächtig im Blute, als daß fie innerhalb einer Ge- 
neration urtümlich wirkſam und hinfällig ſchwach 
zugleich ſich zeigen könnte. 

Die Tendenz: haltet feſt am Lande und ihr 
bleibt erhalten! geht durch das ganze Buch; aber 
die Charaktere ihrer Träger (die Bäuerin 
O⸗lan ausgenommen) ſcheinen nicht natürlich ent⸗ 
wickelt. Sie zerfallen, weil ſie nach Kontraſten 
geſtellt ſind. Damit aber verlieren ſi 
ihre allgemeine Geltung. 


II. Weſtoeutſche Bauern 


Das geſamte Werk Guſtav Schröers iſt liebe⸗ 
voll deutſcher Bauernart und Bauernarbeit 
gewidmet. 

Sein Roman „Das Land Not“) zählt über 
50 000 Leſer. Das zeitgemäße Motto hat es ihnen 
angetan! — 

Das Land Not des bibliſchen Ackerbauern Kain 
war das Deutſchland vor der Revolution, — das 
will das Buch ſagen. Wir erfahren von den 
Schickſalen eines thüringiſchen Dorfes im Jahre 
1928; indes find die Opfer der Not, die Bauern 
und Arbeiter und die hilfebeſtrebten Intellek⸗ 
tuellen und Halbintellektuellen des Dorfes doch 
in ihrem Erleben ſo allgemein gezeichnet, daß 
ſie überall im Lande wohnen könnten. 

Allgemein gezeichnet, nicht aber, wie 
beabſichtigt, allgemeingültig geſtaltet, 
ſind die Charaktere des Werkes. Sie bleiben blaß 
und unlebendig, während die lebenswichtig⸗ 
ten ſozialen Probleme mit ſicheren In⸗ 
ſtinkten, aber kunſtlos und undramatiſch, — jour⸗ 
naliſtiſch — diskutiert werden. 

Dabei iſt ſachlich alles richtig: Arbeiter 
haben die Scholle verlaſſen, um der Maſchine 
zu dienen. Jetzt verläßt ſie die Maſchine, ſie kön⸗ 
nen zur Erde nicht zurück, denn auch den Bauern 
hält die Not, konkret geſagt, die Macht des ge⸗ 
winnſüchtigen Kapitals gefangen, das „immer 
erntet, ohne geſät zu haben“, daß hindurchregie- 
ren will durch alle Regierungen. Verzweiflung 
ſtiftet wirre Empörung. Die Sinnloſigkeit eines 
unbeſonnenen Kampfes ernüchtert. Die Maſſe er⸗ 
kennt: Nur vereinter Kampf aller Gutmei⸗ 
nenden unter Führung von Kraftnaturen kann 
helfen. — 

All das wird durchweg mit der pathetiſchen 
Weisheit des braven Dorfſchäfers reflektiert; aber 
dazwiſchen iſt auch, zumal für jene Tage, mu⸗ 
tige Einſicht, wie: daß die harten Laſten den 
Eigentumsſinn des Bauern verkümmern laſſen, 


) Ein Roman aus unſeren Tagen. 56.60. Tauſend 
Verlag C. Bertelsmann, Gütersloh. Preis 4,40 RM 
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daß die Bauern „wohl gern von ihrem Vaterland 
reden“, aber ihren „Acker meinen“, m. a. W., daß 
an der Erziehung des Bauern zu nationalem Ge⸗ 
meinſinn noch einiges zu tun iſt. — 

Wo aber ſind Kraftnaturen: Etwa der weich⸗ 
reflektierende Dorfakademiker? Oder iſt der 
Schloßherr der Mann, der helfen kann? Jener 
„Stimmungsmenſch“, der ſich „in ſeiner gutsherr⸗ 
lichen Ruhe nicht ſtören laſſen möchte“, der mit 
einer „wunderbar deutſchen Seele“ im Lande Not 
auf Jagd ſpazieren geht, — beileibe nicht, um den 
Rehbock zu ſchießen, das will er an und für ſich 
nicht, und erſt recht nicht, weil ſich gerade ein Rot⸗ 
kehlchen auf den Gewehrlauf geſetzt hat. Dieſer 
Ludwig Richter-Romantiker ſoll Nothelfer ſein? 
Ihm ſollen wir Tatkraft, gründliche, natürliche, 
ſoziale Geſinnung und wirtſchaftliche Klugheit zu⸗ 
trauen, wenn er blindlings und plötzlich daran 
geht, ſeine Baſaltfelder auf Koſten von Roggen⸗ 
pfandbriefen zu kultivieren, um Arbeit zu ſchaf⸗ 
fen? Er meint allerdings: „Wenn Unger das 
tut, der weiß was er will, tue ich es auch, da 
wird es ſchon gehen.“ Leider erhängt ſich aber 
der Bauer Unger, weil es eben doch nicht ging. 
Der Verfaſſer ſcheint für den Gutsbeſitzer das⸗ 
ſelbe nicht zu fürchten, er ſchließt vielmehr mit 
freudigem Segen ſeines guten Willens. 

Erfreut ſtellen auch wir den guten Willen des 
Verfaſſers feſt. Damit allein aber iſt 
nicht geholfen. Auch nicht, wenn man blaſſe 
Reflektionen und ſubjektiven Naturalismus mit 
ins Feld führt. 

Ein Symbol muß im Kern die Phantaſie und 
Gewalt des Ganzen enthalten! 

Im „Land Not“ konnte das Rotkehlchen auf 
dem Gewehrlauf die ſoziale Liebe des deutſchen 
Menſchen nicht hinlänglich ſymboliſieren, denn 
Liebe an dieſem Sinnbild gemeſſen, wäre 
Schwäche. — —— 

Das Gänſeblümchen auf dem Hofpflaſter der 
Großſtadt iſt im „Bauernenkel“) zum Sinnbild 
der Erdverbundenheit des deutſchen Menſchen ge= 
nommen. Auch dieſes Symbol iſt ſchwach und un— 
zureichend. — 

Die Fabel des Buches beſtätigt das: der Sohn 
zweier tüchtiger Arbeitsleute, in denen Bauern- 
blut noch friſch iſt, ſelber ein tüchtiger Arbeiter, 
begnügt ſich zur Befriedung der angeborenen 
Erd- und Wachstumsliebe nicht mit einem Schre— 
bergarten, ſondern will einen Bauernhof beſitzen. 
Doch wie ſich herausſtellt, mehr einen feudal idyl⸗ 
liſch gelegenen Herrenhof! Und ſolcher Genuß 
iſt garnicht ſo ſchwierig zu befriedigen. — Eine 
gutmütige Witwe ſchenkt ſeiner Braut den herr⸗ 
lich gelegenen Gutshof, der juſtement in früheren 
Generationen einmal ſeiner Familie gehört haben 
ſoll. Solch ein Zuſammenhang gehört natürlich 


) Roman 1.—10. Tauſend. Verlag C. Bertelsmann, 
Gütersloh, 1933. Preis 4,40 RM. 
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in ein Buch, das das zeitnahe (19331) Thema 
„ſchickſalsmäßiger“ Verbundenheit von Erde und 
Erbe behandelt. 

Dieſen Vorgang begleitet — wie tröſtlich in 
harter Zeit! — der Dichter als biederer Glocken⸗ 
türmer mit weiſen, ſegnenden Worten! 

Das iſt ſehr ſchön gedacht: da ſetzt 1933 eine 
ernſthafte nationale ſoziale Agrarreform ein; 
Schröer iſt ſchon lange mit Liebe zum Bauerntum 
begabt, er erfindet alſo Namen und Figuren, die 
darüber reden und in der Behauptung zeitgemäß 
zu fühlen, ſich ſelbſt genügen. Woraufhin der 
Dichter ſich berechtigt hält, ſie als verkörperte 
Ideale des Zeitgeiſtes vorzuſtellen. 

Das iſt ſo einfach nicht! Ja diesmal iſt es ſo⸗ 
gar ſachlich unrichtig, wenn der Dichter 
meint, gute tüchtige Arbeiter, die kraft Bauern⸗ 
blut und Bauernſitte, dem Verderben der Ma⸗ 
ſchine in der Großſtadt gewachſen ſind, müßten, 
weil ſie nebenbei noch ein Auge für die Natur 
haben, ſchleunigſt Stadt und Arbeit den Rücken 
kehren und auf einen ſchön gelegenen Gutshof als 
Gewinn, „Lotterie“ ſpielen. 

Auch formal bleiben Mängel beſtehen. Die 
Bildlichkeit des Stils „ſteht in vollem Pran⸗ 
gen“. Die Leute ſagen in jedem Satze „och“ und 
„nee“, und verlangen daraufhin abwechſelnd als 
Kinder, Snobiſten, Großſtädter und Arbeiter an⸗ 
geſprochen zu werden. 


Wenig ſtärker iſt der Roman „Um Mannes⸗ 
ehre“. ) 

Es iſt hier viel Bauernhader und -geſchwätz, 
wenn auch entſprechend wenig Bauerngeſetz und 
Bauernadel. Bäuerliches Weſen iſt wie ſonſt 
oberflächlich, aber mit viel Liebe abgeſchrieben. 
Immerhin iſt im Ganzen Bewegung: lebhafter 
Streit um ein Stück Erde! 


III. Deutſche Siedler 


Sachlich anſchaulich, mehr in Form einer Re⸗ 
portage gehalten, und alſo auch anſpruchsloſer, iſt 
der „Siedler vom Heidebrinkhofe“), die Darſtel⸗ 
lung einer kameradſchaftlich gemeinſamen Front⸗ 
kämpferſiedlung in der Heide. — 

Die Siedlungsromantiker und faulen 
Gewinner werden ausgeſchieden. Die idealiſti⸗ 
ſchen Frontſoldaten, die zu Anfang noch zu ſehr 
nach „Buch und Vaterlandsgewiſſen“ arbeiten, 
werden durch Einfluß der praktiſch nüchternen 
bäuerlichen Arbeitskameraden aus Illuſio⸗ 
niſten zu rechten Siedlern, die ſich Hof 
und Freiheit aus der harten Not der Zeit und 
der Erde gerodet haben, deren Kinder „mit hei⸗ 


) Verlag C. Bertelsmann, Gütersloh, 1932. 21. bis 
25. Tauſend. Preis 4,40 RM. 

5) Verlag C. Bertelsmann, Gütersloh. 
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ßem Herzen reif zur Tat“, heranwachſen, ein „Ge⸗ 
ſchlecht ohne weiche Linien“. 

Die paſtoralen Bedürfniſſe der Siedler erfüllen 
auch hier die bei Schröer ſtehenden Figuren des 
„menſchenfreundlichen Arztes“ und des „weiſen 
Schäfers“; dienlicher aber iſt den Siedlern die 
verhalten gütige, praktiſche Hilfe des vereinſamten 
Heidehof⸗Nachbarbauern. 


Das Werk Schröers iſt voll von Gefühl für das 
deutſche „Land Not“, und voll des Beſtrebens zu 
helfen. Auch erkennt er mit ſicherem Empfinden 
und großer Umſicht die Quellen der deutſchen 
Nöte. Aber kann er mit ſeinem Werke helfen? 

Deutſch iſt Schröer im Empfinden, aber 
nicht deutſch genial im Geſtalten. 
Sein ehrlich idealer Wille vermag wohl zu er⸗ 
bauen, — und darum iſt uns ſein Werk wert —, 
aber mit fortzureißen, Willenskräfte zu beleben, 
zu raten, vermag er nicht. 

Sein Werk iſt Verſtand und guter 
Wille. Noch ganz im Beſtreben, ſich ſelber 
bewußt zu werden, vermag er nicht, naiv, objek⸗ 
tiv, elementar zu geſtalten. 

Was iſt von Nutz und Schaden ſolcher Literatur 
zu ſagen? Seine Bauern können ſeine Werke 
ungeſtraft leſen — ihr lebendiges objektives Ge⸗ 
fühl können fie nicht entkräften —, aber reflef- 
tierende, im Bewußtſein unſichere Menſchen, 
werden ſich nach der Lektüre vielleicht angepredigt, 
nicht aber gekräftigt und erhoben fühlen. 

Warum werden dieſe Bücher viel geleſen: 
weil ſie mit Titel und Umſchlagzeichnung von 
Not und Sehnſucht der Zeit zu ſprechen ver- 
ſprechen. 

Liſa Schulze-Kunſtmann: 
Siedlung 13“¼0) 

Ein farbloſer Titel ſcheint es, und ein belang⸗ 
loſer Verfaſſername. Man lieſt verpflichtet, 
unintereſſiert. Aber mählich geht uns an, was da 
gehandelt wird. Man vergewiſſert ſich nochmals 
des Namens des Verfaſſers: Eine Frau ſchreibt, 
echt anſpruchslos und ohne Koketterie. Das 
iſt nicht die Regel! 

Eine ſtellungsloſe Studienaſſeſſorin wird Sied⸗ 
lungshelferin. Aus langer Weile zunächſt, dann 
widerſtrebend der Macht entwöhnter Erdkräfte. 
Eva, die ſie iſt, kommt ihr das Erdgefühl mittel⸗ 
bar, durch den Mann, den ſie liebt, von dem ſie 
ein Teil iſt. Um des Mannes willen lernt fie 
die Erde lieben und hält der Not ſtand, die ſolche 
Liebe bereithält. Aber iſt dieſer Mann: der 
bankerotte Gutsbeſitzer, der verſchloſſen mit Erd 
und Menſchen hadernde Siedler, ein Mann aus 
Erde? Dieſem Sohne eines gutsbeſitzenden Land— 
rates fehlt die fromme Liebe zur Natur, 
wenn ſie in nur engem Raum ſein eigen iſt. 


„Schönland⸗ 


Re Ein Siedlerroman. Bergſtadt⸗Verlag, Dresden, 


Der alte Diener, freier Gutsknecht dreier Gene- 
rationen, der hat dieſe einfache, mild ergebene 
Liebe zu allem Wachstum der Erde! 

Darum vermag der Schönland-Siedler auch 
nicht zu erkennen, daß die fremde Frau die Erde 
nur um ſeinetwillen liebt. Er nimmt ſie zum 
Weibe, weil er ſie ſtark glaubt in der Liebe zu 
Arbeit und Erde, und meint, ſie vermöchte ihn 
damit zu ſtärken. 

Die Verläßlichkeit, die Not und der Ernſt dieſer 
Liebe, die ſich beide im Viehſtall geſtehen, ohne 
die Arbeit darüber zu unterbrechen (: Gefühls⸗ 
farbe eines Breughel-Stiches!), haben die Wahr- 
heit und den Pulsſchlag oſtdeutſcher Landſchaft, 
oſtdeutſcher Menſchen. Aber reicht dieſe Liebe hin, 
Beide ſtark und glücklich zu machen? — Denn 
eines iſt ohne das andere dem Bauern nichts 
nütze! — Zwei ſchwache Menſchen, die ſich anein⸗ 
ander halten, ein jedes im Vertrauen auf die 
Kraft des anderen — werden ſie ſtandhalten? 

Die Verfaſſerin läßt es hoffen. — 

Zwiſchen durch dieſes Schickſal laufen ſparſame 
aber mitunter verſtändige Erwägungen, 
über die Not des Siedlers: Durchaus nicht immer 
ſind die Verhältniſſe und die Geſellſchaft Schuld, 
ſondern oft die Menſchen: „Dröhnköppe und Mies⸗ 
macher“ vor allem, taugen nicht zum Siedler! 


Einen freundlichen und erfreuten Bericht 
über den Aufbau einer Siedlung vom erſten 
Spatenſtich bis zur erſten Ernte gibt Wilfried 
Wrooſt in dem Roman „Siedler in der Sur⸗ 
heide“. “) 

Der Heimkehrer-Soldat Marquardt entdeckt 
nach allem Tod und Verderben mit der naiven 
Freude Robinſons die Fülle der Selbſterhaltungs⸗ 
möglichkeiten des Siedlerdaſeins. Aber er ent⸗ 
deckt auch am Ende, daß man ernſt und ſtark wer⸗ 
den muß, wenn man die Heide erobern will! — 


IV. Das Bauernerbe 


In Friedrich Caſtelles „Heiliger Erde“ 
iſt bäuerliches Brauchtum, die Pflicht zu Erbe und 
Geſetz, volkstümlich flüſſig geſchildert: 
etwa in der Art des verſtorbenen „Bergſtadt“⸗ 
Dichters Paul Keller. Auch hier iſt noch viel⸗ 
fach Bauernart muſeal und in Goldſchnitt gefaßt, 
aber der Grundzug iſt rechtſchaffen und richtig. 
Daß ein Bauernſtudent von der hyſteriſchen Leiden⸗ 
ſchaft einer großſtädtiſchen Boheme-Natur eine 
Zeitlang aufgehalten werden kann, kommt vor; 
daß dieſe ſeine geſunde Bauernnatur aber nicht auf 
die Dauer abhalten kann, ihrem erdbefohlenen 
Geſetz zu folgen, iſt hier einfach und klar 
dargeſtellt. An menſchliche Tiefe aber rührt von 
fern die Milde und der Glaube der erblindeten 
Bauernmutter, der harte Kampf des alten Bau⸗ 


) Hans Köhler-Berlag, Hamburg, 1933. reis 
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ern Hagelſchuer zwiſchen Vaterliebe und Erbhof— 
geſetz. 

In gleicher Art, mit gleichem Thema, aber un⸗ 
gleich lauter als „der“ Bauernroman 1933 an⸗ 
geprieſen, indes ohne Fälſchung nur auf volks⸗ 
tümliches Genügen bedacht, behandelt der Roman 
„Heilige Erde“ von P. H. Tempel, die Heilig⸗ 
keit des Erbes.) 

Die Geſchichte eines Erbhofes im 16. Jahrhun⸗ 
dert in der Lüneburger Heide erzählt Guſtav 
Kohne in „Erbhof Duſendkopp“.“) 

Mit Recht nennt er dieſen Bericht „aus ver- 
gilbten Papieren“ einen Roman „aufrechter Men⸗ 
ſchen und neuer Scholle.“ 

Zwei Worte mögen davon zeugen: 

Es entſpricht dem ſtarken, einfachen Sinne des 
Heidekindes Ilſedore, wenn ſie den Geliebten vor 
verſtiegenem Idealismus warnt: „Mußt nim- 
mer ſo hoch über Erd und Buſch und 
Baum hinaus reden!“ 

Entgegen dem Aberglauben, feindlichen Stö⸗ 
rungen der Nachbarn und ſchwächlichen Gewähren⸗ 
laſſen der Obrigkeit macht der Erbhofbauer Du⸗ 
ſendkopp „den verfluchten Keſſelgrund“ für ſein 
Dorf und die kommende Generation urbar, treu 
dem Grundſatz: „Eigennutz und Miß⸗ 
gunſtſindaller Uebel Mutterboden.“ 


V. Oſtoeutſche Bauern und Gutsbeſitzer 


Arthur Brauſewetter: „Nur ein Bauer“. “) 
Das adelige Fräulein mit Reitgerte und ver⸗ 
ächtlich geſchürzten Lippen, beginnt den nicht 
ſtandesgemäßen Bauern erſt zu ſchätzen, als er für 
ihren verſchuldeten Familienbeſitz Bürgſchaft lei- 
ſtet; als er aber darüber auch noch zum Mörder 
wird, beginnt ſie ihn „beinahe“ zu lieben. — 

Es iſt dem braven Brauſewetter, der zahlreiche 
Dorfſchullehrerinnen älteren Stiles zu ſeinen Le⸗ 
ſern zählt, nicht zu helfen: das iſt Kolportage; und 
wie und wo es überhaupt motiviert wird: „Edgar 
Walles“, doch ohne deſſen offenmutige Frechheit. — 

Das „ſpielt“ in Oſtpreußen, 1932, zur Zeit höch⸗ 
ſter Bauernnot. Es fehlt auch nicht an den 
zeit⸗ und ortsgemäßen Stichworten „Oſthilfe“, 
„Zwangsverſteigerung“ u. a. Zwar der Zins⸗ 
wucherer iſt ausdrücklich kein Jude, aber dafür 
heißt der Diener der „Herrſchaft“ (einziger Witz 
des Buches!) Karl Marx. Die wirklich nega⸗ 
tiven und poſitiven Mächte der Zeit aber dringen 
nicht überzeugend durch. 

Die Tendenz des Buches hat den unnatürlichen 
Schein der Geſundheit des Schwindſüchtigen: der 
Bauer verpfändet ſein geſundes Blut und gutes 
Erbe an Menſchen von dünkelhaft unechtem 


) Verlag Gotthard Peſchke, Darmſtadt, 1933. 

„) Verlag Georg Weſtermann, Braunſchweig, 1933. 
32 Bergſtadt⸗Verlag, Breslau, Wilh. Gottl. Korn, 
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Standesbewußtſein, mordet jäh, als er haftbar 
gemacht wird, und ſtellt ſich erſt nach feiger Flucht 
zaghaft dem Geſetz. 

Zweck des Buches iſt laut Ueberſchrift, zu be⸗ 
weiſen, daß ſolch ein Mann mit Unrecht „Nur 
ein Bauer“, es hieße beſſer, mit Unrecht „Ein 
Bauer“, genannt wird! Doch von beidem ver⸗ 
mag die unzulängliche Geſtaltungskraft des Ver⸗ 
faſſers nicht zu überzeugen. 


In dem Roman von Agnes Harder: „Neue 
Kinder alter Erde“) trägt zwar alle Welt alt⸗ 
preußiſche und altgermaniſche Namen, werden 
zahlreiche vertraute Städte genannt und, wenn 
auch etwas müßig, die Gegenwartsnöte diskutiert: 
Der feudale Großgrundbeſitzer aber, der in aller 
Not der Zeit an Behaglichkeit und Genuß nicht 
verzagt und nur peinlich berührt wird, wenn er 
an der Siedlung vorübergehen muß, für die er 
Land hat abgeben müſſen, kann uns nicht als Re⸗ 
präſentant rechten Bauerntums gelten. Wir 
fragen am Ende, ob er verdient, daß ihm die na⸗ 
tionale Regierung den Beſitz rettet, auf dem er 
reichlich bedachtlos und reichlich üppig ſein Amt 
als Großgrundkönig weiterzelebriert. 


VI. Nordiſche Bauern 

Hamſum und Sillanpää find beide Bau⸗ 
ern und Dichter zugleich, und beides find ſie un⸗ 
mittelbar. 

Der Verlag bringt die vor 20 Jahren erſchie— 
nenen Romane Hamſums: „Kinder ihrer Zeit“, 
„Die Stadt Segelfloß“, in einem Band, „Kämp⸗ 
fende Kräfte“) als Volksausgabe heraus, weil fie 
ihm überaus aktuell „die augenblicklich das deut⸗ 
ſche Leben beherrſchenden Fragen“ wiederſpiegeln: 
den Fortſchritt, das Obſiegen, des Bodenſtändigen. 
Doch darin irren Verlag und Waſchzettelverfaſſer. 

Hier kämpfen nicht, wie ſie meinen, kaufmän⸗ 
niſcher Fortſchrittsgeiſt gegen bäuerliche Boden⸗ 
ſtändigkeit, wobei jener unterliegt, ſondern: Ein 
abenteuerlicher Spekulant „erobert“ den Beſitz 
eines dekadenten „Feudalen mit Haltung“. 
Beide gehen unter in dieſem Kampf: der 
eine aus Schwäche, der andere aus Größenwahn. 
Ruin iſt das Ende und niemand iſt da, 
der aufbaut. 

Der „Leutnant“, dritter Nachfahre eines 
ehedem tüchtigen Großgrundbeſitzers: ſtraff, ma⸗ 
ger, vornehm, großzügig und ſtolz, „aber bloß aus 
Ueberdruß“, „Verpraſſer ohne Reichtum“, „ſchwer⸗ 
blütiger Träumer“, der mit „Gras und Kies nie 
fertig“ wird, zu ſchwach, um noch an einer Frau 
zu geneſen, „die durch und durch deutſch iſt in die— 
ſer Zeit“. 

Holmengraa, Sohn unfreier Kätner, über- 
ſchwenglicher Emporkömmling, eitel durch Zu⸗ 
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falls- und Rückſichtsloſigkeitserfolge und unſicher zu- 
gleich; zufrieden nur, wenn er „glänzen“ kann, 
aber klug genug zu fühlen, daß Perſönlichkeit und 
Anſehen nicht allein auf Geldmacht gründet. 

Deshalb erobert er den Beſitz des Mannes, den 
er für einen Herrenmenſchen hält, im Glauben, 
auch ſeinen Herrengeiſt mit zu kaufen. Spät wird 
ihm durch die Objektivität der Ereigniſſe erkenn⸗ 
bar, daß er ſich an einen Schatten gehalten hat. 
Darüber verliert er ſelber Halt, Geld und Macht. 

Weshalb aber vereinigen ſich die Kinder bei⸗ 
der? Um den Untergang zu vollenden! Der 
äſthetiſch überempfindſame, praktiſch unfähige 
Mann und die ſinnliche, faule Viertelblutindia⸗ 
nerin können das Land vielleicht noch bewahren, 
aber die in ihm geborgenen Kräfte nicht mehr ge— 
ſtalten. Hilflos bleibt auch die Umgebung dieſer 
Hauptgeſtalten zurück: Die bürgerlichen 
Beamten, die ſich aus Bauernjungen 
hinuntergearbeitet haben und in ihrem 
Bildungsprotzenwahn die kommenden Generatio— 
nen ihres Geſchlechts zur Heimatloſigkeit verur⸗ 
teilen. Die Arbeiter, die vorübergehend 
„beſitzend“, dauernd anſpruchsvoll um 
charakterlos geworden ſind; danach brotlos, 
„mit Grauen an den Winter denken“, ſtatt zu 
arbeiten, wie ſie arbeiteten, ehe die Stadt war: 
auf dem Lande, für das Land. — 

Untergang allenthalben, nad 
ſcheingeſundem Aufſtieg. Wenn man 
aktualiſieren will: Untergang des liberaliſtiſchen 
Zeitalters, Gegenſtück zu Freytags „Soll und 
Haben“. 

Unſere Zeit aber baut auf. 
aber in anderen Werken: 
der Erde“. 


Auch Hamſum, 
er ſchrieb „Segen 
Das iſt hinterher zu leſen. 


Tiefe Liebe, wie echte Dichtung redet nicht: 
ſie iſt und herrſcht. Echte Dichtung beherrſcht auch 
den Kritiker. Er vermag nicht umſtändlich dar⸗ 
rüber zu ſprechen, da er nicht frei von ihr iſt. 
Er vermag nur auf ſie hinzuweiſen. 

Dieſes Buch Sillanpää's: „Eines Mannes 
Weg“.) iſt die einzig gemäße Geſtal⸗ 
tung der ländlichen Seele. Menſch und 
Erde ſind eins. Dieſe Menſchen leben und er— 
leben nach ewigem Geſetz, aus den Strahlen und 
Kräften der Erde. — 

Der Man muß die reiche Frau heiraten, um die 
Oede zu roden und den Beſitz zu mehren. Er muß 
ſie lieben und achten. Aber fortzeugen darf er 
nicht mit ihr, da ſie ſchwach iſt. Sie ſtirbt. Pflicht 
und Recht des Mannes iſt nun, Reichtum und 
Kraft des Blutes zu mehren, mit der armen, 


) Aus dem Finniſchen übertragen v. Kit 
Inſel⸗Verlag, Leipzig, 1933. Preis 5.— 
pää wurde in dieſe 
ſchlagen. 


a Ohquiſt. 
1033. RM. Sillan⸗ 
m Jahr für den Nobelpreis vorge⸗ 


aber gejunden Kätnerin: Paavo Ahrola und 
Alma Vormiſto. — 

All dieſes wechſelnde Erleben von Schmerz und 
Freude, Tod und Geburt, iſt wie das Jahr in jei- 
nem Wechſel: unabänderlich, ſchön und herrlich. 

Erſchütternd die Geborgenheit der Gefühle, 
in der jene Menſchen atmen, ungelöſt vom Nabel 
der Erde! 

Erſchütternd das Erleben des grauenden Mor⸗ 
gen nach dem Tode der Frau, der winterſchimme⸗ 
ligen Strohreſte auf dem Hofe. Herrlich der 
Frühlingsmorgen, der über dem Tod, dem reinen, 
knabenhaften Sämann, aufgeht: „Die langen 
Fichtenzweige, von denen ſich die Rinde gelöſt 
hatte; ſie hatten Farben, wie eine alte Mauer⸗ 
wand, aber jetzt ſcheint die Sonne darauf. Weiter 

* 


Der ideelle Ertrag der neueſten Romans 
literatur für den Siedlungs- und Nährſtands⸗ 
gedanken iſt, wie der Querſchnitt zeigt, im ganzen 
nicht bedeutend. Zwar hat ſie auch nicht 
unmittelbaren Schaden angerichtet, — dafür iſt 


hin leuchtet ein Pferdeſchädel. Weiß und jäuber- 
lich war das Gebein und es ſcheute nicht das dar⸗ 
auf fallende Tageslicht.“ — 

Dem Landmann iſt der Tod nicht ſchrecklich und 
herrlich die Geburt. Es wechſeln Jahreszeit und 
Schickſal in tiefſter ſymboliſcher Verbundenheit. 
Um der Gleichförmigkeit willen erſcheint der Zeit⸗ 
ablauf mitunter vergewaltigt und das Erleben 
gedehnt, aber wer vermöchte hier richterlich zu 
ermeſſen, wenn er vom erſten Worte an gefeſſelt 
wird! 

Sillanpää — ſchon wer ſein Bild ſah, glaubt 
ihm den Mann und Bauern — wer ſein Werk 
kennt, glaubt der finniſchen Bauernbewegung 
ihre Kraft und Ehrlichkeit. 


* 


ſie durchweg viel zu ſehr guten Willens. Wäre 
ſie aber entſprechend voller Kraft und voller 
Wahrheit der Anſchauung und des Gedankens, 
und voll Ordnung des Gefüges, ſo wollten wir 
ihr das danken. 


— —— — — 


Berichte über Landwirtſchaft. Zeitſchrift für 
Agrarpolitik und Landwirtſchaft. Band XVII, 
Heft 4. Herausgegeben im Reichsminiſterium 
für Ernährung und Landwirtſchaft. Verlag 
Paul Parey, Berlin. Preis RM 18,—. 

Für die Siedlung iſt die Arbeit von Prof. 

Dr. Lang „Produktivität und Rentabilität 

der ländlichen Siedlung“ beſonders bedeutſam. 

Profeſſor Lang hat mit ſeinen Mitarbeitern 

nach neuen Methoden die Rentabilität von 

720 Siedlerbetrieben in Oſtpreußen in 21 Ko⸗ 

lonien auf ihre Leiſtungen hin unterſucht. 

Das Ergebnis dieſer Anterſuchungen iſt, daß 

der Siedlerbetrieb ernährungs- und be⸗ 

völkerungspolitiſch gegenüber dem Groß 
betrieb zu bevorzugen iſt. Die Sied⸗ 
lerkolonien ſind in der tieriſchen Markt⸗ 
leiſtung den Großbetrieben um das Mehr⸗ 
fache überlegen. Wo Getreide im Vorder⸗ 
grund ſteht, ſind die Getreideverkäufe der Sied⸗ 
lerkolonien denen der Großbetriebe gleichfalls 
mehr oder weniger überlegen. Beim Großbetrieb 
überwiegt dagegen der Abſatz von Kartoffeln. 

Außerdem ernährt die gleiche Fläche nach der 

Beſiedlung die doppelte Anzahl von Menſchen. 

Arbeitsmarktpolitiſch iſt auch von Bedeutung, daß 

die Siedlerbetriebe nur halb ſo viel ausländiſche 

Arbeitskräfte wie die Großbetriebe brauchen. Von 

nicht zu verkennender Bedeutung iſt jedoch der 

volkspolitiſche Gedanke, daß die bäuerliche Familie 
auf dem Bauernhof ohne Rückſicht auf den Ar⸗ 
beitsertrag ſchafft, ſowie füreinander und mit⸗ 
einander auf Gedeih und Verderb verbunden iſt. 
Dr. F. N. 
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Sozial⸗rechtliches Jahrbuch. Herausgegeben im 
Auftrage des Forſchungsinſtituts für Sozial⸗ 
wiſſenſchaften Köln. Band IV. Broſch. RM 
12,50; in Leinen RM 15,—. Deutſches Druck⸗ 
und Verlagshaus G. m. b. H., Mannheim. 

Unter den reichhaltigen Aufſätzen des Sozial⸗ 
rechtlichen Jahrbuchs (IV) find für das Siedlungs- 
weſen von beſonderer Bedeutung die Aufſätze: 
„Wirtſchaft und Menſch in der Siedlung“, Er⸗ 
fahrungen in der Weſt-Oſtſiedlung von Dr. Hans 
Riß, Leiter der Siedlungsberatungsſtelle Frank⸗ 
furt a. M., und „Stand und Erfahrungen bei 
der Nebenerwerbsſiedlung“ von Dr. Wagen: 
bach, Reichsgeneralſekretär des Bundes deutſcher 
Bodenreformer, Berlin. 

Der Aufſatz Wagenbachs verwertet das Ergeb⸗ 
nis einer Rundfrage an Siedler der vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung. 518 deutſche Gemeinden haben den 
Fragebogen erhalten. 

Durch die Rundfrage wird beſtätigt, daß leider 
ſaſt ausſchließlich Erwerbsloſe in dieſen erſten 
Abſchnitten angeſetzt worden ſind. Nach den Er⸗ 
fahrungen dieſer Enquete iſt es dringend er- 
wünſcht, daß bei der Stadtrandſiedlung auch Voll⸗ 
beſchäftigte zugelaſſen werden. Im Ergebnis 
find die Maßnahmen der erſten Ab⸗ 
ſchnitte aber auch als Erwerbsloſenſiedlung 
von größtem Nutzen für das Volk und die 
Siedler. 

Der Aufwand eines Siedlers für die Miete 
beträgt nach der Enquste im erſten Jahr monat⸗ 
lich RM 7,19; im zweiten Jahr monatlich RM 
13,44; vom fünften Jahr ab monatlich RM 17,60. 

Dr. F. N. 


ENT Er EEE Fer ee ET ar VD EEE re rar ar BEE TS » » 


Handbücherei des Wohnungsweſens. Heraus: 
gegeben von Prof. Dr. Schmidt und Dr. 
Joachim Fiſcher. Verlagsgeſellſchaft R. 
Müller m. b. H., Eberswalde. — Heft 1a: 
„Reichszuſchüſſe für Inſtandſetzungs⸗, Ergän⸗ 
zungs⸗ und Umbauarbeiten.“ RM 0,60. — 
Heft 3: „Reichsbaudarlehen für Eigenheime“ 
RM 1,95. — Heft 4: „Förderung des Baues 
von Not⸗ und Behelfswohnungen. RM 0,90. 


Die in der Wohnungswirtſchaft bekannten Ver⸗ 
faſſer Miniſterialrat Prof. Schmidt und Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Fiſcher tragen durch die Her— 
ausgabe de kleinen Hefte in der Handbücherei des 
Wohnungsweſens, in denen die neuen geſetzlichen 
Beſtimmungen der Wohnungs- und Bauwirtſchaft 
im Zuſammenhang bekanntgegeben und authen⸗ 
tiſch erläutert werden, wirkſam dazu bei, den 
Praktikern in der Verwaltung und im Siedlungs⸗ 
weſen die Möglichkeit zu einer Ueberſicht über die 
gewaltige Fülle der zurzeit geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen zu verſchaffen. Daß dieſes Vor⸗ 
haben gelungen iſt, beweiſen auch die drei neu er= 
ſchienenen Hefte 1a, 3 und 4. 

In Heft 1a, der zweiten Auflage des Heftes 1, 
ſind die neuen Beſtimmungen über die Reichs⸗ 
zuſchüſſe für Inſtandſetzungs-, Ergänzungs⸗ und 
Umbauarbeiten bekannt gegeben und von Mini⸗ 
ſterialrat Dr. Ebel erläutert. 

Heft 3 enthält die neueſte Zuſammenſtellung 
der Beſtimmungen über die Reichsbaudarlehen für 
Eigenheime, die wegen des zurzeit in Gang be⸗ 
findlichen Bewilligungsverfahrens dringend ge— 
braucht werden. Dr. Fiſcher hat es als Re 
ferent für dieſen Zweig der wohnungswirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen im Reichsarbeitsminiſterium 
ſelbſt übernommen, die Beſtimmungen zu erläus 
tern. Die Ausführungen zu den durch Fettdrud 
hervorgehobenen Geſetzesbeſtimmungen geben trotz 
ihrer Kürze eine ausreichende Weberjicht über 
Stand und Verfahren bei der Eigenheimbau— 
aktion. 

Die Beſtimmungen über die Förderung des 
Baues von Not- und Behelfswohnungen (Heft 4) 
haben die Herausgeber in gemeinſchaftlicher 
licher Arbeit zuſammengeſtellt und erläutert. Die 
Einleitung dieſes Schriftchens orientiert umfaſſend 
über den wirtſchaftlichen Zweck dieſer Maßnahme. 

De. F. N. 


„Zeitſchrift für Kommunalwirtſchaft.“ Verlag: 
Deutſcher Kommunalverlag G. m. b. H., Ber⸗ 
lin⸗Friedenau. 

Im Zuſammenhang mit dem viel erörterten 
Gedanken der Uebertragung der ſiedlungswirt⸗ 
ſchaftlichen Struktur Württembergs auf Oſtpreu⸗ 
ßen (vgl. Dr. Aichele: „Oſtpreußen und Württem⸗ 
berg“ Okt.) Nov.⸗Heft Nr. 10/11, Ig. 1933 der 
„Siedlung und Wirtſchaft“) iſt der Aufſatz von 
Regierungsbaumeiſter Walter Riſt: „Ent⸗ 
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wicklung des Siedlungsgedankens in 
Württemberg“ beſonders intereſſant. R. 
weiſt den Ausgang des ſiedlungswirtſchaftlichen 
Aufbaues Württembergs von der geologiſch ge⸗ 
gebenen Armut an Bodenſchätzen nach, die be- 
vorzugt zum „halbländlichen“ Typ der Siedlung 
geführt habe. Bemerkenswert iſt die Feſtſtellung, 
daß die privaten Bauherren und nicht die Ge- 
meinden das Hauptkontingent (75%) des Woh⸗ 
nungsbaues und der „halbländlichen“ Siedlung 
Württembergs tragen. Förderlich, gerade mit 
Rückſicht auf die oſtpreußiſchen Verhältniſſe, wäre 
geweſen, den Einfluß klimatiſcher Vorzüge Würt⸗ 
tembergs auf die Ertragsfähigkeit der Siedlung 
(Gemüſebau!) zu ermeſſen! en —. 


„500 Mill. Bar⸗Zuſchüſſe und 450 Mill. Gutſchein⸗ 
Zuſchüſſe für Haus⸗ Reparaturen.“ Von Dipl.⸗ 
Kaufm. M. Schönwandt. 52 S. Ver⸗ 
lag „Der Betriebswirt“ m. b. H., Berlin 
MW 50. Preis RM 1.—. 

Immer noch iſt ein Teil der breiten Oeffentlich— 
keit über die Vorteile der Inſtandſetzungsmaß⸗ 
nahmen und die Antragsformalitäten nicht ge⸗ 
nügend orientiert. Daher ſind die vorliegenden 
Ratſchläge zuſammen mit den vollſtändigen amt⸗ 
lichen Texten Hauswirten und Handwerkern als 
praktiſch dienlich zu empfehlen. en —. 


„Die Arbeitsbeſchaffung.“ Verlag „Der Betriebs⸗ 
wirt“ m. b. H., Berlin. Preis RM 0,75. 
Für die Teilhaber an der Arbeitsbeſchaffung 
aller Art ſind hier die geſetzlichen Verordnungen 
im allgemeinen überſichtlich geordnet. Doch nicht 
immer iſt es gelungen, die Fülle des Stoffes ge⸗ 
drängt zuſammenzufaſſen, ohne der Deutlichkeit 
Abbruch zu tun; ſo ſind z. B. die Aufgaben der 
„Deutſchen Heimſtätten“ innerhalb der Durch⸗ 
führung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und des 
Eigenheimbaues unklar geblieben. en—. 


Dr. Carl Hartwich: „Rittergut oder Bauern⸗ 
dorf?“ Bevölkerungspolitiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Tatſachen zur Grundbeſitzverteilung im 
deutſchen Oſten. Paul Hartung Verlag, Ham⸗ 
burg 1933. 

Der Verfaſſer geht davon aus, daß zur Be⸗ 
lebung des Binnenmarktes eine Weberführung 
großer Teile der Dauererwerbsloſen des deut- 
ſchen Weſtens in das landwirtſchaftliche Ueber⸗ 
ſchußgebiet des Oſtens, bei gleichzeitiger Ueber- 
führung des öſtlichen Großbetriebes in Bauern- 
betriebe, nötig ſei. Eine ſtarke bäuerliche 
Bevölkerung könne dann auch die Grund- 
lage für eine Umgruppierung der 
deutſchen Induſtrie nach dem Oſten 
bilden. 

Der Verfaſſer iſt beſtrebt, die von v. Zitze⸗ 
witz⸗Kottow in ſeinem Buch über die Oſt⸗ 
hilfe gegen die Siedlung ins Feld zu geführten 


Zahlen zu widerlegen und gleichzeitig durch eine 
Reihe wichtiger Tatſachen aus der amtlichen Sta⸗ 
tiſtik und aus der Siedlungsliteratur die Richtig⸗ 
keit ſeiner obigen Forderungen zu erweiſen. 

Die Siedlung vermehre nicht nur die Bevölke— 
rung der beſiedelten Flächen um 50 bis 60%, 
ſondern ſie beſſere auch die ſozialen Verhältniſſe 


auf dem Lande. Trotz eines erheblich größeren 
Eigenverbrauchs entſpreche der wertmäßige An⸗ 
teil der bäuerlichen Betriebsgrößenklaſſen an der 
Marktverſorgung durchaus ihrem Anteil an der 
Nutzfläche, lediglich bei der mengenmäßigen 
Marktverſorgung ſchneide der bäuerliche Betrieb 
etwas ſchlechter ab. Der Bauernbetrieb hole in 
ſeinen Roherträgen ſtändig gegenüber dem Groß⸗ 
betrieb auf, eine Entwicklung, die ſich durch Schu— 
lung noch weſentlich beſchleunigen laſſe. Die Wirt- 
ſchaftsaufwendungen für induſtrielle Erzeugniſſe 
und damit die Bedeutung für den Abſatz der 
Induſtrie ſeien im bäuerlichen Betrieb ebenſo 
groß wie im Großbetrieb, der perſönliche Bedarf 
an induſtriellen Erzeugniſſen ſei im bäuerlichen 
Betrieb ſogar höher. Die hohe volkswirtſchaftliche 
Bedeutung des Bauerntums zeige ſich aber am 
allerdeutlichſten in der Tatſache, daß überall die 
Bauernbetriebe erheblich mehr 
Löhne für Arbeiter und Unternehmer, an 
Steuern und an Zinſen (polkswirtſchaftliches 
Einkommen) aufbringen als die Groß—⸗ 
betriebe. 

Die Arbeit enthält eine Fülle intereſſanten 
Zahlenmaterials und bildet einen wertvollen 
Beitrag für den Kampf um die Weiterführung 
der deutſchen Oſtſiedlung. Dr. Br. 


Baunotizbuch für Eigenheime. Architekt Hill⸗ 
ger. Vauwirtverlag G. m. b. H. Einzel⸗ 
preis RM 2,40. 


Das neue Baunotizbuch iſt eine überſichtliche 


Grundlage für Verhandlungen zwiſchen dem Bau⸗ 
herrn und dem Architekten über ein geplantes 
Bauprojekt. Es dient dem Bauherrn genau wie 
ein tüchtiger Fachberater zur Ermittlung ſeiner 
einzelnen Wünſche für die Bauausführung und 
veranlaßt durch vollſtändige Erfaſſung der finan⸗ 
ziellen Auswirkungen des Bauprogramms zu 
einer eingehenden Nachprüfung über die finan⸗ 
zielle Erfüllbarkeit und über die wirtſchaftliche 
Rentabilität. Ferner ermöglicht es, während der 
Bauzeit die Erfüllung der gegenſeitigen Abreden 
zu verfolgen. K. W. 


Be⸗ und Entwäſſerung in der Kleinſiedlung. Vor⸗ 
bilder und Richtlinien von Dr.-Ing. M. 
Mengeringhauſen. VDD⸗Verlag G. 
m. b. H. Geheftet RM 0,95. Ab 25 Exem⸗ 
plare je RM 0,82. 

Im Auftrage der Fachſtelle Haustechnik des 
BDI. hat der Verfaſſer in überſichtlichen Bild⸗ 
tafeln und in einer volkstümlichen Darſtellung 
mit kurzem begleitendem Text Vorbilder und 
Richtlinien für die Be- und Entwäſſerung von 
kleinen, nur gärtneriſch benutzten Grundſtücken 
ohne Viehhaltung zuſammengeſtellt. Er beſchränkt 
ſich auf Kleinſiedlungen von der Art der Kurz— 
arbeiterſiedlungen. 

Da Bild und Text viele nützliche und vorbild— 
lich techniſche Einzelheiten zeigen, werden Sied— 
lungsgemeinſchaften, die ſolche Anlagen oft erſt 
nachträglich ausbauen, in der Schrift Belehrung 
und Anregung finden können. 

Bei der wirtſchaftlichen Tendenz der neuen 
vorſtädtiſchen Siedlungen, die ſich abſichtlich frei⸗ 
machen muß von allen ſtädtiſchen Auffaſſungen 
der Wirtſchaftsprobleme, wäre allerdings zu emp⸗ 
fehlen, bei einer ſpäteren Neuauflage zielbewußt 
die Darſtellung der zentralen Anlagen wieder her⸗ 
auszunehmen. K. W. 
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Eingegangene Bücher 


Mieterſchutzgeſetz nebſt Verfahrensanordnung. 
Herausgegeben von Dr. Martin Ebel. Carl 
Heymans Verlag. Preis RM 7,—. 

Das Bauerntum als Lebensquell der Nordiſchen 

Raſſe. 

Herausgegeben von R. Walther Darre. Ver⸗ 


lag J. F. Lehmann, München. Preis 
RM 10,—. 
Gemeinwirtſchaft und Gemeindepolitik in Würt⸗ 
temberg. 


Sonderheft der Zeitſchrift für Kommunal- 
wirtſchaft. Preis RM 1,95. 
Nationalſozialismus und Bodenreform. 
Herausgegeben von Dr. Dr. Ludwig Peſl. 
Verlag Georg Stilke, Berlin. Pr. RM 0,45. 
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Die Landwirtſchaft, wie ſie wirklich iſt. 
Herausgegeben von Benno Marquart, 
lag Paul Parey. Preis RM 4,60, 


Kirche und Bodenreform. 
Herausgegeben von Dr. Dr. Ludwig Peſl. 


Ver⸗ 


Ernſt Reinhardt⸗Verlag, München. Preis 
RM 2,2. 

Damaſchke und der Marxismus. 
Herausgegeben von R. Walther Darre. 


Verlag Franz Eher Nachf. G. m. b. H., 
München. 


Deutſcher Kampf um Lebensraum. 
Herausgegeben von Dr. Friedrich Hiller. 
Armanen⸗Verlag, Frankfurt. Pr. RM 0,80. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 


Richtlinien des Reichsarbeitsminiſters zu dem 
Geſetz über die Aufſchließung von Wohnſiedlungs⸗ 
gebieten vom 22. September 1933. 
(RGBl. I 659). 

Erlaß vom 18. 11. 1933 (IV Nr. 8801/33 Wo.) 
— Auszug — 

Erlaß v. 18. 11. 1933 (IV Nr. 8801/33 Wo.). 

1. Nach § 1 des Geſetzes kann ein Gebiet zum 
Wohnſiedlungsgebiet erklärt werden, wenn in ihm 
eine ſtarke Wohnſiedlungstätigkeit beſteht oder zu er⸗ 
warten iſt, und wenn anzunehmen iſt, daß ohne be⸗ 
ſondere Ordnung der Beſiedlung das allgemeine In⸗ 
tereſſe oder das Wohl der Siedler beeinträchtigt 
würde. Nach dem Sinne des Geſetzes ſollen die 
Grenzen eines Wohnſiedlungsgebietes ſo weit gezogen 
werden, als das Gebiet infolge ſeiner Lage im Aus⸗ 
ſtrahlungsbereich einer Großſtadt oder größeren Stadt 
oder infolge ſeiner ſiedlungs- und verkehrsmäßigen 
Zugehörigkeit zu einem zuſammenhängenden, dichter 
beſiedelten Induſtriebezirk in ſeiner ordnungsmäßigen 
und planvollen räumlichen Entwicklung durch eine 
ungeregelte und planloſe Beſetzung mit Wohnſiedlun⸗ 
gen gefährdet iſt. Da eine genaue Abgrenzung des 
gefährdeten Bereichs praktiſch nicht möglich ſein wird, 
wird es zweckmäßig ſein, die Grenzen eines Wohn⸗ 
ſiedlungsgebietes auch im Hinblick auf die kommende 
Entwicklung nicht zu eng zu ziehen. Andererſeits 
aber wäre es nicht vertretbar, an den Grenzen des 
beabſichtigten Wohnſiedlungsgebietes ſolche Gebiete 
noch in dieſe einzubeziehen, in denen aller Vorausſicht 
nach kaum eine nennenswerte Wohnbautätigkeit er⸗ 

folgen wird. 

Zum Wohnſiedlungsgebiet kann nur ein zu⸗ 
ſammenhängendes, größeres Gebiet erklärt 
werden. Es wird ſich nicht vermeiden laſſen, daß 
innerhalb eines Wohnſiedlungsgebietes ſich auch Ge⸗ 
bietsteile befinden, die ausſchließlich landwirtſchaftlich 
genutzt ſind und auch künftig vorausſichtlich für eine 
Wohnbautätigkeit nicht in Frage kommen. Es iſt 
praktiſch nicht möglich, ſolche vorausſichtlich nicht ge⸗ 
rährdeten Teile innerhalb eines Wohnſiedlunsgebietes 
aus dieſem und damit aus der Anwendbarkeit des 
Geſetzes herauszunehmen. 

Nach § 1 Abſ. 1 Satz 3 dürfen Gebiete, in denen 
eine überwiegend landwirtſchaftliche Beſiedlung 
beſteht oder zu erwarten iſt, nicht zu Wohnſiedlungs⸗ 
gebieten erklärt werden. Durch dieſe Beſtimmung 
ſollen geſchloſſene landwirtſchaftliche Gebiete, für die 
eine nichtlandwirtſchaftliche Bautätigkeit nicht oder 
nur in unerheblichem Umfang zu erwarten iſt, die 
alſo insbeſondere nicht im Gefährdungsbereich einer 
größeren Stadt liegen oder zu einem zuſammenhän⸗ 
genden Induſtriegebiet gehören, von der Anwendung 
des Geſetzes ausgenommen werden. Die Beſtimmung 
bezieht ji chaber nicht auf ſolche landwirtſchaftliche 
Gebietsteile innerhalb eines Wohnſiedlungsgebietes, 
die, wie vorſtehend dargelegt, aus praktiſchen Gründen 
von dem Wohnſiedlungsgebiet mit umfaßt werden 
müſſen. 

ln, ſchon bei der Beſtimmung der Grenzen 
der Wohnſiedlungsgebiete berechtigten Forderungen 
der Landwirtſchaft Rechnung getragen werden kann, 
bitte ich vor der Erklärung eines Gebietes zum 
Wohnſiedlungsgebiet die Landesbauernführer und die 
zuſtändigen Landeskulturbehörden zu hören. Es iſt 
aber notwendig, daß hierbei die berufenen Vertreter 
der Gen in Forderungen auf Beſchränkung 
der Grenzen der Wohnſtedlungsgebiete auf das öffent⸗ 
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liche Intereſſe und auf die ſchutzwürdigen Intereſſen 
der übrigen Wirtſchaft Ruckſicht nehmen. Das Geſetz 
dient, indem es die ſtädtiſche Siedlung in geordneten 
Bahnen hält, auch dem Schutze der Landwirtſchaft 
uno des Bauerntums durch Verhinderung eines wirt⸗ 
ſchaftlich nicht vertretbaren Eindringens der ſtädtiſchen 
Siedlung in geſchloſſene landwirtſchaftliche Bezirke. 

§ 6 Abſ. 2 regelt das Verfahren für die Zeit bis 
zur Auſſtellung eines Wirtſchaftsplanes. Damit iſt 
vorläufig eine ausreichende Handhabe für den Voll⸗ 
zug des Geſetzes in ſolchen Gebieten gegeben, in 
denen keine planmäßigen Anterlagen, die als Wirt 
ſchaftsplan anzuſehen ſind, beſtehen ſollten. In den 
meiſten Gebieten, die für die Erklärung zum Wohn⸗ 
ſiedlungsgebiet in Frage kommen, werden aber ohne⸗ 
hin planmäßige Unterlagen, insbeſondere ſolche von 
Landesplanungsſtellen, vorhanden ſein, die eine Be⸗ 
urteilung ermoglichen. Solche bisher ohne landes⸗ 
rechtliche Grundlage aufgeſtellte Wirtſchaftspläne 
können bis auf weiteres als Wirtſchaftspläne im Sinne 
des $ 2 angeſehen werden. Dieſe Pläne ſind jedoch, 
ſofern fie nicht ſchon durch ſtaatliche Stellen aufgeſtellt 
oder geprüft ſind, durch eine geeignete ſtaatliche Stelle 
zu überprüfen, insbeſondere daraufhin, ob ſie den 
Erforderniſſen der 88 2 und 3 des Geſetzes entſprechen. 
Erforderlichenfalls wäre ihre Abänderung herbeizu— 
führen. Soweit ferner nicht ſchon ohnehin alle an 
der planmäßigen Aufteilung des Gebiets intereſſierten 
Stellen bei der Aufſtellung des Planes beteiligt 
waren, bitte ich nachträglich deren Stellungnahme zu 
dem Plane herbeizuführen. In Frage kommen ins⸗ 
beſondere die örtlich zuſtändigen Stellen des Reichs⸗ 
nährſtandes (Landes⸗ und Kreisbauernführer), der 
Reichsbahn, der Reichspoſt, der Wehrmacht, der Luft⸗ 
fahrt und des Luftſchutzes, des Bergbaues ujw.; ferner 
der Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen 
oder die von ihm beſtimmten Stellen. Die Beteili⸗ 
gung dieſer Stellen iſt ebenſo erforderlich bei der 
Neuaufſtellung, Ergänzung oder weſentlichen Aende⸗ 
rung von Wirtſchaftsplänen. 

In der Begründung zum Geſetz iſt bereits ausge⸗ 
führt, daß das Geſetz, indem es die Siedlung ordnet, 
dieſe nicht hemmen oder hindern, ſondern ſchützen 
will, und daß es Pflicht aller mit dem Vollzuge be⸗ 
faßten Stellen iſt, die Siedlung nach beſten Kräften 
zu fördern. 

Nach § 3 müſſen in ausreichendem Umfange 
Wohn- und Siedlungsflächen in den Wirtſchafts⸗ 
plänen ausgewieſen werden. Hierbei darf nicht allein 
der Geſichtspunkt der Erzielung einer ſtädtebaulich 
möglichſt günſtigen Bebauung ausſchlaggebend Jein. 
Es muß vielmehr hier, ſoweit als nur irgend möglich, 
dem vorhandenen Siedlungswillen des Volkes Rech⸗ 
nung getragen werden. Die vergangenen Jahre 
haben gezeigt, daß eine große Anzahl von Volks⸗ 
genoſſen willens und in der Lage iſt, aus eigener 
Kraft mit beſcheidenen Mitteln 315 eine Exiſtenz im 
Wege der Siedlung zu ſichern. 15 wertvollen auf⸗ 
bauwilligen Kräfte muß der Staat fördern und ihnen 
ſoweit als un Anterſtützung angedeihen laſſen. 
Da für dieſe Siedler nur niedrige Grundſtückspreiſe 
tragbar ſind, müſſen die Wirtſchaftspläne, ſoweit Be⸗ 
darf beſteht, auch ausreichende Wohn- und Siedlungs- 
flächen mit niedrigen Bodenpreiſen ausweiſen. Hier⸗ 
auf muß ich beſonderen Wert legen. 8 

Ich bitte ferner darüber zu wachen, daß die Be⸗ 
Hachen e der Siedlung auf die Wohnſiedlungs⸗ 
lächen keine unvertretbare Steigerung der Grund⸗ 
ſtückspreiſe zur Folge hat; erforderlichenfalls bitte 
ich geeignete Maßnahmen hiergegen In ergreifen. 

n Vertretung: 
gez. Dr. Krohn. 
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Ausführungsbeſtimmungen des Pr. Miniſters für 

Wirtſchaft und Arbeit zum Reichsgeſetz über die 

Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 

22. 9. 1933 (RGBl. I S. 659), vom 18. 10. 1933 

ZA II 1013/11. 10. Sch. — (Min Bl. f. W. u. A. 
Nr. 26 S. 500 f.) — Auszug — 


I. Wohnſiedlungsgebiete (§ 1 RG). 
Anträge auf Erklärung eines Gebietes zum Wohn⸗ 
ſiedlungsgebiet ſind auf dem Dienſtwege an den 
Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit zu richten. 

Die zu Wohnſiedlungsgebieten erklärten Gebiete 
werden in der Preußiſchen Geſetzſammlung veröffent⸗ 


licht. 
II. Planung (88 2 und 3 RN). 

Der Regierungspräſident (in Berlin der Ober⸗ 
präſident, im Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhr⸗ 
kohlenbezirk der Verbandspräſident) veranlaßt die 
1 Rateng des in SS 2 und 3 RG. vorgejehenen 

ans. 

III. Genehmigungspflicht (SS 4 ff. RG). 
a) Umfang. 

Als Vereinbarung, die ein Recht zur Nutzung im 
Sinne des $ 4 (1) RG. einräumt und deshalb zu 
ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung bedarf, iſt vor 
allem auch die Verpachtung anzuſehen. 


b) Zuſtändigkeit. 

Zuſtändige Behörde im Sinne des $ 4 (3) RG. iſt 
der Landrat (in Stadtkreiſen der Oberbürgermeiſter) 
des Kreiſes, in dem das Grundſtück liegt. Liegt das 
Grundſtück in mehreren Kreiſen, jo iſt gemäß § 4 (3) 
zweiter Satz a. a. O. der Landrat (Oberbürgermeiſter) 
zuſtändig, in deſſen Kreis der größte Teil des Grund— 
ſtücks gelegen iſt. 

c) Unterlagen. 

Dem Antrage auf Genehmigung iſt ein Auftei⸗ 
lungsplan für das in Frage kommende Grund- 
ſtück im Maßſtab 1 :1000 beizufügen. Gleichzeitig iſt 
der Preis für das Rohland — ohne Anliegerleiſtun⸗ 
gen und Aufſchließungskoſten — anzugeben. 

Die Vorausſetzungen, unter denen die Erteilung 
der Genehmigung von der nach Abſchnitt III b Ausf.⸗ 
Belt. zuſtändigen Behörde verjagt oder von der Er⸗ 
füllung beſtimmter Auflagen abhängig gemacht werden 
kann, ergeben ſich aus SS 6 und 7 RO. Auflagen, die 
im Anſiedlungsverfahren gemacht worden ſind, bleiben 
hiervon unberührt. Das im § 7 a. a. O. vorgeſehene 
Wahlrecht, ob Uebereignung der für öffentliche Stra- 
ßen uſw. benötigten Flächen oder an ihrer Stelle 
Zahlung eines entſprechenden Geldbetrages erfolgen 
ſoll, hat die genehmigende Behörde, nicht der Par⸗ 
zellierende. Sie kann auch für einen Teil des öffent- 
lichen Bedarfs Abtretung, für einen anderen Teil 
Geldzahlung verlangen. 

Für die Uebergangszeit, d. h. bis ein den Erforder⸗ 
niſſen entſprechender Plan vorliegt, findet 8 6 (2) 
RG. Anwendung. 


d) Anhörung beteiligter Stellen. 

Die nach Abſchnitt IIIb Ausf.⸗Beſt. zuſtändige Be⸗ 
hörde hat vor der Entſcheidung die örtlichen Kommu⸗ 
nal⸗ und Polizeibehörden zu hören. 

Der Regierungspräſident (in Berlin der Oberpräſi⸗ 
dent, im Gebiet des Ruhrſiedlungsverbandes der Ver⸗ 
bandspräſident) beſtimmt, in welchen Fällen die Lan⸗ 
desplanungsſtelle gehört werden muß. 

Soll die Genehmigung verſagt oder unter Auflagen 
erteilt werden, ſo ſind, ſoweit tunlich, auch die Be⸗ 
teiligten zu hören — § 8 (1) RG. —. 


e) Genehmigung unter Auflagen. 
Sofern die Genehmigung unter Auflagen erteilt 
werden muß, iſt vor der Zuſtellung des Genehmi⸗ 
gungsbeſcheides feſtzuſtellen, ob der Antragſteller dieſe 


Auflagen auch tatſächlich zu erfüllen bereit und in der 
Lage iſt. Die hierauf bezügliche Erklärung des An⸗ 
tragſtellers iſt bei den Akten der Genehmigungs- 
behörde aufzubewahren. 

) Benachrichtigung der örtlichen Stellen. 

Die nach SS 4, 6 und 7 RG. getroffenen Entſchei⸗ 
dungen ſind von den Genehmigungsbehörden unver⸗ 
üglich den örtlichen Kommunal- und Polizeibehörden 
ae den Kataſterämtern zur Kenntnis zu bringen. 


8) Durchführung der Auflagen. 

Die für die Erteilung der Genehmigung zuſtändige 
Behörde — Abſchnitt IIIb Ausf.⸗Beſt. — hat die Er⸗ 
füllung der nach Maßgabe des § 7 Abſ. 1 bis 3 RG. 
geſtellten Bedingungen zu überwachen und erforder⸗ 
lichenfalls zu erzwingen (vergl. §S 10 RG.). 

h) Beſchwerden. 

Beſchwerdeinſtanz im Sinne des § 8 (2) RE. iſt 
der Regierungspräſident (in Berlin der Oberpräſi⸗ 
dent, im Gebiet des Ruhrſiedlungsverbandes der 
Verbandspräſident). Die Entſcheidungen dieſer Be: 
hörden ſind endgültig. 

IV. Schlußbeſtimmungen. 

a) Die nach anderweiten geſetzlichen oder verwal⸗ 
tungsrechtlichen Vorſchriften etwa erforderlichen Ge⸗ 
nehmigungen der im $ 4 (1) RG. genannten Rechts⸗ 
vorgänge bleiben mit der im § 4 (2) a. a. O. er⸗ 
wähnten Maßgabe unberührt. 

c) Die örtlichen Verwaltungsſtellen haben ihr be⸗ 
ſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß in allen 
genehmigungspflichtigen Fällen die Vorſchrift des 
$ 4 (1) RG. Beachtung findet. 

Vor der Erteilung von Baugenehmigungen oder 
dergl. iſt in jedem Falle zu prüfen, ob hinſichtlich der 
zu bebauenden Grundſtücke die Beſtimmungen des 8 4 
RG. Anwendung finden und die hiernach erforderliche 
Genehmigung erteilt worden iſt. 


Erſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. 
Vom 4. November 1933. 
(Pr. G. S. Nr. 70 S. 394.) 

Die Verordnung erklärt eine Reihe von Gebieten 
aus dem Gebiet der Stadtgemeinde Berlin, aus den 
Regierungsbezirken Potsdam und Schleswig zu 
Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des $ 1 des Ge⸗ 
ſetzes zur Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten. 


Durchführungsverordnung über die Steuerbefrei⸗ 
ung für neu errichtete Kleinwohnungen und 
Eigenheime. Vom 26. Oktober 1933. 
(RGBl. 1773). — Auszugsweiſe Inhaltsangabe — 
81: 

Zeitliche Abgrenzung. 

Es wird beſtimmt, daß Abſchnitt IV des 2. Geſetzes 
zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 21. 9. 33 
(RGBl. I 651) — im folgenden Geſetz genannt — 
auch Anwendung findet 

a) auf Eigenheime, die in der Zeit vom 1. 4. bis 

31. Mai 1934 bezugsfertig und im Rohbau be⸗ 
reits bis zum 31. 12. 1933 vollendet werden, 

b) auf Eigenheime, die in der Zeit vom 1. 1. bis 

31. 3. 1934 bezugsfertig werden, 
wenn der Steuerpflichtige die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchriften auf die vorgenannten Bauten ausdrücklich 
beantragt. Der Antrag kann nur bis zum 30. 6. 1934 
bei dem Finanzamt, in deſſen Bezirk das Grundſtück 
belegen iſt, und nur einheitlich für alle in Betracht 
kommenden Steuern geſtellt werden. Der Steuer⸗ 
pflichtige bleibt an den Antrag für den ganzen Be⸗ 
freiungszeitraum gebunden. Die 'Gienerheireiung, 
die dem Antrag gemäß eintritt, gilt für die Ver⸗ 
mögensſteuer und die Grundſteuer erſt ab 1. 4 1934. 
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8 
Zeitraum für die Fertigſtellung der Gebäude. 

Die nach dem Geſetz ſelbſt eintretende Steuerbefrei⸗ 
ung gilt für Kleinwohnungen, die bis zum 31. März 
1936 bezugsfertig werden, und für Eigenheime, die bis 
zum 31. März 1939 bezugsfertig werden. Dabei gel⸗ 
ten Kleinwohnungen und Eigenheime, die bis zum 
31. Dezember 1934 im Rohbau vollendet und bis zum 
31. Mai 1935 Karen werden, als bis zum 
31. März 1935 bezugsfertig geworden. Dieſe Rege⸗ 
lung gilt ſinngemäß auch für alle weiteren Jahre. 


3. 
Steuern, für die die Befreiung gilt. 

Die Steuerbefreiung erſtreckt ſich auf die geſamte 
Einkommenſteuer, die geſamte Vermögensſteuer und 
die geſamte Grundſteuer des Landes ſowie auf die 
Hälfte der Grundſteuer der Gemeinde und der Ge— 
meindeverbände. 


§ 4. 
Kleinwohnungen. 5 

Als ſolche gelten Wohnungen, die eine nutzbare 
babe von höchſtens 75, unter Amſtänden 90 am 
haben. ür kinderreiche Familien erhöht ſich die 
nutzbare Wohnfläche um nicht mehr als je 7,5 qm für 
das 4. und jedes weitere Kind 

Enthält ein Gebäude teils Kleinwohnungen, teils 
andere Wohnungen oder gewerblich genutzte Räume, 
ſo gilt die Befreiung nur für den Teil, der auf die 
Kleinwohnungen entfällt, wobei jedoch die Befreiung 
für das ganze Gebäude gilt, wenn auf die Kleinwoh⸗ 
nungen mindeſtens 75% entfallen und wobei über⸗ 
haupt keine Befreiung eintritt, wenn auf die Klein⸗ 
wohnungen nicht mehr als 25% entfallen. 8 

Die Steuerbefreiung gilt ſchließlich auch für Klein⸗ 
wohnungen, die durch Anbauten oder Aufſtockungen 
erſtellt werden. 3 6 


Eigenheime. 4 
Als Eigenheime kommen nicht nur Einzelhäuſer, 
det auch Doppelhäuſer und Reihenhäuſer in Bes 
tracht. 


§ 6. 
Nutzbare Wohnfläche. 

Als nutzbare Wohnfläche (SS 4 und 5) gelten die 
Wohn⸗ und Schlafräume und die Küche, wenn die 
Nebenräume (Abſatz 4) in ortsüblichen Grenzen blei— 
ben. Soweit die Nebenräume die ortsüblichen 
Grenzen überſchreiten, rechnen ſie zur nutzbaren 
Wohnfläche. 

Zur nutzbaren Wohnfläche von Eigenheimen rech— 
nen auch gewerblich genutzte Räume, wenn ſie die 
Hälfte der geſamten nutzbaren Wohnfläche des Ge⸗ 
bäudes nicht überſchreiten, die Eigenart des Gebäudes 
als Eigenheim nicht beeinträchtigen und wenn der 
Gewerbetreibende in dem Gebäude wohnt. 


8 7. 
Verwendung deutſcher Bauſtoffe. 

Die Steuerbefreiung hat zur Vorausſetzung, daß 
nur deutſche Bauſtoffe verwendet werden. Ausnah⸗ 
men find nur zuläſſig, wenn geeignete inländiſche Bau⸗ 
ſtoffe nicht vorhanden ſind oder ihre Verwendung zu 


einer unverhältnismäßigen Verteuerung führen 
würde. 
§ 8. 
Grundfläche. 


Die Steuerbefreiung erſtreckt ſich nicht nur auf das 
Gebäude als ſolches, ſondern auch auf die Grund- 
fläche, auf der das Gebäude ruht (bebaute Grund⸗ 
fläche), und auf die zugehörigen Hofräume und Haus⸗ 
gärten. Iſt die geſamte Grundfläche (bebaute Grund⸗ 
fläche, Hofräume und Hausgärten) größer als das 
Zwölffache der bebauten Grundfläche, ſo gilt die Be⸗ 
freiung nur bis zum Zwölffachen der bebauten 
Grundfläche. Die über dieſes Zwölffache hinaus⸗ 
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gehende Grundfläche unterliegt der Beſteuerung 
(ſteuerpflichtiger Teil der Grundfläche). 5 

Abſatz 2 regelt die Wertberechnung des jteuerpflich- 
tigen Teils der Grundfläche. 5 

Wenn der Bau des Eigenheims aus Mitteln für die 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung im Sinne des Kapitels II 
des Vierten Teils der Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I ©. 537, 551) 
gefördert worden iſt, erſtreckt ſich die Steuerbefreiung 
auf die geſamte Grundfläche, auch wenn dieſe das 
Zwölffache der bebauten Grundfläche überſteigt. 

Iſt das Gebäude auf Grund eines Erbbaurechts er⸗ 
richtet, ſo beſchränkt ſich die Steuerbefreiung auf das 
Gebäude ſelbſt. 

9. 


Steuerbefreiung bei Eigentumsübergang. 

Die Steuerbefreiung für Kleinwohnungen gilt nicht 
nur zugunſten derjenigen Perſonen, für deren Rech⸗ 
nung die Kleinwohnungen errichtet werden, ſondern 
auch zugunſten derjenigen Perſonen, die ſteuerbefreite 
Kleinwohnungen innerhalb des Befreiungszeitraums 
erwerben. 

Abſatz 2—4 enthalten gewiſſe Einſchränkungen des 
Abſatz 1. 


§ 10. 
Fortfall der Vorausſetzungen für die 
Steuerbefreiuung. N 

Fallen die Vorausſetzungen für die Befreiung in⸗ 
nerhalb des Zeitraums, für den die Befreiung an ſich 
gilt, fort, ſo entfällt die Befreiung mit Ablauf des 
Steuerabſchnitts oder Rechnungsjahres, in dem die 
Vorausſetzungen fortgefallen ſind. 


8 11. 
Einkommenſteuer. 

Die Befreiung gilt: 

1. bei Kleinwohnungen für diejenigen Einkünfte, die 
bis zum Schluß des Steuerabſchnitts, der im Ka⸗ 
lenderjahr 1938 endet, erzielt werden; 

2. bei Eigenheimen für diejenigen Einkünfte, die bis 
zum Schluß des Steuerabſchnitts, der im Kalen⸗ 
derjahr 1943 endet, erzielt werden; 

Vorausſetzung für die Anwendung dieſer Friſten iſt, 
daß der Zeitraum für die Befreiung nicht nach dieſer 
Durchführungsverordaung ſchon früher endet (8 10). 

Abſatz 2 beſtimmt die Wirkungen der Gteuer- 
befreiung. 

Die Einkommenſteuerpflicht für Gewinne, die bei 
der Veräußerung des nach dieſer Verordnung jteuer- 
befreiten Grundſtücks erzielt werden, bleibt unberührt. 

8 12. 
Vermögensſteuer. 

Die Befreiung tritt mit Beginn des Rechnungs⸗ 
jahres ein, in dem die Kleinwohnungen oder Eigen⸗ 
heime bezugsfertig werden oder als bezugsfertig ge⸗ 
worden gelten. Für die im § 1 erwähnten Fälle be⸗ 
ginnt die Steuerbefreiung erſt mit dem 1. 4. 1934, 
auch wenn das Gebäude bereits vorher bezugsfertig 
geworden iſt. 5 : 

Zur Durchführung der Steuerbefreiung iſt von dem 
geſamten Vermögen des Steuerpflichtigen der Wert 
des ſteuerbefreiten Grundſtücks abzuſetzen, und zwar 
auch dann, wenn die Vorausſetzungen einer Neuver⸗ 
anlagung nicht gegeben ſind. . 

Im übrigen regeln Abſ. 2—5 Einzelheiten der 
Steuerermäßigungen. t 

Die Befreiung gilt, ſoweit fie nicht nach dieſer 
Durchführungsverordnung ſchon vorher endet. 

1. für Kleinwohnungen bis zum 31. März 1939, 

2. für Eigenheime bis zum 31. März 1944. 

8 13. 
Grundſteuer. 

Es gelten die Vorſchriften über Vermögensſteuer 

entſprechend. 
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§ 14. 
5 Verfahren. 

Der Steuerpflichtige, der die Steuerbefreiung nach 
dieſer Durchführungsverordnung in Anſpruch nehmen 
will, hat bei dem Finanzamt, in deſſen Bezirk das 
Grundſtück belegen iſt, einen Antrag auf Anerkennung 
der Steuerbefreiung zu ſtellen. Der Antrag kann 
bereits vor Errichtung des Neubaues geſtellt werden. 
Der Steuerpflichtige hat dem Finanzamt die Angaben 
zu machen und die Anterlagen zu liefern, deren es 
zur Nachprüfung bedarf. 

Hält das Finanzamt die Vorausſetzungen der 
Steuerbefreiung für gegeben, ſo hat es darüber einen 
Beſcheid zu erteilen. 

Gegen einen Beſcheid des Finanzamts, der die 
Steuerbefreiung ablehnt oder ihren Fortfall aus⸗ 
ſpricht, iſt die Beſchwerde an das Landesfinanzamt 
zuläſſig. Das Landesfinanzamt entſcheidet endgültig. 


Ss 15. 
Schlußbeſtimmungen. 

Die Steuerbefreiung gilt 

1. nicht für Gebäude, die mit Hilfe einer Brand- 
entſchädigung wieder erſtellt werden, 

2. nicht für Gebäude von Siedlerſtellen, die auf 
Grund des Reichsſiedlungsgeſetzes begründet wer- 
den, 

3. für Wohngebäude, die zu landwirtſchaftlichen, 
forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betrieben 
gehören, nur inſoweit, als der Neubau eine 
Steuererhöhung zur Folge haben würde. 

Die oberſten Landesbehörden können die Befreiung 

von der Grundſteuer für gewiſſe Gemeinden aus⸗ 


ſchließen. 


Durchführungsverordnung über die Grundſteuer⸗ 
ſenkung für Neuhausbeſitz. Vom 11. Oktober 1933. 
(RGBl. 726.) 

Der Betrag, den der Reichsminiſter der Finanzen 
den einzelnen Ländern nach Abſchnitt V des Zweiten 
Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit zur 
Verfügung ſtellt, iſt für die Zeit vom 1. Oktober 1933 
bis 31. März 1935 zur Senkung der Grundſteuer der 
Gemeinden und Gemeindeverbände ſolcher Wohn⸗ 
gebäude zu verwenden, die in den Rechnungsjahren 

1924 bis 1930 bezugsfertig geworden ſind. 

Von dieſen Wohnungsneubauten können einzelne 
Gruppen (z. B. Wohngebäude aus gewiſſen Baujah- 
ren, von gewiſſer Art oder Größe) von der Senkung 
der Grundſteuer ausgenommen werden. 

Die Landesregierung beſtimmt, in welcher Weiſe 
die Entlaſtung des Neuhausbeſitzes nach Maßgabe der 
88 1 bis 4 durchgeführt wird. Die Regelung nach 
den SS 2 bis 4 bedarf der Zuſtimmung des Reichs- 
miniſters der Finanzen. 5 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung ab 1. Oktober 
1933 in Kraft. 


Verordnung über die Senkung der Grundſteuer 
für Neuhausbeſitz. Vom 19. Oktober 1933. 
(Pr. Geſ. S. 379.) 

1 


8 1. 

Für die nach § 2 Abſ. 1 a des Geſetzes über die Er⸗ 
hebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermö⸗ 
gen vom 14. Februar 1923 (GS. 29) in der jetzt gel⸗ 
tenden Faſſung veranlagten Wohngebäude, die in den 
Rechnungsjahren 1924 bis 1930 bezugsfertig geworden 
ſind, wird die e die für die Zeit 
vom 1. Oktober 1933 bis 31. März 1935 erhoben wird, 
um die Hälfte geſenkt. 

In Gemeinden, die ſchon jetzt die im Abſ. 1 genann⸗ 
ten Wohngebäude teilweiſe von der Gemeindegrund⸗ 
ſteuer befreit haben, wird die Gemeindegrundſteuer 
nur inſoweit geſenkt, als ſie die Hälfte des Satzes 


überſteigt, mit dem die Gemeindegrundſteuer ſonſt 
von Wohngebäuden erhoben wird. 
2 
Die Gemeinden werden für den Steuerausfall, den 
ſie durch die Senkung der Gemeindegrundſteuer er⸗ 
leiden, entſchädigt. 


7 0 

Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter 
werden die zur Ausführung dieſer Verordnung er— 
forderlichen Beſtimmungen erlaſſen. 


Runderlaß des Reichsfinanzminiſters v. 8. 11. 33 
— S 1900 II 1 A — 300 III — betr. Steuer⸗ 
befreiung für Wohnungsneubauten. — Auszug — 

a) Für Wohngebäude, die bis zum 31. Mai 1934 be⸗ 
zugsfertig werden, kann die Steuerbefreiung nach 
den neuen Vorſchriften, ſofern die übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen vorliegen, auch dann gewährt wer- 
den, wenn die nutzbare Wohnfläche 170 qm (ſtatt 
150 qm) nicht überſchreitet. Dazu treten je 15 qm 
für das vierte und jedes weitere Kind des Eigen⸗ 
tümers. (Abſchnitt II des Erlaſſes). 

b) Wenn der Neubau auch die nach a) erhöhten 
Grenzen überſchreitet, kann eine Befreiung nur 
nach den bisherigen Vorſchriften in Betracht 
kommen, da dieſe für Wohngebäude jeder Art und 
Größe gelten. 

Sowohl in den Fällen unter a) wie in denjenigen 
unter b) iſt die Erleichterung nur dann zu gewähren, 
wenn eine tatkräftige Förderung des Baues noch 
während des Winters ſichergeſtellt iſt. 


Reichszuſchüſſe für den Um⸗ und Ausbau von 
Wohnlauben (8 29 der Einheitsbauordnung) zu 
Dauerwohnungen. 

Erlaß des Pr. Miniſters für Wirtſchaft und Ar⸗ 
beit vom 21. 10. 33 an die Herren Regierungs⸗ 
präfidenten. — Auszug — 

(— ZA II 4401/16. 10. (270) 11. Sch. —) 
Nach dieſem Erlaß kann ein Reichszuſchuß für den 
Umbau von Wohnlauben zu dauernden Wohnungen 
und für An⸗ und Ausbauten gegeben werden, wenn 
1. die Wohnlaube ſich ihrer ſtädtebaulichen Lage 

und baulichen Beſchaffenheit nach für den Ausbau 
zu Dauerwohnungen eignet, 
2. der Bauherr Erbbauberechtigter oder Eigentümer 
des Grundſtücks iſt, 
3. das Grundſtück mindeſtens 600 qm groß iſt, 
4. das Bauvorhaben als vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
anerkannt iſt. 5 
Anträge auf Gewährung des Reichszuſchuſſes, die 
gleichzeitig den Antrag auf Anerkennung des Bauvor⸗ 
habens als vorſtädtiſche Kleinſiedlung enthalten 
müſſen, ſind an die zuſtändige Landes⸗ oder Provinz⸗ 
gruppe des Reichsbundes der Kleingärtner und Klein⸗ 
ſiedler e. V. zu richten, von der ſie im Falle der Be⸗ 
fürwortung an die zuſtändige provinzielle Heimſtätte 
weitergegeben werden. g 
Im übrigen bleiben für das Geſchäftsverfahren die 
Beſtimmungen des Runderlaſſes vom 11. Oktober 1933 
— ZA II 4401/9. 10. Sch. — maßgebend. 


Erlaß des Pr. Finanzminiſters vom 9. 11. 1933 

— V 18. 2156/5 — über den Um⸗ und Ausbau 

von Wohnlauben zur vorſtädtiſchen Kleinſiedlung. 
— Auszug — 

In dem Erlaß wird darauf hingewieſen, daß die 
erforderliche baupolizeiliche Genehmigung für die Er⸗ 
richtung dieſer, nunmehr nach dem ordentlichen ma- 
teriellen Baurecht zu behandelnden Bauvorhaben erſt 
erteilt werden darf, wenn feſtſteht, daß das Bauvor⸗ 
haben als vorſtädtiſche Kleinſiedlung anerkannt iſt. 
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Es wird ferner auf die Polizeiverordnung über die 
Errichtung vorſtädtiſcher Kleinſiedlerſtellen vom 4. 12. 
1931 und den Runderlaß des Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt vom 11. 5. 1932 verwieſen. 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters über Vorfinan⸗ 
zierung bei den Reichsbaudarlehen für 
Eigenheime — Auszug —. 

Die 20 Millionen RM, die zur Fortführung der 
Eigenheimaktion des 1 (II. Bauabſchnitt) be⸗ 
ſtimmt ſind, ſtehen nicht als Haushaltsmittel bar zur 
Verfügung, ſondern müſſen auf der Grundlage der 
Arbeitsſchatzanweiſungen flüſſig gemacht werden. Die 
Durchführung der Vorfinanzierung, die auf Wechſel⸗ 
grundlage erfolgt, wird der Deutſchen Baus und 
Bodenbank A.⸗G., Berlin, übertragen, der Arbeits⸗ 
ſchatzanweiſungen in der erforderlichen Höhe zur Ver: 
fügung geſtellt werden. 

Die Deutſche Bau⸗ und Bodenbank A. G. ſtellt, wenn 
die Vorausſetzungen für die Auszahlung der Reichs⸗ 
baudarlehen erfüllt ſind, über die Darlehnsbeträge 
1 nebſt den notwendigen Prolongationsabſchnit⸗ 
en aus. 

Die Wechſel ſollen eine Laufzeit von drei Monaten 
haben; ſie werden jeweils um drei Monate derart 
verlängert, daß je ein Fünftel des geſamten Wechſel⸗ 
betrages in der Zeit vom 16. Juli bis 15. Oktober 
der Jahre 1934 bis 1938 eingelöſt wird. Das Reich 
verpflichtet ſich, die Beträge zur Verfügung zu ſtellen, 
die zur Einlöſung der Wechſel bei endgültiger Fällig⸗ 
keit erforderlich werden. 

Außerdem hat der Herr Reichsarbeitsminiſter in 
ſeinem Erlaß den Wunſch ausgeſprochen, daß von den 
Heimſtätten in den Fällen, in denen ſie die Betreu⸗ 
ung der Bauvorhaben übernehmen, möglichſt beſchei— 
dene Vergütungsſätze erhoben werden. 

Der PrMfWu A. hat dieſen Erlaß des Reichsarbeits⸗ 
miniſters durch Erlaß vom 19. 10. 33 (J. Nr. ZA II 
7009/4. 10. L.) bekanntgegeben. 


NErl. des Finanzminiſters vom 18. 11. 33 betr. 
die baupolizeiliche Behandlung der Bauanträge 
für mit Reichsbaudarlehen zu fördernde Bau⸗ 
vorhaben. (— V 18 — 2000/11 —). 
— Auszug —. 

Es iſt vielfach beobachtet worden, daß die Pläne 
für Bauvorhaben, die unter Gewährung eines 
Reichsbaudarlehens zur Förderung des Eigenheim⸗ 
baues (II. Bauabſchnitt) ausgeführt werden ſollen, 
zwar den baupolizeilichen Vorſchriften, aber nicht den 
an die Hergabe dieſer Darlehen zu knüpfenden beſon⸗ 
deren Anforderungen in wohnungstechniſcher und 
hygieniſcher Hinſicht genügen. Am finanzielle 
Schwierigkeiten der Bauherren zu vermeiden. wird 
den Bauherren nahegelegt, vor der Inangriffnahme 
der baupolizeilichen Prüfung eine Aeußerung der mit 
der Vorprüfung des Antrages befaßten preußiſchen 
provinziellen Heimſtätte beizubringen. 


Zinsſenkung für Baudarlehen. 

Der Reichsarbeitsminiſter hat mit Erlaß vom 
10. Oktober 1933 (IV Nr. 7459/33 Wo.) im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsfinanzminiſter angeordnet, 
daß die Reichsbaudarlehen aus dem zuſätzlichen Woh⸗ 
nungsbauprogramm 1930 bis zum 31. Dezember 1934 
wie bisher nur mit 1% zu verzinſen ſind, und daß 
die Einführung einer Tilgungsrate von 1% bis zu 
dieſem Zeitpunkt in Fortfall kommt. 


Errichtung von Not⸗ und Behelfswohnungen im 
Rahmen des Arbeitsbeſchaffungsprogramms. 
Nach einem Rundſchreiben des Reichsarbeitsmini⸗ 

ſters vom 6. Oktober 1933 — IV 7180/33 Wo. — kann 
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in beſonderen Fällen der von den Gemeinden zu jab- 
lende Anteil der Geſamtherſtellungskoſten der Woh⸗ 
nungen von 50 auf 25% herabgeſetzt werden. An 
dem Höchſtbetrag des Reichsdarlehens von RM 1000 
je Wohnungseinheit wird jedoch feſtgehalten. 


Erlaß des Pr. Miniſters für Wirtſchaft und 
Arbeit vom 28. 10. 33 J. Nr. ZA II 7006/25 
10 L — betr. Baukoſten. — Auszug — 

In dem Erlaß wird allen Stellen, die mit der Ber 
arbeitung von Bauvorhaben beauftragt ſind, ſtrengſte 
Nachprüfung aller vorgelegten Anträge für die Ge⸗ 
währung öffentlicher Mittel hinſichtlich der Anſätze 
für Grundſtücksbau⸗ und Nebenkoſten zur Pflicht ge: 
macht, da häufig vom Bauherrn der von ihm aufzu⸗ 
bringende Prozentſatz des Eigenkapitals dadurch vor⸗ 
geſpiegelt wird, daß höhere Baukoſten eingeſetzt wer: 

den, als in Wirklichkeit entſtehen. 


Nebenberufliche Lanoͤſiedlung 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 20. Oktober 

1933 — IV Nr. 11— 426/33 Ks. — über die be⸗ 

ſchleunigte Durchführung der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung — Auszug —. 

Nach der Anlage zu den Richtlinien vom 20. Fe⸗ 
bruar 1933 — A J 5 Bean — erfolgt die Auszah⸗ 
lung der erſten Rate des Reichsdarlehns auf Grund 
eines Antrages des Trägers durch Vermittlung der 
für die Bewilligung zuſtändigen Landesbehörde. Um 
eine weitere Beſchleunigung der Bauvorhaben zu er⸗ 
zielen, habe ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Reichsminiſter der Finanzen die Deutſche Bau- und 
Bodenbank A.⸗G. angewieſen, die erſte Rate unmittel⸗ 
bar nach Vertragsabſchluß in denjenigen Fällen aus⸗ 
zuzahlen, in denen entweder die dingliche Gicher- 
ſtellung des Reichsdarlehns nachgewieſen iſt oder die 
Deutſche Bau- und Bodenbank auf Grund der ihr 
eingeräumten Ermächtigung von dem Nachweis der 
dinglichen Sicherſtellung bis zur Auszahlung einer 
ſpäteren Rate abſieht. In dieſen Fällen bedarf es 
alſo für die Auszahlung der erſten Rate nicht der 
Vermittlung der Bewilligungsbehörde. Dieſe Er⸗ 
leichterung gilt für Siedlungsvorhaben aus allen 
Siedlungsabſchnitten, jedoch vorläufig nur für Ver⸗ 
tragsabſchlüſſe bis zum 1. Januar 1934. 


Betr. Laſtenſenkung für die Inhaber der 
Landarbeitereigenheime. 

Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 
hat im Erlaß vom 19. 11. 33 J. Nr. III A 6220/15. 11. 
— die Herren Regierungspräſidenten ermächtigt (im 
Einvernehmen mit den beteiligten Inſtanzen), den 
Inhabern von Landarbeitereigenheimen die in den 
Rechnungsjahren 1933 und 1934 fälligen Tilgungs⸗ 
raten ganz oder teilweiſe bis nach Ablauf der bis⸗ 
herigen Tilgungsdauer der Darlehen zinslos zu ſtun⸗ 
den, wenn und ſoweit die Eigenheimer nachweislich 
ohne eigenes Verſchulden zur Entrichtung der Raten 
außerſtande ſind. . 

Gegen Darlehnsſchuldner, bei denen der Tilgungs⸗ 
rückſtand nicht auf eine unverſchuldete Notlage zurück⸗ 
zuführen iſt, ſondern auf Böswilligkeit beruht, muß 
wie bisher nachdrücklich vorgegangen werden. 

Auf die etwaigen Tilgungsrückſtände des Ned- 
nungsjahres 1932 und der Vorjahre findet der vor⸗ 
liegende Runderlaß keine Anwendung. 


Bäuerliche Siedlung 


Laſtenbefreiung für Siedler. 
Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt- 
ſchaft hat im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
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der Finanzen folgende Neuregelung der Siedlerrück⸗ 
ſtände aus den Kaufverträgen und Rezeſſen über die 
Siedlerſtellen getroffen: 

1. Alle Neu⸗ und Anliegerſiedler im Sinne des 
Reichsſiedlungsgeſetzes, welche in der Zeit vom 
1. April 1920 bis 31. Dezember 1933 mit Hilfe von 
Reichs⸗ oder Staatskrediten angeſetzt ſind, werden für 
die Zeit vom 1. Juli 1931 bis 31. Dezember 1933 von 
allen Jahresleiſtungen für die Kredite der öffentlichen 
Hand befreit. 

2. Für das Kalenderjahr 1934 gelten für Anſiedler, 
ſoweit ſie in der Zeit vom 1. April 1924 ab ihre 
Stellen übernomen haben, folgende ermäßigte Jahres⸗ 
leiſtungen: In Zone I 1,25% für Neuſiedler, 1,75% 
für Anliegerſiedler, in Zone II und III 1,75 für Neu⸗ 
ſiedler, 2,25 für Anliegerſiedler. 

Inhaber von Ausbauſiedlungen zahlen im Jahre 
1934 nach Ablauf des ihnen zugebilligten Freijahres 
früheſtens ab 1. Januar 1934 die Hälfte der vor⸗ 
ſtehend angegebenen Sätze. Rückſtände aus der Zeit 
bis zum 30. Juni 1931 gelten als geſtundet und ſind 
bis zum 31. Dezember 1934 nachzuzahlen. Zahlungen 
der Siedler aus der Zeit vom 1. Juli 1931 bis 
31. Dezember 1933 werden ihnen gutgebracht und zur 
Regelung ſonſtiger Schulden verwendet. Im Ka⸗ 
lenderjahr 1934 wird die Jahresleiſtung der Siedler 
für die Zeit vom 1. Januar 1935 neu feſtgeſetzt wer⸗ 
den. Einzelheiten dieſer Regelung der Siedlerrück⸗ 
ſtände enthält ein gemeinſchaftlicher Erlaß der beiden 
genannten Reichsminiſter an die Siedlungskredit⸗ 
inſtitute. 


Verlängerung des landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzes bis zum 31. Dezember 1933. 

Das Geſetz vom 25. Oktober 1933 über den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz beſtimmt, daß die 
in der Verordnung des Reichspräſidenten über den 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 14. Fe⸗ 
bruar gegebenen Ausführungen, die urſprünglich bis 


zum 31. Oktober befriſtet waren, bis zum 31. Dezem⸗ 
ber in Kraft bleiben. 

Ebenſo lange behalten die zu der Verordnung des 
Reichspräſidenten erlaſſenen Durchführungs-Verord⸗ 
nungen und Vorſchriften weiter Gültigkeit. 


4. Verordnung zur Durchführung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldenregelung vom 5. Oktober 1933. 
Abgedruckt in RGBl. 1933, Teil I, S. 719. 


Wirtſchaft 
Frachtermäßigung für die Beförderung von 
Bauſtoffen. 


Erlaß des PrMfWuA. vom 24. Oktober 1933 
(J. Nr. ZA II 1003 e/9 u. 10. 10. B.) — Auszug — 
In Anlehnung an die Beſtimmungen der Reichs⸗ 
bahn hat der Herr Reichsverkehrsminiſter für die auf 
Reichswaſſerſtraßen beförderten Güter, die unmittel⸗ 
bar als Bauſtoffe für Arbeiten zum Zwecke der vor— 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung verwendet werden (ſoweit 
dafür Mittel des Reiches oder der Länder zur Ber: 
fügung geſtellt ſind), eine Ermäßigung von 20 v. 9 
der tarifmäßigen Schiffahrtsabgaben zugeſtanden. 


Verordnung zur Senkung der landwirtſchaftlichen 
Grundſteuer. Vom 9. Oktober 1933. 
(Pr. G. S. Nr. 64 S. 372.) 

Die gemäß § 2 Abſ. 1 zu b des Geſetzes über die 
Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundver⸗ 
mögen vom 14. Februar 1923 (GS. 29) und deſſen Ab⸗ 
änderungen für die dauernd land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen oder gärtneriſchen Zwecken dienenden Grund— 
ſtücke veranlagte vorläufige Steuer vom Grundver⸗ 
mögen wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 gegen⸗ 
über der Staatskaſſe außer Hebung geſetzt. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 18 Abſ. 1 a. a. O. bleibt unberührt. 


Nachrichten des Bau, Wohnungs: und Siedlungsweſens 


Organiſation 
Zwei neue Reichszentralen für Geſundheitsdienſt. 


Am 20. November fanden in Berlin im Auftrag 
des Reichsminiſters des Innern die Gründungs⸗ 
verſammlungen der neugebildeten Geſundheits⸗ 
reichszentralen: des „Reichsausſchuſſes für Volks⸗ 
geſundheitsdienſt“ und der „Reichszentrale für 
Geſundheitsführung“ ſtatt. 


Sachverſtändigenbeirat für Volksgeſundheitsdienſt 
bei der Reichsleitung der NSDAP. 

Die Eröffnungsſitzung fand am 17. 11. 1933 
unter Vorſitz des Stellvertreters des Führers R. 
Heß, und des Leiters des Beirates, Dr. Wag— 
ner, München, ſtatt. 

Dr. Groß betonte in dem Hauptreferat der 
Tagung, die Notwendigkeit der Schulung des Ein⸗ 
zelwillens zur Mitarbeit und die Dringlichkeit 
einer ſyſtematiſchen Propaganda der Bevölke- 
rungs⸗ und Raſſepolitik. 


Auflöſung des NSDAP.⸗Wohnungsausſchuſſes 
Der ſeinerzeit vom Reichstagsabgeordneten Dr. 


Hunke gegründete Arbeitsausſchuß der NSDAP. 
für Haus⸗ und Grundbeſitz (Wohnungsausſchuß 


476 


der NSDAP.) iſt von ihm aufgelöſt worden, da 
die Aufgaben des Ausſchuſſes als erfüllt anzu⸗ 
ſehen ſind. 
„Baufront beim Reichsſtand des deutſchen 
Handwerks.“ 

Die „Baufront beim Reichsſtand des deutſchen 
Handwerks“ wurde mit der Sitzung vom 17. No⸗ 
vember konſtituiert. Als Führer wurde vom Bize- 
präſidenten Zelleny Präſident Oppermann 
vom Reichsbund des deutſchen Baugewerbes E. V. 
und als ſein Stellvertreter Handwerkskammer— 
Präſident Lohmann vom preußiſchen Hand- 
werkskammertag eingeſetzt. 


Neu⸗Organiſation der Bauinduſtrie. 
Der in verſchiedene Verbände zerſplitterte In⸗ 
genieurbau hat ſich im „Reichsverband des In⸗ 
genieurbaues“, E. V., Berlin, vereinigt. 


Zuſammenſchluß der Hausbeſitzerorganiſationen. 

Der Reichsverband Deutſcher Neuhaus- und 
Eigenheimbeſitzer, der Reichsverband Deutſcher 
Geſchäfts⸗ und Induſtriehausbeſitzer und der 
Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften 
haben ſich zu einer Notgemeinſchaft zuſammen⸗ 
geſchloſſen. 
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Verwaltungsumbau bei der Gagfah. 

Der neugewählte Aufſichtsrat der Gagfah Ge- 
meinnützige A.⸗G. für Angeſtellten⸗Heimſtätten, 
Berlin, hielt ſeine erſte konſtituierende Sitzung 
ab. Vorſitzender wurde der thüringiſche Miniſter⸗ 
präſident Marſchler, Weimar, Stellvertreter 
der Verbandsvorſteher des Deutſchen Handlungs⸗ 
gehilfenverbandes, Haid, Hamburg, Schrift⸗ 
führer der Leiter des Amtes für Sozialpolitik in 
der Deutſchen Arbeitsfront, Peppler, Berlin 
Ferner gehören dem Aufſichtsrat an: Gauleiter 
Staatsrat Forſter, Direktor Staatskommiſſar 
Gutzmer, Geheimer Oberregierungsrat Hae—⸗ 
nel, Bankdirektor Dr. Ing. e. h. Kämper, 
Bankdirektor Müller, Stadtverordnetenvor⸗ 
ſteher von Berlin, Spie wok, Geſchäftsführer 
des Geſamtverbandes der deutſchen Angeitellten- 
verbände, Schloder, Baureferent in der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront, Franz Straſſer, Regie⸗ 
rungsrat vom preußiſchen Miniſterium für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit, Dr. Thiele, ſowie vom Be⸗ 
triebsrat entſandt Dr. Schmitz und Schwindt. 


Landesplanung 


Landverbeſſerungen durch den Mittelland⸗ 
Kanal. 

Zirka 70 000 Morgen verwäſſerter Ländereien 
in der Nähe der braunſchweigiſch-preußiſchen 
Grenze ſollen durch den Bau des Mittelland- 
Kanals innerhalb vier Jahren ertragfähig ge— 
macht werden. 


Geld: und Kapitalmarkt 
Naſſauiſche Heimſtätte G. m. b. H., 
Frankfurt a. Main. 

Die Geſellſchaft ſchließt das Geſchäftsjahr 1932 
wieder mit einem Reingewinn von RM 89 000,— 
ab, nachdem Abſchreibungen in Höhe von RM 
119 090, — vorgenommen worden find. Die Ge— 
winn⸗ und Verluſtrechnung zeigt als Erträge 
RM 49 700,— Einnahmen an Betreuungsgebüh⸗ 
ren und RM 327 900, — Zinſen. Hinzu kommen 
noch RM 22 100, — Proviſionen und RM 10 700,— 
Erträgniſſe aus dem Warengeſchäft. Auf der Aus⸗ 
gabenſeite bilden die Handlungsunkoſten den 
Hauptbetrag von RM 202 900,—. Nach den Ab- 
ſchreibungen von RM 119 000,— verbleibt der 
oben bezifferte Betriebsüberſchuß, aus dem eine 
Dividende von 2% auf 4 Mill. RM Stamm⸗ 
kapital verteilt werden ſoll. 

Im Geſchäftsbericht wird mitgeteilt, daß ſich die 
Betreuungstätigkeit im Jahre 1932 auf insgeſamt 
579 Wohnungen erſtreckt hat, wovon 36 in Ein⸗ 
familienhäuſern, 115 in Stockwerksbauten und 
428 in Stadtrandſiedlungen gelegen ſind. Von 
den betreuten Wohnungen wurden im Berichts⸗ 
jahre 325 fertiggeſtellt und 254 unfertig in das 
neue Jahr übernommen. Der Bericht enthält die 
Feſtſtellung, daß ſich der von der Heimſtätte be⸗ 
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treute Hausneubeſitz auch im abgelaufenen Jahr 
als kriſenfeſt erwieſen hat. Durch Vorlage von 
Mitteln für Hausreparaturen, durch Bevorſchuſ⸗ 
ſung von Bauhandwerkerforderungen und durch 
Hergabe von Zwiſchenkrediten an Privatbau⸗ 
herren konnte die Geſellſchaft Zur Unterſtützung 
des Bauhandwerks mehr als 1 Million RM zur 
Verfügung ſtellen. Im laufenden Jahr hofft ſie 
Stadtrandſiedlungen wieder in größerem Aus⸗ 
maße erſtellen zu können. 

In der Bilanz iſt die Anlage in Stadtrand⸗ 
ſiedlungen mit RM 614 900,— und in ſonſtigen 
Immobilien mit RM 156 700, — abzüglich RM 
13 700,— Abſchreibungen = RM 143 000,— ver: 
zeichnet. Das Inventar iſt bis auf RM 1,— ab⸗ 
geſchrieben. Die Beteiligungen betragen RM 
655 000, — nach einer Abſchreibung von RM 
75 100,.—. Kaſſenbeſtand, Poſtſcheckguthaben und 
Bankguthaben find mit RM 684 700, — ausge: 
wieſen, Effekten mit RM 7000,—, Forderungen 
mit RM 2501300, — und Tilgungsdarlehen mit 
RM 1026 209,—. 

Auf der anderen Seite der Bilanz erſcheinen 
neben dem Stammkapital von RM 4 003 900,— 
Reſerven von RM 330 000,— und Rückſtellungen 
von RM 145 000,—. Die Verbindlichkeiten ent: 
halten Darlehen RM 694 200,—,. allgemeine 
Schulden RM 352 109,— und Hypothekenſchulden 
RM 120 700,.—. Die Bürgſchaftsverbindlichkeiten 
und die entſprechenden Rückgriffsforderungen ſind 
mit RM 1 146 300 angegeben. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung 
hat am 14. November 1933 folgende Entſcheidun⸗ 
gen getroffen: 
1. Die Berufungen folgender Bauſparkaſſen: 
a) „Aufbau und Verwaltung“ G. m. b. H., Mag⸗ 
deburg, gegen die Senatsentſcheidung vom 
6. Juli 1933 (Betriebsunterſagung und ver⸗ 
einfachte Abwicklung) und 

b) Bauſparkaſſe G. D. B. Gemeinſchaft Deutſcher 
Bauſparer, G. m. b. H., Sitz Wiesbaden in 
Darmſtadt. (Abweiſung des Zulaſſungs-An⸗ 
trages) 

wurden zurückgewieſen. 

2. Auf die Berufung der „Anker“ Bauſparkaſſe, 
G. m. b. H. in Nürnberg gegen die Senatsent⸗ 
ſcheidung vom 20. September 1933 (Abweiſung 
des Zulaſſungsantrages) wurde die Entſcheidung 
der erſten Inſtanz aufgehoben. 

In der Senatsſitzung des Reichsaufſichtsamts 
für Privatverſicherung am 1. Dezember 1933 ſind 
folgende Entſcheidungen getroffen worden: 

J. a) „Heimat“ Allgemeine Zweckſpar⸗ und Ka: 
pitalbildungsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin. 

b) Landeigen Hypotheken⸗Entſchuldungs⸗ und 

und Siedlungs⸗Bauſparkaſſe, G. m. b. H. 
in Verlin. 
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Den Bauſparkaſſen wird der Geſchäftsbetrieb 
unterſagt. Die beſtehenden Bauſparverträge wer- 
den vereinfacht abgewickelt. Die Unterſagung des 
Geſchäftsbetriebes wirkt wie ein Auflöſungs⸗ 
beſchluß. Die Liquidation wird einem vom 
Reichsaufſichtsamt im Verfügungswege zu be⸗ 
ſtellenden Liquidator übertragen. Die Senats⸗ 
entſcheidungen unter J. ſind noch nicht rechts⸗ 
kräftig. Eine etwaige Berufung hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

II. Das Uebereinkommen, wonach der Bauſpar⸗ 
beſtand der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bauſparkaſſe 
A.⸗G. in Münſter i. W. auf die Reichsdeutſche 
Bauſparkaſſe A.⸗G. in Köln übertragen werden 
ſoll, wird genehmigt. 


Niederſächſiſche Heimſtätte, G. m. b. H., Hannover. 
In einer früheren Generalverſammlung iſt be— 
ſchloſſen worden, das Stammkapital um den Be⸗ 
trag zu erhöhen, der durch Uebernahme neuer 
Stammeinlagen der Geſellſchafter oder ſeitens 
Dritter bis zum 31. 12. 1933 gedeckt wird, jedoch 
höchſtens bis zu 5 Mill. RM. In Durchführung 
dieſes Beſchluſſes iſt das Stammkapital um 
180 000 Reichsmark erhöht und beträgt 2 607 318 
Reichsmark. 
Sanierung der Schneidemühler Wohnungsbau 
Geſellſchaften. 

Vertreter des Preußiſchen Finanzminiſteriums 
der Regierung, der Deutſchen Heimſtätte Grenz⸗ 
mark und der Stadt Schneidemühl ſind in erfolg⸗ 
reiche Verhandlungen über die Sanierung der 
Schneidemühler „Gemeinnützigen Geſellſchaft für 
Klein⸗Wohnungsbau“, der Gemeinnützigen Heim⸗ 
ſtätten Genoſſenſchaft „Neue Scholle“, der Ge— 
meinnützigen Siedlungsgeſellſchaft „Oſtmark“ Bau⸗ 
geſellſchaft für Kriegsbeſchädigte und Kriegshin⸗ 
terbliebene, eingetreten. 


Die preußiſchen Sparkaſſen im September 1933. 
Die Spareinlagen bei den preußiſchen 
Sparkaſſen ſind im Septbr. um 3,0 Mill. RM auf 
6 325,0 Mill. RM geitiegen. Davon entfielen 
2,4 Mill. RM auf den reinen Einzahlungsüber⸗ 
ſchuß. Gegenüber dem Vormonat ſeien die Ein⸗ 
zahlungen um 8 Mill. RM auf 263,0 Mill. 
RM gefallen, die Rückzahlungen um 
15,2 Mill. RM auf 260,0 Mill. RM geſtiegen. 
Insgeſamt ergäbe ſich daher ein kleinerer 
Einzahlungsüberſchuß als im Au⸗ 
guſt, deſſen Einlagenbewegung als beſonders 
günſtig anzuſprechen geweſen ſei. Bemerkens⸗ 
wert iſt, daß der Spareinlagenzuwachs in den 
ländlichen Gebieten des Oſtens und Nordoſtens 
ſtärker war, als in den induſtriellen Gebieten des 
Weſtens. Ein Anhalten dieſer Entwicklung 
könnte eine allmähliche Lockerung des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsſchutzes möglich machen. 


Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt Berlin 
hat beſchloſſen, 6 Millionen RM für eritjtellige 
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Hypothekendarlehen vorzugsweiſe für Eigenheim⸗ 
bauten neu bereitzuſtellen. Anträge nimmt 
die Anſtalt über ihre Generalvertretungen- die 
provinziellen Heimſtätten, entgegen. 


Der Pfandbriefumlauf im September 1933. 

Nach der Statiſtik der Boden- und Kommunal: 
kreditinſtitute betrug bei den Pfandbriefen die 
Abnahme des Umlaufs im September 1933 
9 (34) Mill. RM. Die Abnahme des Pfand⸗ 
briefumlaufs iſt ausſchließlich auf die Auslands⸗ 
pfandbriefe, die um 6,3 (32) Mill. RM zurüd- 
gegangen ſind, und auf die Liquidationspfand⸗ 
briefe, deren Umlauf ſich um 4 (3,8) Mill. RM 
verringert hat, zurückzuführen. 


Landwirtſchaftliche Oſthilfeentſchuldung im 
Oktober 1933. 

Die Bank für deutſche Induſtrieobligationen, 
Berlin, teilt mit, daß ſich am 31. Oktober 1933 die 
Zahl der bewilligten Entſchuldungs⸗ 
darlehen auf 25268 Fälle mit RM 308,89 
Millionen, die der Auszahlungen auf 19 393 
Fälle mit RM 228,16 Millionen beläuft. 


Bäuerliche Siedlung 


Zulaſſung von Siedlungsträgern für bäuerliche 
Siedlung. 

Vom Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft ſind vorbehaltlich einer endgültigen 
Regelung folgende Geſellſchaften in den ange- 
gebenen Bezirken für den Ankauf von Gütern 
zur Begründung neuen deutſchen Bauerntums zu⸗ 
gelaſſen worden: für das geſamte Reichs- 
gebiet: Deutſche Anſiedlungsbank, Berlin WS; 
Deutſche Geſellſchaft für innere Koloniſation, Ber⸗ 
lin⸗Dahlem; Landbank A.⸗G., Berlin SW 11; 
für Oſtpreußen: Oſtpr. Landgeſellſchaft m. b. 
H., Königsberg; Gem. Siedlungsgeſ. Deutſcher 
Oſtbund m. b. H., Berlin W 30; für Pommern: 
Pomm. Landgeſ. m. b. H., Stettin; Deutſche Sied⸗ 
lung G. m. b. H., Belgard (für die Bez. öſtl. der 
Oder); Vorpomm. Bauernhof, Siedl.⸗Geſ. m. b. H., 
Loitz (für Vorpommern); für Brandenburg: 
Landgeſ. Eigene Scholle G. m. b. H., Frankfurt 
a. d. O.; Bauernhof Siedl.⸗Geſ. m. b. H., Berlin 
N 10; Gem. Siedl.⸗Geſ. Deutſcher Oſtbund m. b. 
H., Berlin W 30; Siedl.-Geſ. „Deutſch-Land“ m. 
b. H., Berlin W 35; für die Grenzmark: 
Grenzmark Siedlung G. m. b. H., Berlin SW 11; 
Bauernhof Siedl.⸗Geſ. m. b. H., Berlin W 10; für 
Niederſchleſien: Schleſ. Landgeſ. m. b. H., 
Breslau; Bauernſiedlung, Berlin W 35; für 
Oberſchleſien: Oberſchleſ. Landgeſ. m. b. H., 
Oppeln; Bauernſiedlung, Berlin W 35; für 
Mecklenburg: Meckl. Landgeſ. m. b. H., 
Schwerin; Deutſche Erde Siedl.⸗Geſ. m. b. H., 
Berlin W 35; Allg. Landſiedlungsgeſellſchaften 
m. b. H., „Hof und Hufe“, Wendorf bei Mollen⸗ 
hagen; für Schleswig-Holſtein: Schles⸗ 
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wig⸗Holſt. Höfebank G. m. b. H., Kiel; Gem. 
Siedl.⸗Geſ. Deutſcher Oſtbund, Berlin W 30; für 
Hannover: Hann. Siedl.⸗Geſ. m. b. H., Han⸗ 
nover; für Braunſchweig: Braunſchw. Siedl.⸗ 
Geſ. m. b. H., Braunſchweig; für Prov. Sach⸗ 
ſen und Anhalt: Siedl.⸗Geſ. Sachſenland m. 
b. H., Halle; für Freiſtaat Sachſen: Sächſ. 
Heim, Dresden⸗A.; für Thüringen: Thür. 
Landesſiedl.⸗Geſ. m. b. H., Weimar; für Bay⸗ 
ern: Bayr. Siedl.⸗ und Landbank, München; 
für Heſſen und Reg.⸗Bez. Wiesbaden: 
Naſſ. Siedl.⸗Geſ., Frankfurt a. M.; für Heſſen⸗ 
Naſſau (Reg.⸗Bez. Kaſſel): Siedl.⸗Geſ. Hell. 
Heimat, Kaſſel; für Rheinprovinz: Siedl.⸗ 
Geſ. Rhein. Heim, Bonn; für Weſtfalen: 
Siedl.⸗Geſ. Rote Erde, Münſter; für Baden: 
Bad. Landwirtſchaftskammer, Karlsruhe; für 
Württemberg und Hohenzollern: 
Württ. Landſiedlung G. m. b. H., Stuttgart. 


Neue Satzung der Deutſchen Siedlungsbank. 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Land: 
wirtſchaft und der Reichsminiſter der Finanzen 
geben eine Aenderung der Satzung der Deutſchen 
Siedlungsbank bekannt (Deutſcher Reichsanzeiger 
Nr. 282, 1933), danach hat die Anſtalt im Reichs⸗ 
gebiet die Schaffung von Bauernhöfen durch 
Begründung neuer bäuerlicher Betriebe und He⸗ 
bung beſtehender Kleinbetriebe bis zur Größe 
einer ſelbſtändigen Ackernahrung, zu fördern. 


Siedlungsprojekt und Siedlungslager 
in Pommern. 

Für 1934 werden in Pommern 100 000 Morgen 
für Koloniſation in Ausſicht genommen. Wo 
Siedlungen geplant ſind, werden Siedlungslager 
eröffnet: zum erſten Mal in Warlang, Kreis 
Neu⸗Stettin, wo mit dem Bau von Siedlungen 
für etwa 50 Familien begonnen wurde. 


Neues Siedlungsgelände in Bayern. 

Auf Anregung des bayriſchen Miniſterpräſiden⸗ 
ten ſollen durch Rodung in bayriſchen Staats- 
forſten 1900 Hektar für Anlieger-Gied- 
lung, 9100 Hektar für Bauern-Giedlung 
beſchafft werden. 


Bäuerliche Siedlung im September und 
Oktober 1933. 

Das Siedlungswerk ſteht zur Nachfrage feines- 
wegs in befriedigendem Verhältnis. 

An die Reichsſtelle für Siedlerberatung und 
ihre Zweigſtellen haben ſich im September 
ſchriftlich 2785, mündlich 2594 Siedlungsbewerber 
um Rat gewandt. Davon fehlten den meiſten die 
erforderlichen Anzahlungsmittel. 

Von 512 Siedlungsbewerbern, die alle zur An⸗ 
ſiedlung notwendigen finanziellen und perjön- 
lichen Vorausſetzungen erfüllten, konnten wegen 
des beſtehenden Landmangels nur 28 an⸗ 
geſiedelt werden. Im Oktober wurden 
1943 ſchriftlich und 1828 mündlich anfragende Be: 


werber gezählt, von denen 477 geeignet waren und 
nur 67 angeſiedelt werden konnten. 


„Württembergiſche Nord⸗Siedlung.“ 

Auf Anregung des Wirtſchaftsminiſters und 
des Landes-Bauernführers wurde zur Umfiedlung 
württembergiſcher Bauernſöhne aus dem Norden 
und Oſten des Reiches eine gemeinnützige G. m. 
b. H. „Württembergiſche Nord-Siedlung“, Sitz 
Berlin, gegründet. 


Förderung der Weſt⸗Oſt⸗Siedlung. 

Der Reichsernährungsminiſter hat beſtimmt, 
daß die Siedlungsgeſellſchaften im Jahre 1934 
mindeſtens 25% ihrer Stellen Weſt-Oſt⸗Siedlern 
vorbehalten. 


Nebenberufliche Landſiedͤlung 


Reichsverband deutſcher Heimſtätten. 

In das Vereinsregiſter iſt bei dem Verein 
„Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaf— 
ten E. V.“, Berlin-Mitte, Nr. 2972 des Regiſters 
am 26. Oktober 1933 folgendes eingetragen wor: 
den: 8 
Spalte 1 Nr. 11: 

Spalte 2: Der Name iſt geändert: 
Reichsverband Deutſcher Heimſtätten. 

Spalte 3: Durch Beſchluß der Mitgliederverſamm⸗ 
lung vom 5. Auguſt 1933 iſt die 
Satzung geändert und neu gefaßt. Der 
Vorſtand beſteht aus einer Perſon. 
Er hat einen ſtändigen hauptamtlichen 
Stellvertreter. 

Spalte 4: Den Vorſtand bilden jetzt: 
Kaufmann Willy Gutzmer aus Berlin, 
Stellvertreter: Rechtsanwalt Dr. Fer⸗ 
dinand Neumann, Berlin-Charlotten⸗ 
burg. 
Blatt 189 der Reg.⸗Akten. 

26. Oktober 1933. 


Kurzſchichten⸗Siedlung in Sachſen. 

Der Oberpräſident in Magdeburg hat an die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber einen Aufruf zu 
weitgehender Einführung der Kurzarbeit und 
gleichzeitiger Errichtung von nebenberuflichen 
Landſiedlungen gerichtet. Mit der Durchführung 
der Kurzarbeiter-Siedlung iſt die Mitteldeutſche 
Heimſtätte G. m. b. H., Magdeburg, betraut 
worden. 

Neue Randſiedlungen in Leipzig. 

Im Süden der Stadt Leipzig iſt der Bau von 
500 Siedlerſtellen in Angriff genommen worden. 
Die Finanzierung leitet die Deutſche Bau- und 
Boden⸗Bank A.⸗G., Berlin, die Trägerſchaft hat 
die ſtädtiſche Gemeinde Leipzig inne. 


Bauvorhaben der Rheiniſchen Heimſtätte Gmbh. 
Düſſeldorf. 

Zahl der geplanten Kleinſiedlungen in Brügge 

10, Hückeswagen 10, Kapellen 10, Nievenheim 10 

Oſterath 10, Remſcheid 20. 8 


479 


. TEE ET TE EEE 


Zahl der in Angriff genommenen Kleinſiedlun⸗ 
gen in Boisheim 10, Büderich bei Neuß 10, Bütt⸗ 
gen 10, Dormagen 10, Dülken 20, Elſen 10, El⸗ 
ten 10, Gruiten 10, Heiligenhaus 10, Neorps 16, 
Norf 10, Oedt 10, Rees 14, Richrath-Reusrath 10, 
Solingen 30, St. Tönis 16, Velbert 22, Wittlaer⸗ 
Kalkum 10. 


Die Hamburgiſchen Elektrizitäts⸗Werke 
planen für ihre penſionierten Arbeitnehmer die 
Erſtellung einer Siedlung. Vorläufig iſt der 
Bau von 70 Häuſern vorgeſehen. 

Franz Seldte⸗Siedlung in Hamburg. 

Der Hamburger Stahlhelm hat gemeinſam mit 
dem Kleingartenverein Deutſchland die Schaffung 
von 150 Siedlerſtellen in Ahrensburg unter⸗ 
nommen. 

Frontkämpfer⸗Siedlung Britz. 

Die nationalſozialiſtiſche Kriegsopfer-Fürſorge 
erſtellt in Berlin-Britz die erſte deutſche Front⸗ 
kämpfer⸗Siedlung mit insgeſamt 168 Stellen. Mit 
dem Bau wurde am 2. Dezember begonnen. 

Dorfrandſiedlung in Oſtpreußen. 

Nach einer Ankündigung des Oberpräſidenten 
Koch iſt für Oſtpreußen der Bau von 2200 Häu⸗ 
ſern in Dorfrandſiedlungen von je 4 Morgen 
Land geplant. 

Nebenberufliche Landſiedlung im November 1933. 

Die Entwicklung der Nebenberuflichen Land— 
ſiedlung iſt überaus rege. Wie die Nachrichten 
eines Wochenquerſchnittes (Mitte November) zei⸗ 
gen, werden in Niederſachſen 50 000, in Baden 
900 und zahlreiche Siedlerſtellen am Niederrhein 
geplant; die Mitteldeutſche Heimſtätte hat mit 
der „Franz Seldte-Siedlung“ begonnen und be- 
reitet weitere kleine Siedlungen in der Provinz 
Sachſen vor. 


Eigenheimſiedlung 
Eigenheimbau durch die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte. 

Die RfA. hat in den verfloſſenen 11 Monaten 
d. J. 1025 Siedlungshäuſer beliehen gegenüber 
619 im ganzen Jahre 1932. Seit Beginn des 
Jahres 1933 hat ſie der Wirtſchaft für Zwecke 
der Arbeitsbeſchaffung rd. 148 Mill. RM in 
Form von Darlehen und Hypotheken zur Ver— 
fügung geſtellt, wovon der größte Anteil auf den 

Eigenheimbau entfällt. 

Neue Eigenheim⸗Bauten in Klein⸗Machnow. 

In Klein⸗Machnow wurde mit dem Bau 
von 304 Einfamilien⸗Häuſern begonnen. Die 
Ausführung erfolgt durch die „Allgemeine Häufer- 
bau A.⸗G.“ („Siedlungsgeſellſchaft Kl.-Mach⸗ 
now“), die finanzielle Baubetreuung hat die 
Brandenburgiſche Heimſtätte G. m. b. H. über⸗ 
nommen. 

Außerdem ſtehen in Klein-Machnow 86 weitere 
Einfamilienhäuſer im Bau. Träger dieſes Bau⸗ 
vorhabens iſt die „Gehag“. 
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Die Brandenburgiſche Heimſtätte. 

hat ſich rege dafür eingeſetzt, daß künftig alle bei 
ihr eingereichten Projekte aus der Eigenheim- 
aktion des Reiches, die den techniſchen oder äjthe- 
tiſchen Anſprüchen nicht entſprechen, den Antrag⸗ 
ſtellern zurückgegeben werden, mit der Empfehlung, 
die Ueberarbeitung durch frei ſchaffende in den 
Verbänden zuſammengeſchloſſene Architekten vor⸗ 
nehmen zu laſſen. 


Siedlerdienſt 


Siedlung im „Feierabend⸗Werk“. 

Innerhalb des Feierabend-Werkes der „Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront“ iſt ein „Amt für Siedlung 
und Selbſthilfe“ eingerichtet worden, das ſich vor 
allem für den Eigenheim-Gedanken und die 
nebenberufliche Landſiedlung einzuſetzen und 
gegen den Siedlungs-Illuſionismus zu wenden 
gedenkt. 

Frachterleichterung und Fahrpreisermäßigung 

für Siedler. 

Neben der Frachterleichterung für Bauſtoffe ge⸗ 
währt die Reichsbahn vom 6. 11. ab eine 25% ige 
Ermäßigung für Stückgut und Wagenladungen 
bäuerlicher und nebenberuflicher Landſiedler, jo: 
wie eine Perſonen⸗Fahrpreisermäßigung für vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedler ab 15. Oktober von 34% 


Staatliche Elektrifizierungsbeihilfen. 

Der Preuß. Landwirtſchaftsminiſter hat im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter klarge— 
ſtellt, daß Staatsbeihilfen für die Herſtellung des 
elektriſchen Ortsnetzes in Siedlungen einſchließ⸗ 
lich der Zuführungsleitung zu den Gehöften und 
der Hauseinführung, gewährt werden können. 
Dagegen find die Koſten der elektriſchen Inſtalla⸗ 
tion in den Gebäuden, ſowie der Frei- und Erd⸗ 
leitungen auf dem Grundſtück, ſoweit ſie hinter 
der Hauseinführung liegen, nicht beihilfefähig. 


Kontrolle der Inſtandſetzungszuſchüſſe. 

Der Rechnungshof des Deutſchen Reiches hat 
in Stichproben die Verwendung der den Ländern 
als Reichszuſchüſſe für Inſtandſetzungs- und Um: 
bauarbeiten überwieſenen Reichsmittel nad) 
geprüft und dabei die Feſtſtellung gemacht, daß 
vielfach Arbeiten, für die Vorbeſcheide erteilt ſind, 
nicht innerhalb der feſtgeſetzten Friſten begonnen 
wurden, ſodaß Reichsgelder längere Zeit zwecklos 
gegeben find. Da es der Reichsregierung um ſo⸗ 
fortige Arbeitsbeſchaffung zu tun iſt, ſoll ein Ver⸗ 
zögern der Termine künftig durch verſchärfte Kon⸗ 
trolle verhindert werden. 


Veranſtaltungen 


Der Verein für Wohnungsreform hat an 
den Reichskanzler eine Denkſchrift eingereicht, über 
„Die kommende Wohnungsnot“, nach 
deren Feſtſtellungen heute ſchon ein Neubedarf 
von 750 000 Wohnungen vorliegt. 


————.——— —— md —· VU 0 


„Geſunder Nachwuchs, geſundes Heim.“ 

en—. Mit Rückſicht auf die Notwendigkeit einer 
organiſchen Befriedung des Wohnungsmangels zu 
Nutzen eines geſunden Nachwuchſes machte der 
„Verein für Wohnungsreform“ in 
einer Kundgebung im Herrenhaus am 15. No⸗ 
vember 1933 gemeinſam mit dem „Reichs- 
verband der Kinderreichen Deutſch⸗ 
lands zum Schutze der Familie“ auf die 
Zweckmäßigkeit einer ſyſtematiſchen Umſiedlung 
aufmerkſam. Zu dem Thema der Veranſtaltung: 
„Dem geſunden Nachwuchs das ge⸗ 
ſunde Heim!“ ſprachen: Dr. Rutke, Ge⸗ 
ſchäftsführer des Reichsausſchuſſes für Volks⸗ 
geſundheitsdienſt und W. Gutzmer, Vorſitzen⸗ 
der des Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten. 

Die Redner ſtellten die volkstums verheerende 
Wirkung der großſtädtiſchen Mietshauskaſernen 
eindringlich dar und forderten im Anſchluß daran, 
zur Förderung des Geburtenwillens des deutſchen 
Volkes, die Schaffung von flach gebauten Land» 
heimen. Mitvorausſetzung dafür ſei, die Beſor⸗ 
gung eines deutſchen Bodenrechtes und einer 
ſtädtiſchen Bodenreform. 

W. Gutzmer behandelte insbeſondere noch die 
wirtſchaftlichen Vorteile des Flach⸗ 
baues mit Kleingarten, gegenüber dem Hochbau. 

Reichsarbeitsminiſter Seldte, der die Schirm= 
herrſchaft über die Kundgebung übernommen 
hatte, verſicherte, daß die Reichsregierung unter 
eigener Initiative des Reichskanzlers, den Be⸗ 
ſtrebungen des „Vereins für Wohnunsgreform“ 
nach Maßgabe der verfügbaren Mittel, im größten 
Maße gerecht zu werden gedenke; insbeſon⸗ 
dere ſolle die Altſtadtſanierung in An⸗ 
griff genommen werden. Die Aktionen der letzten 
Monate hätten von dem ernſthaften wohnungs⸗ 
politiſchen Beſtreben der Regierung Zeugnis ab⸗ 
gelegt, durch reformatoriſche Maßnahmen einen 
geſunden Nachwuchs zu ſichern. 


Reichswohnungskonferenz. 

Am 15. 11. fand im Reichsarbeitsminiſterium 
unter Vorſitz von Miniſterialrat Durſt eine 
Reichswohnungskonferenz ſtatt. Es wurde u. a. 
die Frage der Altſtadtſanierung beſpro⸗ 
chen. Im Sinne der oben erwähnten Anſprache 
des Herrn Reichsarbeitsminiſters ſoll dieſes Pro⸗ 
blem ſchon im Winter d. J. im Rahmen der Ar⸗ 
beitsbeſchaffung mit Energie in Angriff genom⸗ 
men werden. 


Ausſtellung „Der Oſten“, Berlin. 

en—, In Berlin wurde die vom „Bund 
Deutſcher Oſten“ organiſierte Ausſtellung „Der 
Oſten“ eröffnet. Es ſprachen: Dr. Franz Lüdtke, 
Reichsinnenminiſter Dr. Frick, Reichsleiter Al⸗ 
fred Roſenberg. 

Die Ausſtellung iſt in den Abteilungen „das 
geiſtige Geſicht des deutſchen Oſtens“, „Beſied⸗ 
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lungsgeſchichte“ (hier fällt u. a. ſehr anregend die 
Laubenhausſiedlung der Weichſelniederung auf), 
„Oſtdeutſches Brauchtum“ reich und anſchaulich 
geſtaltet. 

Bildende Kunſt und Malerei bringen das Ge⸗ 
ſicht der oſtdeutſchen Landſchaft und des Menſchen 
eindrucksvoll nahe. 

Die Abteilung „Siedlung der Gegen⸗ 
wart“, iſt indes auf dieſem bedeutenden Forum 
unzulänglich ausgeſtattet. Es ſind die eindrucks⸗ 
vollen Proſpekte zum Erich-Koch⸗Plan (Beſiedlung 
und Induſtrialiſierung Oſtpreußens) und die 
Siedlungsreliefs der Oſtpreußiſchen Landgeſell⸗ 
ſchaft zu ſehen, die von der Königsberger Oſtmeſſe 
her bekannt ſind. Von den „Deutſchen Heimſtät⸗ 
ten“ iſt die „Schleſiſche Heimſtätte“ vertreten. 
Siedlungsliteratur haben der Verlag der „Sied⸗ 
lung und Wirtſchaft“ und die „Deutſche Landbuch⸗ 
handlung“ ausgeſtellt. 

Wirkungsvoll aufgebaut iſt ferner auch die Ab⸗ 
teilung „Freiwilliger Arbeitsdienſt“. 

Der Beſuch der Ausſtellung bringt im ganzen 
reiche Anregung. Es iſt um ſo mehr dazu zu 
raten, als eine Propaganda großen Stils dafür 
nicht aufgewandt wurde. 


Generalappell des Haus⸗ und Grundbeſitzes 
am 4. Dezember 1933. 

Staatsſekretär Krohn vom Reichsarbeits⸗ 
miniſterium wies auf die günſtigen wirtſchaft⸗ 
lichen Auswirkungen der Inſtandſetzungsaktion 
hin. 

Staatsſekretär Feder erklärte, daß der Wert 
des deutſchen Hausbeſitzes heute höchſtens auf 30 
bis 35 Mrd. RM geſchätzt werden könne. Damit 
habe er ſeine Funktion der weſentlichen Kredit⸗ 
unterlage eingebüßt. 60 bis 70% der Mietein- 
nahmen würden von den Zinſen verſchlungen. 

Staatsſekretär Reinhardt kündigte „nicht 
unbedeutende Steuererleichterungen für den Haus⸗ 
beſitz“ an und empfahl, den Betrag der Steuer⸗ 
entlaſtung zur Tilgung des Inſtandſetzungs- oder 
Ergänzungsdarlehns zu verwenden. 


Erſter Reichsbauerntag. 
Der erſte Reichsbauerntag findet am Sonn⸗ 
abend, den 20. und Sonntag, den 21. Januar 
1934 in Weimar ſtatt. 


Berliner „Grüne Woche 1934“. 

Die Berliner „Grüne Woche 1934“ fin⸗ 
det vom 27. Januar bis 4. Februar in ſämtlichen 
Ausſtellungsräumen am Kaiſerdamm ſtatt. 

Unter Schirmherrſchaft des Reichsminiſters 
Dar ré wird fie, in noch größerem Maße als bis⸗ 
her, eine Geſamtſchau des deutſchen Bauerntums 
und der Landwirtſchaft geben. 

Beſonders wird auf die Gruppe „Erneue- 
rung der deutſchen Bauernkultur“, 
„Reichs nährſtand“, „Deutſche Gied- 
lung“ zu achten ſein. 


Ausſtellung „Siedlung und Eigenheim“ Duisburg. 

Als Ergänzung zu der Ausſtellung „Neben⸗ 
berufliche Landſiedlung“ wird in Duisburg eine 
zweite Schau: „Siedlung und Eigenheim“ gezeigt. 


Siedlungsausſtellung 1934, München. 

Der Verein Siedlungsausſtellung 1934 ſchreibt 
einen Wettbewerb für Klein haustypen 
einer Muſterſiedlung aus. Zugelaſſen ſind die 
Architekten aus München und dem Umkreis. von 
40 Kilometern. 

Leipziger Frühjahrsmeſſe. 

Zur Leipziger Frühjahrsmeſſe wird wie in 
jedem Jahr eine Fahrpreisermäßigung von 50% 
für die einfache Fahrt, von 40% für die Hin- und 
Rückfahrt gewährt. 


Perſönliches 


Perſonalveränderung im Reichsernährungs⸗ 
miniſterium. 
Reichskommiſſar Backe wurde zum Staats⸗ 
ſekretär ernannt und Dr. Kummer als Leiter 
der Abteilung „Siedlung und Oſthilfe“ bejtätigt. 


Miniſterpräſident a. D. Granzow, Präſident 
der Deutſchen Rentenbank. 

Am 31. 10. wurde Miniſterpräſident a. D. 
Granzow zum Präſident der Deutſchen Renten: 
bank und zum Vorſitzenden des Verwaltungsrates 
der Deutſchen Rentenbank-Kreditanſtalt gewählt. 
Granzow, der bereits Aufſichtsratsvorſitzender 
der Deutſchen Siedlungsbank, ſowie Vorſitzender 
der Deutſchen Pachtbank und zweiter Präſident 
des Reichsverbandes der deutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften iſt, einigt damit in ſeiner 
Hand die für die Finanzierung der ländlichen 
Siedlung und für den bäuerlichen Kredit wichtig— 
ſten Befugniſſe. 

Miniſterialrat Dr. Wölz, der Leiter der 
Wohnungsabteilung im Reichsarbeitsminiſterium 
war und zuletzt in der Siedlungsabteilung des 
Miniſteriums für Ernährung und Landwirtſchaft 
wirkte, iſt am 16. Oktober in den Ruheſtand ge⸗ 
treten. 
von Detten Führer des preußiſchen Hausbeſitzes. 

Als Nachfolger von Otto Mentz wurde von 
Detten, Kreuznach, zum Führer des preußi⸗ 
ſchen Hausbeſitzes gewählt. 


Jesgars Führer des Berliner Hausbeſitzes. 

Der Führer der Nationalſozialiſtiſchen Arbeits: 
gemeinſchaft der Haus- und Grundbeſitzer-Vereine, 
Richard Jesgars, Berlin-Lichterfelde, wurde 
zum Bundesvorſitzenden gewählt. 


Tribius Präſident des Hausbeſitzer⸗Verbandes. 

Anſtelle des bisherigen Präſidenten Joſeph 
Humar, München, der zum Ehrenpräſidenten 
ernannt wurde, iſt Oberſturmbannführer Tri⸗ 
bius, Magdeburg, zum Führer der Hausbeſitzer 
gewählt worden. 
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Der B. D. A.⸗Präſident 
Profeſſor Eugen Hönig hat 
niedergelegt. 


ſein Amt 


Verſchiedenes 


Baupläne der Thüringiſchen Regierung. 

In Weimar ſoll im nächſten Frühjahr mit dem 
Bau von Amtsgebäuden für den Reichsſtatthalter, 
für die Miniſterien und für den Gau Thüringen 
der NSDAP. begonnen werden. Die Entwürfe für 
dieſe Gebäude wurden von Profeſſor Schultze, 
Naumburg, aufgeſtellt. 

Städte⸗Sanierungsplan in England. 

Auch in England beginnt man mit der Sanie- 
rung der Elendsviertel Ernſt zu machen. Die 
engliſche Regierung hat einen Geſamtplan zur 
Niederlegung von 210 000 Häuſern und aleich- 
zeitiger Umfiedlung von 1,05 Millionen Menſchen 
für die nächſten 5 Jahre bekanntgegeben. 

Eröffnung der Bauernführerſchule. 

Reichsminiſter Darré hat auf der Mindelburg 
im Allgäu, auf der einſt der Landsknechtführer 
Georg von Frundsberg lebte, eine Bauernführer⸗ 
ſchule eröffnet, deren Lehrplan von dem „Grund⸗ 
ſatz der Kenntnis des Werdens des deutſchen 
Volkes im Sinne unlösbarer Verbundenheit von 
Blut und Boden“ diktiert wird. 

Erhaltung der Fachwerkhäuſer. 

Der „Heimatſchutz Pommern“ im Reichsbund 
Volkstum und Heimat hat folgende Mahnung 
ausgegeben: 

Das Fachwerkhaus, das in den pommerſchen 
Dörfern noch vielfach vorhanden iſt, muß als 
Zeuge einer alten, heute immer mehr abſterben⸗ 
den Bauweiſe erhalten bleiben. Deshalb iſt ein 
Verputzen der Fachwerkhäuſer, wie es neuerdings 
vielfach vorgenommen wurde, unbedingt zu ver- 
meiden. Denn unter dem Putz verſchwindet das 
Beſondere dieſer Häuſer, der ſchöne Wechſel von 
weißen Gefachfüllungen und dunklen Stielen und 
Riegeln. Man ſollte daher im Gegenteil die 
früher verputzten Fachwerkhäuſer wieder von 
ihrer Putzſchicht befreien. Dann würde man 
mit Staunen ſehen, wie die Straßen 
wieder im Schmucke der alten Gefache 
leuchten und Farbe und Leben er⸗ 
halten. Alle Orte mit ſo erhaltenen reinen 
Fachwerkbauten hätten wieder mehr Anziehungs- 
kraft. 

Dieſe anregende Mahnung des „Heimatſchutz 
Pommern“ iſt auch in all den Gegenden dringend 
zu beachten, in denen ſonſt noch Fachwerkbau vor⸗ 
kommt. 

Inſtandſetzungszuſchüſſe und Siedlung. 

Der Reichsernährungsminiſter hat 
nochmals darauf hingewieſen, daß Reichszuſchüſſe 
für Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten 
auch für landwirtſchaftliche Gebäude 
und Siedlungen gegeben werden. 
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Statiſtik 


Die Wohnbevölkerung Preußens am 16. Juni 1933. 


— 
Zu⸗ oder Abnahme 


Staat. Wohnbevölkerung 
Provinzen. 1925 
N : , Bar . 
egierungsbezirke. 16. Fund 1933 
85 Staat 39 906 929 38 175 989 ＋ 1730 940 + 45 
Provinzen. 
CCC 2333 230 2256 349 + 76881 + 3,41 
CC ee: 2 726 025 2502 292 + 133 733 + 8516 
Sr 2 ee: 4 236 416 4.024 286 + 212 130 + Sa 
FCC ((( 1919935 1878 781 + 41154 + 2519 
V. Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 337 655 332 485 + 5170 + 1155 
MEIMieberiehleften .. 2 vmmemaı 3 204 427 3132 135 — 72292 + 2781 
cen ne 1480 925 1379 408 + 101517 + 7.30 
WIP Sachen 3 309 495 3 293 364 -+ 106 131 + 3,22 
IX. Schleswig⸗Holſteiu - 1589 824 1519 365 + 70 459 + Yo 
X. Hannover 3 360 827 3.222 887 + 137940 4 
XL. r ee an 5038 663 4 784 169 + 254494 + 8,32 
X Hehen-Nalon - - Sen. 0. 0.. 2 583 497 2 475 064 + 108 433 + 4,38 
une enz 76²³ 063 7213 564 — 409 499 5 
XIV. Hohenzolleriſche Lande 72 947 71 840 + 1107 + 154 


Insgeſamt 84869 Leerwohnungen in Preußen 
in den Gemeinden zwiſchen 10- und 50 000 
Einwohnern. 

In den Gemeinden dieſer Art ergaben ſich am 
16. Juni 1933 bei einer Geſamtzahl von rd. 
1,14 Mill. überhaupt vorhandener Wohnungen 
14741 nicht bewohnte. Insgeſamt betrug 
ſomit in ſämtlichen Preußiſchen Gemeinden mit 
mehr als 10000 Einwohnern der Leerwohnungs⸗ 
beſtand 84 869 bei rd. 5,5 Mill. Wohnungen über⸗ 
haupt. Die durchſchnittliche Leerwoh⸗ 
nungsziffer iſt bei den kleineren Gemeinden 
mit 1,3% etwas geringer als im Staatsdurch⸗ 
ſchnitt ſämtlicher Städte über 10 000 Einwohner 
(1,5%), liegt aber über der der Mittelſtädte und 

kommt der der Großſtädte näher. 


Die Wanderungsbewegung. 

Der Wanderungsverluſt der Großſtädte beträgt 
8,9 auf 1000 Einwohner gegenüber 8,1 auf 1000 
im erſten Halbjahr 1932. 

Die Mittelſtädte verzeichnen einen Wande⸗ 
rungsverluſt von 7,9 auf 1000 Einwohner gegen⸗ 
über 2,1 auf 1000 im erſten Halbjahre 1932. 


Geburten, Eheſchließungen und Sterbefälle im 
zweiten Vierteljahr 1933: 


Die Heiratsziffer pro 1000 beträgt 9,9; die 
Sterbeziffer 11,2 und die Geburtenziffer 15,4 pro 
1000. 


Es iſt demnach eine erhebliche Zunahme der 
Eheſchließungen, aber immer noch Geburten⸗ 
rückgang feſtzuſtellen. 


Die Bautätigkeit in den erſten drei Vierteljahren 

In den Städten mit 10 000 und mehr Ein⸗ 
wohnern wurden im September 9700 Wohnungen 
l(einſchl. Umbauten) fertiggeſtellt, 2000 oder 24 v. 
H. mehr als im Vormonat und 26 v. H. mehr als 
im September 1932. Die Zahl der Baubeginne 
(8200 Wohnungen) war um 13 v. H. größer als 
im Vormonat und um 29 v. H. größer als im 
September 1932. Bauerlaubniſſe wurden für 
7900 Wohnungen erteilt, für 2 v. H. mehr als im 
Auguſt und 34 v. H. mehr als im Vorjahr. Bei 
den Bauanträgen, über die Angaben nur für 
die Groß- und Mittelſtädte mit 50 000 und mehr 
Einwohnern vorliegen, ergab ſich gegenüber dem 
Vormonat eine Verringerung um etwa 11 v. H., 
gegenüber September 1932 aber eine Steigerung 
um 52 v. H. 


Der Anteil der Groß- und Mittelſtädte an den 
Bauplanungen und Baubeginnen hat ſich weiter 
verringert. Auf die Gemeinden mit 50 000 und 
mehr Einwohnern entfielen 1933 von 100 Woh⸗ 
nungen bei den 


Januar April Juli Auguſt Septbr. 
Bauerlaubniſſen a 58 
Baubeginn 83 64 61 62 58 
Bauvollendungen 7 8 d 71 


In den Groß- und Mitteljtädten hat der Woh- 
nungsumbau in dieſem Jahre ſtark zugenommen. 
In den erſten drei Vierteljahren wurden 21 300 
Wohnungen durch Am-, Anz oder Aufbau ge⸗ 
ſchaffen, gegenüber 8600 Wohnungen in der ent⸗ 
ſprechenden Zeit des Jahres 1932 und 3850 Woh⸗ 
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nungen im Jahre 1931. Der Anteil der Umbau 
wohnungen an der Geſamtzahl der neuerbauten 
Wohnungen belief ſich 1933 auf 45 v. H., 1932 
auf 24,5 v. H. und 1931 auf 4 v. H. Unter den 
erſtellten Wohnungen, die überwiegend in Klein⸗ 
häuſern lagen (82 v. H. aller errichteten Gebäude 
enthielten höchſtens 4 Wohnungen), ſtanden die 
Mittelwohnungen mit 4 bis 6 Wohnräumen lein⸗ 
ſchließlich Küche) an erſter Stelle. Von 100 er⸗ 
ſtellten Wohnungen waren 46 Kleinwohnungen 
mit 1 bis 3 Wohnräumen (1932: 54), 50 Mittel⸗ 
wohnungen (42) und 4 Großwohnungen mit 7 
und mehr Räumen (4). 

Die private Bautätigkeit (ohne Umbauten) er⸗ 
höhte ſich im dritten Vierteljahr beträchtlich. 
Während vergleichsweiſe in den erſten drei Mo⸗ 
naten dieſes Jahres 39 v. H. der in Wohngebäu⸗ 
den erſtellten Wohnungen von privaten Baus 
herren errichtet wurden, ſtieg dieſer Anteil im 
zweiten Vierteljahr auf 44 v. H., im dritten Vier⸗ 
teljahr auf 67 v. H. In der Zeit von Januar 
bis September 1933 zuſammen wurden 52 v. H. 
der Wohnungen von privaten Auftraggebern er- 
richtet (1932: 47 v. H.), 36 v. H. von gemein⸗ 
nützigen Baugeſellſchaften (46 v. H.) und 12 v. H. 
von öffentlichen Körperſchaften (7 v. H.). 

Die Unterſtützung des Wohnungsneubaus aus 
öffentlichen Mitteln iſt erheblich zurückgegangen. 
Im Laufe des Jahres wurden von je 100 Woh⸗ 
nungen, die durch Neubau in Wohngebäuden er- 
ſtellt wurden, mit öffentlichen Zuwendungen er⸗ 
baut 


im Mai 49 
im Januar 60 im Juni 51 
im Be 67 im Juli 42 
im ärz 52 im Auguſt 4⁵ 
im April 62 im Septbr. 37 


In den erſten drei Vierteljahren zuſammen 
belief ſich der Anteil der mit Hilfe von öffent⸗ 
lichen Mitteln erſtellten Wohnungen in Neubaus 
ten auf 50 v. H., gegenüber 70 v. H. im Jahre 
1932 und 89 v. H. im Jahre 1931. 

Dem Zugang an Wohnungen ſtand in diejem 
Jahre bis September ein Abgang von 8400 Woh⸗ 
nungen gegenüber (in der entſprechenden Zeit 
des Vorjahrs 4100 Wohnungen). 


Die Entwicklung der Bauſtoffpreiſe und der 
Baukoſten in der Bauperiode 1933. 


Die folgende Zuſammenſtellung der amtlichen 


Richtzahlen zeigt, daß Bauſtoffpreiſe und Bau⸗ 
koſten ſeit Februar bzw. April d. J. wieder leicht 
anſteigen. 


1933 Bauſtoffe Baukoſten 
Januar 103,7 125,1 
Februar 102,7 125,0 
März 103,0 125,3 
April 103,2 124,8 
Mai 103,5 124,9 
Juni 103,4 125,1 
Juli 104,3 125,4 
Auguft 104,7 125,6 
September 104,7 126,6 
Oktober 104,9 — 


Zwangsverſteigerungen land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke. 
— Im zweiten Vierteljahr 1933. — 

Die Zwangsverſteigerungen haben infolge des 
erweiterten Vollſtreckungsſchutzes ſtark abgenom⸗ 
men, gegenüber der Ziffer gleicher Zeit des Vor⸗ 
jahres um rund 75%. Im zweiten Vierteljahr 
wurden im Deutſchen Reich 1386 Zwangsver⸗ 
ſteigerungen land- und forſtwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe gezählt. 


Die Arbeitsmarktlage im November 1933. 

In der zweiten Novemberhälfte iſt die Geſamt⸗ 
zahl der Arbeitsloſen um faſt 62 000 zurückge⸗ 
gangen. Sie beträgt am 30. November 3 714 000. 

In der Landwirtſchaft wurden 95 008, gegen- 
über 284 864 im Februar 1933, im Baugewerbe 
269 878, gegenüber 605 924 im Februar 1933 ge- 
zählt. 


Der deutſche Außenhandel im Oktober 1933. 

Der Ausfuhrüberſchuß iſt etwas günſtiger. Mit 
80 Millionen RM ſtellt er den höchſten im Ber: 
lauf dieſes Jahres erzielten Betrag dar. 


Die Großhandelspreiſe in der erſten 
Novemberhälfte 1933. 
Die Geſamtziffer der Großhandelspreiſe iſt 
leicht zurückgegangen. Der Index beträgt 96,1. 


Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten. 

Im November 1933 betrug die Reichsindex⸗ 
ziffer für die Geſamtlebenshaltung 120,4. Sie 
iſt gegenüber November 1932 um 1,3 geſtiegen. 
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